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Bericht über die VDEW-Jahresversammlung 1960 
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Auftakt zur Tagung, die in diesem Jahr in Mannheim statt- 
unden hat, war am 9. Mai 1960 die Mitgliederversammlung 
- VDEW, über die bereits berichtet worden ist!). Ihr schloß 
h am 10. Mai die Jahrestagung an, an der rd. 1200 Vertreter 
- Mitgliedswerke und Interessenten aus der Bundesrepublik, 
; Mitteldeutschland und dem europäischen Ausland teilnah- 
n. 


Der Vorsitzende der VDEW, Prof. W. Strahringer, Darm- 
dt, eröffnete die Tagung mit der Begrüßung der Teilnehmer. 
ußworte sprachen ferner der Oberbürgermeister der Stadt 
‚innheim, Dr. Reschke, der, zugleich im Namen des Deutschen 
idtetages sprechend, den großen Anteil der Gemeinden an 
Lösung der der Elektrizitätsversorgung gestellten Aufga- 
1 hervorhob, Gen.-Dir. Kaun, Stuttgart, der auf die gemein- 
nen Probleme der Gas- und der Elektrizitätswirtschaft hin- 
es und sich für einen fairen Wettbewerb in der Deckung des 
irmebedarfs aussprach, und schließlich Prof. Kromer, Karls- 
he, der die Grüße des Deutschen Verbandes Technisch-wis- 
ischaftlicher Vereine überbrachte. 


Die traditionellen Wünsche des Bundeswirtschaftsministe- 
ims richtete wie in den vergangenen Jahren Min.-Dirigent 
esemann, Bonn, aus. Hatten wir es im vorigen Jahr, so führte 
aus, auf Ihrer Tagung in der Berliner Kongreßhalle ange- 
hts der im langjährigen Aufwärtstrend niedrigeren Strom- 
tbrauchssteigerung des Jahres 1958 und der ersten Monate 
s Jahres 1959 gewagt, optimistisch in die Zukunft zu sehen, 
'sind alle Erwartungen seitdem in Erfüllung gegangen und 
ch übertroffen worden. Gegenüber einer Steigerung des 
tomverbrauchs aus dem Netz der öffentlichen Elektrizitäts- 
tsorgung von knapp 6 v.H. im Jahr 1958 ist der Verbrauch 
‚ersten Halbjahr 1959 um 7,2 v.H.,im gesamten Kalenderjahr 
59 um über 10 v.H. angestiegen. Das erste Vierteljahr 1960 
brachte sogar eine Verbrauchssteigerung von arbeitstäglich 


5v.H. 
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Während sich bei den Sonderabnehmern die konjunkturellen 
Änderungen deutlich in den Stromverbrauchswerten nieder- 
schlagen, hat die Steigerung bei den Tarifabnehmern ohne Un- 
terbrechung seit Jahren mit fast unverändert hoher Zuwachs- 
rate angehalten. Dieser sich ständig steigernde Anteil des ver- 
hältnismäßig krisenfesten Stromverbrauchs der Tarifabnehmer 
und die technisch und wirtschaftlich auf hohem Niveau stehen- 
de Elektrizitätsversorgung in der Bundesrepublik haben schon 
den Gedanken aufkommen lassen, daß in der Elektrizitätswirt- 
schaft ernstere Probleme nicht vorhanden seien, daß in diesem 
Wirtschaftszweig sozusagen alles von selbst laufe und in Zukunft 
auch laufen würde. 


Nun: Die Steigerung des Absatzes aus dem öffentlichen 
Elektrizitätsversorgungsnetz ist Ihnen nicht in den Schoß ge- 
fallen. Nicht automatisch arbeiten für Sie, das wissen Sie, meine 
Herren aus den Unternehmen am besten, der Fortschritt der 
Technik und die Vorteile der Rationalisierung. Das Wägen und 
Wagen auf technischem und wirtschaftlichem Gebiet, eine vor- 
sichtige Preis- und Tarifpolitik und manches andere mehr ste- 
hen hinter Ihren Erfolgen. Sie müssen in eigener Verantwor- 
tung handeln, und zwar unter Berücksichtigung Ihres hohen 
Auftrags: Elektrizität so sicher und so preiswert wie möglich 
zur Verfügung zu stellen. 

Für den technischen Fortschritt und den Wagemut gibt ge- 
rade Mannheim, Ihr diesjähriger Tagungsort, ein beredtes 
Zeugnis. Hier kamen an gleicher Stelle, im Januar 1929, also 
vor mehr als 30 Jahren, unter Führung der Vereinigung der 
Blektrizitätswerke, der damaligen VdEW, Fachleute zusam- 
men, um über die Fragen zu diskutieren, wie weit man in den 
öffentlichen Kraftwerken mit Dampfdrücken und -temperatu- 
ren gehen kann und soll. Damals konnte Professor Dr. F. Mar- 
guerre, den ich als einen der Senioren der deutschen EBlektrizi- 
tätsversorgung heute ganz besonders herzlich begrüße, den 
Teilnehmern dieser Tagung die ersten in industriellem Maßstab 
in Deutschland gebauten Hochdruckkessel mit einem Druck 
von 100 atü vorführen, die wenige Wochen vorher im Groß- 
kraftwerk Mannheim in Betrieb gekommen waren. 


am 
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Über die Rationalisierungserfolge und die vorsichtige Preis- 
und Tarifpolitik in der Elektrizitätsversorgung geben in ge- 
wissem Umfang die Erlöse aus dem Kilowattstundenverkaufdes 
letzten Jahres einen Hinweis. Auch im Jahr 1959 ist der Strom- 
absatz stärker angestiegen als der Erlös aus dem Stromverkauf. 
Die Durchschnittserlöse sind beim Letztverbraucher weiterhin 
zurückgegangen, und zwar auf 10,0 Pf/k Wh. 


Neben den eigenen, sozusagen innerbetrieblichen Fragen der 
Elektrizitätsversorgung, gewinnen die Probleme der Elekttrizi- 
tätswirtschaft im größeren Rahmen der Einergiewirtschaft immer 
mehr an Bedeutung. Die Themen der heutigen Vorträge von 
Professor Baade und Professor Szrahringer aus Anlaß Ihrer dies- 
jährigen Hauptveranstaltung zeigen, daß Sie sich dessen voll 
bewußt sind. 


Im letzten Jahresbericht der „Kommission der Europäischen 
Atomgemeinschaft‘ wurde der Anteil der Elektrizität am ge- 
samten Primärenergiebedarf für das Jahr 1955 mit 25 v.H. an- 
gegeben; mit einer Steigerung des Anteils auf etwa 40 v.H. bis 
zum Jahr 1980 wird in diesem Bericht gerechnet. Eigene Über- 
legungen für das Bundesgebiet kommen zu ähnlichen Ergeb- 
nissen. Danach kann der Anteil der gesamten deutschen Strom- 
erzeugung am Primärenergieverbrauch in dem genannten Zeit- 
raum bis auf 40 v.H. und mehr ansteigen, sofern Prophezeiun- 
gen über derartige Zeiträume heute schon möglich sind. 


Es ist bekannt, daß die Fragen der Energieversorgung auf 


‚nationaler und internationaler Ebene ein immer stärkeres Gewicht 


in den gesamtwirtschaftlichen und politischen, insbesondere 
sozialpolitischen, Betrachtungen bekommen haben. Waren es 
ursprünglich Mangelerscheinungen auf den heimischen Ener- 
giemärkten, die der Beschäftigung mit energiewirtschaftlichen 
Fragen einen bisher ungewohnten Akzent verlichen hatten, so 


‘bieten sich heute die Probleme wesentlich vielschichtiger dar. 


Nicht mehr unter dem Gesichtspunkt eines Mangels, sondern 
unter dem eines akuten Überangebots an Energie — nach Men- 
ge und Art — stehen nunmehr die Überlegungen von Politi- 
kern, Fachleuten und Nichtfachleuten. 


Viele Fragen des Einflusses konjunktureller und strukturel- 
ler Veränderungen wollen gelöst sein. Hinzu kommt die uns als 


 Weltenergiewirtschaft/ von F. Baads, Kiel*) 


Nach einem Blick auf die voraussichtliche Steigerung des Weltbedarfs an Nutzenergie bis zum Jahr 
folgen Ausführungen über die Weltenergiebilanz, wie sie heute aussieht und sich voraussichtlich en 
wickeln wird. In diesem Zusammenhang werden hauptsächlich die Erdvorräte an Kohle und Er 
analysiert. Der Verfasser gibt einem besseren Leben auf der Welt des Jahres 2000 eine Chance, wen 
sich die Menschheit auf ihre ethischen Werte besinnt. 


I. 

Wir leben in einer ungemein schnellebigen Welt, und unter 
den Lebensbereichen dieser Welt ist die Energiewittschaft ein 
Zweig, der sich mit besonderer, geradezu atemberaubender 
Schnelligkeit weiterentwickelt. 


Lassen Sie mich meine Ausführungen mit einem persönlichen 
Erlebnis beginnen: Als ich vor drei Jahren meine „Weltener- 
giewirtschaft‘‘ schrieb!), hatte ich geschätzt, daß der Bedarf der 
Erdbevölkerung an Nutzenergie bis zum Ende unseres Jahr- 
hunderts auf das Siebenfache steigen wird und daß wir diesen 
Bedarf an Nutzenergie mit einem Aufwand an Primärenergie- 
trägern in der Größenordnung vom Vier- bis Fünffachen des 
heutigen bestreiten können. Die:e Schätzung muß ich heute 
kräftig nach oben korrigieren; denn sie baute auf der Annahme 
auf, daß die Erdbevölkerung bis zum Ende des Jahrhunderts 


*) Vorgetragen auf der Jahresversammlung der VDEW in Mann- 
heim am 10. Mai 1960. — Prof. Dr. Dr. h. c. Fritz Baade, M.d.B,, 
ist Direktor des Instituts für Weltwirtschaft an der Universität Kiel 


U) F. Baade, Weltenergiewirtschaft. rowohlts deutsche enzyklopä- 
die, 75. Hamburg 1958 
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Europäern gestellte Aufgabe, das wirtschaftlich and Holt c 
geeinte Europa zu schaffen. Die Elektrizitätswirtschaft stch 
unlösbar mitten in allen diesen Fragen und Problemen. Sie i 
nicht nur ein Hauptabnehmer jeder Art von Kohle; auch Erd& 
Erdgas und Kernbtennstoffe werben zunehmend um ihre Gunst, 
Sie ist Umwandler und Veredler von Primärenergie schlecht 
hin, sie ist Anbieter einer praktischen und zukunftsreiche 
Energieförm in allen Bereichen unseres Lebens. Nahezu alle 
energiepolitischen Maßnahmen und Entscheidungen auf , 
nalem oder übernationalem Boden berühren die Elektra 
wirtschaft in irgendeiner Weise, und zwar in zunehme 
Maß. Von einer „Problemlosigkeit‘ kann meines Erachtet 
der Elektrizitätswirtschaft nicht gesprochen werden. Fi 


| 
| 


Die Elektrizitätswirtschaft darf stolz darauf sein, einen Bei 
trag zut europäischen Zusammenarbeit nunmehr seit Jahren i | 
einer vorbildlichen — und ich möchte sagen — eleganten reise 
zu leisten. Der Stromaustausch zwischen den europa 
Ländern ist seit Jahren praktisch liberalisiert. Zusammen 
schlossen in der U.C.P.T.E., der Elektrizitäts-Union, hande 
hier die Elektrizitätswerke diesseits und jenseits der Gren: er 
weitgehend selbständig. Unbeeinflußt von politischen Er 
gungen wird hier europäische Verständigung betrieben zu 
technischen und wirtschaftlichen Vorteil aller Beteiligten. | 


Nicht alle Probleme der Energiewirtschaft werden sich leich’ 
und schnell lösen lassen, insbesondere wenn sie den sozialp 
tischen Bereich berühren. Aber das von der Elektrizitätswirt 
schaft gegebene Vorbild kann Beispiel dafür sein, daß in eir 
verständnisvollen Zusammenarbeit vieles zu lösen ist, was i 
Stadium der wirtschaftstheoretischen und politischen Ause 
andersetzungen zur Zeit manchem kaum lösbar erscheint 


Lassen Sie mich zumSchluß Ihnen, meineHerren der VDEW 
einen guten Erfolg Ihrer Tagung wünschen und guten Erfol 
Ihren weiteren Den um eine fortschrittliche Elcktrizi 
tätsversorgung. Gern ich Ihnen dabei versichern, daß 
eine gute und kollegiale Zusammenarbeit zwischen Mini 
rium und Verband schätzen und für notwendig erachten. | 
dies auch im abgelaufenen Jahr der Fall war, sei danken 
wähnt. Möge sich diese gute Zusammenarbeit auch in de 
kunft weiter fortsetzen. 
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„nur“ von 2,5 Mrd auf 5 Mrd Menschen ansteigen wird. | 
zwischen hat die Bevölkerungszunahme jedoch ein derartige 
Ausmaß angenommen, daß wir heute allgemein damit rechnen! 
daß wir am Ende unseres Jahrhunderts — wenn die Mensch! 
heit überhaupt am Leben bleibt, was leider nicht absolut ge 
sichert ist — eine Bevölkerung von 6 bis 6,5 Mrd Menscheil 
haben werden. 


Meinen damaligen Überlegungen lag die Annahme zugrund 1 
daß der größte Teil des Ar an Arbeitskräften, der sic) 
aus der beispiellosen Bevölkerungsvermehrung ergibt, außen 
halb der Landwirtschaft in Arbeit Behracht, werden mu | 
Durch intensives Studium der Prokleme einer Reihe von En 


Standpunkt gekommen: Nicht nur der gesamte Zuwachs a 
Arbeitsiräkten. der sich aus einer Steigerung der Erdbevölk 
rung von heute 2,7 Mrd Menschen det künftig, 6 bis 6,5 Mr 
Mönschen ergibt, muß außerhalb der Landwirtschaft i in Aa 


Arbeitskräften, die heute in der Landwirtschaft, insbes f 
der asiatischen Länder, mit schr niedrigem Nutzeffekt besch. 


sind, in nützlichere, nicht-landwirtschaftliche Beschäfti- 
18 transferiert werden. 
dit diesem Grundansatz komme ich zu dem Ergebnis, daß 
> Erdbevölkerung von 6 bis 6,5 Mrd Menschen am Ende 
eres Jahrhunderts einen Bedarf an Nutzenergie in der Grö- 
ordnung des Zehnfachen des heutigen haben wird. 
Yenn ich nun aber gefragt werde, mit welchem Aufwand an 
närenergieträgern dieses Zehnfache produziert werden kann, 
zögere ich bereits; denn gerade auch auf dem Gebiet der 
igerung des Nutzeffekts des Einsatzes der Primärenergieträ- 
scheinen wir einer Zeit mit großen Überraschungen entge- 
zugehen. Wir waren bisher sehr stolz darauf, daß vom Jahr 
0 bis zum Jahr 1953, also in 23 Jahren, in den Vereinigten 
ıten die Kohlenmenge, die durchschnittlich zur Erzeugung 
»r Kilowattstunde gebraucht wurde, von 3,1 kg auf 0,5 kg 
ückgegangen war, daß wir also das Sechsfache an elektri- 
er Energie mit der gleichen Kohlenmenge zu erzeugen ge- 
it haben. Wir waren bis vor einiger Zeit der Meinung, daß 
jetzt ziemlich nahe an die Grenzen dessen gekommen sind, 
; hier möglich ist. Aber es scheint sich jetzt doch am Hoti- 
t ernsthaft die Möglichkeit abzuzeichnen, daß wir elektri- 
e Energie nicht nur mit dem verschwenderischen Vorgang 
"Verbrennung von Kohle, sondern auch durch die kalte 
wandlung von Kohle oder Kohlehydraten in elektrische 
tgie erzeugen können. Vor drei Jahren, als ich meine,,Welt- 
rgiewirtschaft‘‘ schrieb, waren diese Dinge noch im Labo- 
jtiumsstadium, und man sah auch die praktische Durch- 
tung noch nicht nahe, obwohl Wilhelm Ostwald schon vor 
r sechzig Jahren festgestellt hatte, daß es grundsätzlich 
ch ist, zunächst die hochwertige chemische Energie der 
nnstoffe in die minderwertige Wärme — entschuldigen Sie! 
ımzuwandeln und sie anschließend mit Verlust in hochwer- 
"mechanische und elektrische Energie zurückzuverwandeln. 
"Laboratoriumsversuche sahen noch vor drei Jahren wenig 
sichtsreich aus; sie waren zwar technisch schon erfolgreich, 
nomisch schienen sie jedoch noch weit von der Verwirk- 
ung entfernt zu sein. 


n diesem Sommer ist nun berichtet worden, daß auf einer 
suchsfarm der Allis-Chalmers-Werke bei Milwaukee seit 
chen ein neuartiger Traktor fährt, der seine Energie nur aus 
‚Quelle von elektrischen Elementzellen bezieht. Er erzeugt 
;e Energie zwar nicht aus Kohle, sondern aus flüssigem Pro- 
. Aber wenn man bedenkt, daß diese Bacon-Zellen heute im 
Oratorium schon einen Nutzeflekt von 70 v.H. erreichen 
| daß der Dieselmotor nur 40 v.H. der Brennstoffenergie 
nutzt und die Benzinmotoren nur einen Wirkungsgrad von 
jis 35 v.H. haben, so erscheint es sehr wahrscheinlich, daß in 
kurzen vier Jahrzehnten bis zur Jahrhundertwende auch 
diesem Gebiet Entwicklungen Wirklichkeit werden, die wir 
te erst am Horizont auftauchen sehen. Es könnte durchaus 
Slich sein, daß wir im Jahr 2000 — ohne Atomenergie — das 


Zehnfache des heutigen Bedarfs an Nutz- 
energie mit nur dem Fünffachen des 
Einsatzes von Primärenergieträgern er- 
zeugen. 


Aber ob wir zur Erzeugung dieses 
Zehnfachen an Nutzenergie nun nur das 
Fünffache oder das Sechs- bis Sieben- 
fache an Primärenergieträgern brau- 
chen—, ich bleibe in dieser Frage bei 
dem Optimismus, den ich schon vor drei 
Jahren ausgesprochen habe: Wir kön- 
nen eine in beliebigem Umfang steigen- 
de Erdbevölkerung, d.h. eine Erdbevöl- 
kerung, die auf 6 bis 6,5 Mrd Menschen 
steigen und sich in einem Ausmaß in- 
dustrialisieren wird, wie es in der Ge- 
schichte der Menschheit ohne jedes Vor- 
bild ist, reichlich mit Energie versorgen. 
In dem Kampf gegen Hunger und Ar- 
mut in der Welt, vor dem unsere Gene- 
ration und die nach uns kommenden 
Generationen stehen, werden wir durch 
Mangel an Energie, an materieller Energie, bestimmt nicht 
behindert werden. Wenn es einen Mangel gibt, dann wird es 
der Mangel an geistiger Energie sein, der in unseren Köpfen 
liegt. 

II. 

Dieses vorausgeschickt, lassen Sie mich einiges über die 
Weltenergiebilanz, wie sie heute aussieht und wie sie sich 
aller Voraussicht nach entwickeln wird, ausführen. 


Vor vier Jahren gab es eine Modeströmung in der Publizistik, 
und zwar nicht nur in illustrierten Zeitungen sondern auch in 
ernsteren Blättern, die besagte: ‚Ach, die klassischen Energie- 
träger, die stehen ja dicht vor ihrer Erschöpfung. Welches unge- 


heure Glück, daß rechtzeitig die Atomenergie entdeckt worden 


ist, die uns vor der fürchterlichen Energieknappheit bewahren 
wird!“ Ich habe mein Büchlein „Weltenergiewirtschaft‘“ zum 


Teil deswegen geschrieben, weil ich sah, daß diese Behauptun- 


gen nicht stimmten, weder auf der einen Seite der Gleichung 
noch auf der anderen. Unsere Vorräte an klassischen Energie- 
trägern sind viel größer, als man damals angenommen hatte. 
Wir stehen nicht einem Kohlemangel, sondern einem sehr bald 
immer deutlicher werdenden Kohleüberfluß gegenüber. Und 
die Atomenergie ist nicht nur einige Jahre, sondern höchst- 
wahrscheinlich noch einige Jahrzehnte von dem Stadium ent- 
fernt, in dem sie neben den klassischen Energieträgern ökono- 
misch als Energieträger in Betracht kommt. 


Nun, in den seither vergangenen Jahren hat sich beides be- 
stätigt. Heute wird die Atomenergie bezüglich ihres Reife- 
grades schr viel skeptischer angesehen als an dem Tag, als die 
englische Königin durch den Druck auf einen Knopf den 
Strom von Calder Hall in das englische Leitungsnetz einleitete. 


Wir wissen heute alle, daß Calder Hall kein Kraftwerk ist, son- 


dern eine Plutonium-Fabrik zur Herstellung von Bomben, und 
daß die dabei anfallende, ziemlich geringwertige Abfallwärme 
mit künstlicher Subvention des englischen Steuerzahlers in ver- 
kaufsfähigen Strom verwandelt wird. Wir wissen, daß der 
Reaktor in Marcoule, der uns viele Jahre lang als der Prototyp 
eines Atomkraftwerks präsentiert worden ist, nichts anderes ge- 
wesen ist als eine Anlage zur Vorbereitung der Plutonium- 
Bombe, die de Gaulle jetzt in der Sahara hat explodieren lassen. 


Mit der Anwendung der Atomenergie werden wir also noch 
eine ganze Weile warten müssen, und wir werden sehr gut be- 
raten sein, wenn wir uns in der Entwicklung der Atomenergie 
in keiner Weise übereilen. Sicherheit muß an erster Stelle ste- 
hen. 


Zum Glück ist es auf der anderen Seite der Gleichung auch 
so: Die Versorgung der Menschheit mit den klassischen 
Energieträgern Kohle, Erdöl, Erdgas und Wasserkraft ist so 
reichlich, daß wir die Atomenergie weder in fünfzig Jahren 
noch in hundert Jahren, vielleicht sogar nicht einmal in 200 Jah- 
ren brauchen würden. An der Tatsache, daß sie vorher reif 


568 


wird, besteht kein Zweifel. Der wirkliche Kernpunkt der Welt- 
energiewirtschaft scheint mir aber gerade darin zu bestehen, 
daß wir höchstwahrscheinlich eine anwendungsreife Atom- 
energie oder Energie aus Quellen, die sich heute noch im Labo- 
ratoriumsstadium befinden, zu einer Zeit haben werden, in der 
noch für Jahrhunderte Vorräte an klassischen Energieträgern, 
insbesondere an Kohle, auf der Erde vorhanden sind. 

Wenn wir die Kohlevorräte der Erde analysieren, so kom- 
men wir zu dem Ergebnis, daß bei der heutigen Förderung die 
Steinkohlevorräte Europas für 556 Jahre, die der Sowjetunion 
für 3500 Jahre und die Asiens für 3600 Jahre reichen würden, 
wenn die Kohle nur bis 1200 m Teufe abbauwürdig ist. 


Dr.-Ing. Frank, Hannover, und Dr.-Ing. Stiegler, Dortmund 


Dabei mache ich, wie gesagt, die Arbeitshypothese, daß die 
Förderung so groß bleibt wie heute. Diese Arbeitshypothese 
muß mit einem doppelten Fragezeichen versehen werden. Wenn 
die Kohle den Anteil an der Energieversorgung der Erde be- 
halten sollte, den sie heute hat, nämlich etwas über 50 v.H., 
dann würde sie sich schneller verbrauchen. Wenn aber der An- 
teil der Kohle in demselben Tempo zurückgeht, wie er in der 
ersten Hälfte unseres Jahrhunderts zurückgegangen ist, so 
wird es weite Bereiche der Kohlewirtschaft der Welt geben, in 
denen am Ende unseres Jahrhunderts nicht nur nicht mehr, 
sondern sogar weniger Kohle gefördert wird als gegenwärtig. 
Also, unter der Voraussetzung, daß der Kohleverbrauch in der 
Welt etwa in der heutigen Größenordnung bleibt, reichen die 
Steinkohlevorräte, wie gesagt, in Europa für 556 Jahre, in der 
Sowjetunion für 3500 Jahre und in Asien, hauptsächlich in 
China, für 3600 Jahre. i 


Ich will noch eine Zahl nennen, die etwas unglaubwürdig an- 
mutet: Die Braunkohlevorräte Europas reichen nach dieser 
Schätzung etwa 400 Jahre, die der Sowjetunion für 3800 Jahre, 
die Asiens für 2100 Jahre und die der Vereinigten Staaten für 
350000 Jahre — das ist kein Dezimalfehle 
sagewert dieser Zahlen ist bescheiden. Ein für 350000 Jahre 
reichender Braunkohlenvorrat beruht auf der Tatsache, daß die 
Vereinigten Staaten so große Vorräte an guter und billig zu för- 
dernder Steinkohle haben, daß sie an ihre großen Braunkohle- 
vorräte bisher überhaupt noch nicht ernsthaft herangegangen 
sind. Diese Zahlen einmal zur Richtigstellung der etwas hyste- 
rischen Einstellung, die man gegenüber den klassischen Ener- 
gieträgern vor drei bis vier Jahren gehabt hat, zu nennen, 
erscheint mir doch nicht ganz unzweckmäßieg. 


Aber nun kommt etwas anderes: Die Produktionskosten 
der Kohle weisen an drei wichtigen Punkten der Erde heute 
eine nicht nach aufwärts, sondern nach abwätts gerichtete Ten- 
denz auf, wenn wir sie in Arbeitsstunden messen. Das beruht 
auf der Tatsache, daß sowohl in den Vereinigten Staaten als in 
der Sowjetunion und auch in China — das sind die drei kohle- 
reichsten Länder der Erde — ein Übergang vom Tiefbau zum 
Tagebau in einem Ausmaß und in einem Tempo erfolgt, wie 
man das früher kaum für möglich gehalten hätte. 
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Vor einigen Jahrzehnten wurden in den Vereinigte, 
Staaten nur etwa 2 v.H. der Kohle im Tagebau gewonnen 
dann stieg der Anteil der Tagebaukohle auf 19 v.H. im Jahl 
1945,im Jahr 1948 woren es schon 26,5 v.H., und gegenwärtidl 
liegt er bei etwa 29 v.H. Diese Entwicklung ist noch keinesweg, | 

zum Stillstand gekommen. Sie war zudem von einer gewaltiger 
Steigerung der Tagesleistung begleitet. In den Untertagebetrie 
ben ist die Leistung je Mann nd Tag von 3,7 t auf 9,38 ‚egeh 
stiegen, in den Tagebauten stieg sie von 5 tauf 21,5 t; in einzell 
nen Gebieten der Mereihisen Staaten werden im Tagcbail sol 
gar Leistungen von 35 tje Mann und Tag erzielt. Die Vereinip] 
ten Staaten haben das große Glück, daß der größte Teil ihre 
Kohlevorkommen in a dicken Flözen in der Stärke y, 
mehreren Metern sehr wenig tief unter der Erdoberfläche l 
Die mittlere Tiefe liegt heute in den Vereinigten Staaten bei8 
Mit der Entwicklung der Großräumgeräte, die wir heute jr 
der ganzen Welt haben, werden immer mehr Kohlenflöz 
den Vereinieren Staaten dafür reif, aus Stollenbetrieben ode) 
Schachtanlagen in Tagebauten verwandelt zu werden. N 


Ich habe selber im Laufe meines Lebens die Entwicklung it 
der deutschen Braunkohleförderung miterlebt: In meine} 
Jugend wurde im Senftenberger Revier ein Abraum von 3 bil 
5 m für normal gehalten. Als ich dann mit Prof. Schmalenbach 
Ende der zwanziger Jahre das Gutachten über den Braunkohl 
lenbergbau erstattete, waren wir im Geißel-Tal soweit geko 4 
men, daß wir in zwei Schnitten 30 m abräumten. Heute pla ih 
man im rheinisch-westfälischen Braunkohlengebiet die ; 
lage von Tagebauten mit 200 m Abraum. “ 


Wenn sich das für Braunkohle lohnt, muß es sich für Stei i 
kohle in den Flözstärken, wie sie in den Vereinigten Staate 
stehen, erst recht lohnen. Und die Anekdote, die der frü 
Arbeitsminister Szorch auf einer Verssamlins, des Straßburge 
Europarats wiedergab, scheint mir doch eines gewissen Er 
nicht zu entbehren. Er sagte, der amerikanische Bergbaufüh 
John Lewis habe auf die Frage, was er über die Zukunft d 
amerikanischenSteinkohlebergbausdächte, geantwortet: „We 
der liebe Gott mich so lange am Leben läßt, daß ich es nocher 
lebe, daß die letzte Schechfänlage in den Vereinigten Staates 
geschlossen wird, so werde ich in die nächste Kirche gehen un: 
dem lieben Gott difse danken, daß die Menschheit endlich vo 
der unwürdigsten Beschäftigung befreit worden ist.‘ 


Das ist vielleicht ein Scherzwott, aber wir sollten es doc 
wohl ernst nehmen. Die Entwicklung sowohl in den Vereinigh 
ten Staaten als auch in Rußland und in China geht dermaße: 
rasch in der Richtung des Tagebaus auf hochwertige Kohlei 
starken Flözen, daß wir uns ernstlich fragen müssen, wo wi 
Deutschen eigentlich in der Weltkohlewirtschaft des ]J | 
2000 einmal stehen werden. 


Ich will nicht mehr über diese Dinge sagen und werde es auc 
während dieses Vortrages vermieden, irgendwelche direkte. 
Schlußfolgerungen für die deutsche Energiewirtschaft zu ziehe 
denn Sie wissen, daß ich zusammen mit meinen Kollegef 
Friedensburg und Wessel von der Bundesregierung beauftragt 
worden bin, eine deutsche Energie-Enquete zu leiten und dutch 
zuführen. Ich kann natürlich keinesfalls irgendwelche Ergeb 
nisse der Enqu£te hier vorwegnehmen. Aber ich habe als Wis 
senschaftler nicht nur das Recht, bei der Analyse der Faktore 
in der Weltwirtschaft die Wahrheit zu sagen, sondern auch di 
Pflicht, das zu tun. 


Über die Verhältnisse der Kohlewirtschaftin Rußland kan 
ich hier bei der Kürze der Zeit, die mir zur Verfügung steh 
nur sehr wenig sagen: In Ostsibirien sind bisher 28 Kohlevo! 
kommen erschlossen worden, in denen die Kohle im Tagebal 
erreicht werden kann. Man nimmt an, daß die Gesamtprodall 
tion Ostsibiriens sich im Laufe der nächsten sieben Jahre auf d& 
Fünffache gegenüber der Gegenwart steigern wird. Die Sowje 
union dtosselt jetzt im zweiten Siebenjahresplan systematisch 
die ursprünglich vorgesehenen Investitionen im Schachtbau au 
Kohle, um den Tagebau zu verstärken. Die Sowjetunion gel 
auch schon in erheblichem Maß dazu über, die zunächst labot: 
toriumsmäßig erprobte Untertagevergasung von Kohle if 
Großbetrieb anzuwenden; in diesem Jahr sind drei Großa 
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der Untertage-Verschwelung von Kohle in Betrieb ge- 
amen. 

ber Chinas Kohlewirtschaft nur das eine Wort, daß ein 
:blicher Teil der Stahlindustrie in der Mandschurei auf dem 
Bten Tagebau für Kohle aufgebaut ist, den es heute gibt, 


einem Tagebau mit einer Flözstärke von 80 bis 100 m hoch- 
tiger, verkokungsfähiger Kohle. 


Jas sind Perspektiven, glaube ich, die den Optimismus recht- 
igen, den ich hier ausgesprochen habe. Der klassische Ener- 
täger wird uns bis zum Ende des Jahrhunderts in jeder ge- 
ıschten Menge zur Verfügung stehen, wobei ich „uns“ 
irlich nicht im Sinne eines einzelnen kleinen Landes, wie 
Bundesrepublik Deutschland, sondern im Sinne der Mensch- 
"als Ganzes sage. Es besteht für Westeuropa die ernste Situa- 
1, daß die geologischen Verhältnisse in der Kohlegewinnung 
drei Punkten der Erde, nämlich in den Vereinigten Staaten, 
ler Sowjetunion und in China, unvergleichlich vielgünstiger 
lals in Westeuropa, sei es an der Ruhr, sei es in Belgien, sei 
n Lothringen. 


Jer wichtigste Tatbestand der Welterdölwirtschaft be- 
ıt darin, daß dieser Wirtschaftszweig in einem Maße dyna- 
‚ch ist, daß alle pessimistischen oder nur mäßig optimistischen 
gnosen stets von der Wirklichkeit überholt worden sind. 
t Jahrzehnten erleben wir es, daß hochangesehene geolo- 
che Institutionen Prognosen über die in den Vereinigten 
aten noch erschließbaren Erdölvorräte anstellen, die sich 
ın zehn Jahre später als völlig irrig herausstellen. Die Erdöl- 
räte der USA sind immer wesentlich größer gewesen, als 
n gedacht hat. 


nn wir die Welt als Ganzes betrachten, müssen wir zu dem 
zebnis kommen, daß die bekannten Reserven der Welt an 
1öl seit Jahrzehnten wesentlich rascher steigen als die Ent- 
imen, obwohl die Entnahmen von Jahrfünft zu Jahrfünft 
1 von Jahrzehnt zu Jahrzehnt immer neue Rekordzahlen auf- 
sen. 


n dem Jahrzehnt von 1945 bis 1955 sind die bekannten Re- 
ven an Erdöl um das Vierfache der Entnahmen gestiegen, 
wohl die Entnahmen dieses Jahrzehnts bei weitem den Re- 
-d in der bisherigen Geschichte der Erdölgewinnung dar- 
Iten. Von 1956 auf 1958 sind die bekannten, durch Bohrun- 
ı oder andere Untersuchungen sichergestellten Reserven an 
1öl um das Siebenfache dessen angewachsen, was ihnen im 
ichen Zeitraum entnommen wurde. Diese Zahl stammt noch 
‚der Zeit, als weder das Erdöl in der Sahara noch das Erdöl 
Libyen noch die neuen großen Erdölfunde in der Sowjet- 
on schon in vollem Umfang in die Rechnung eingesetzt 
ren. 


Ws kann kein Zweifel daran bestehen, daß das erforderliche 
1öl zumindest bis zum Ende unseres Jahrhunderts, höchst- 
hrscheinlichnoch darüber hinaus, zur Verfügung stehen wird, 
h wenn sich bis zum Ende unseres Jahrhunderts die schritt- 
se Substituierung der Kohle durch Erdöl — Substituierung 
ht in absoluten Zahlen, sondern in Prozentsätzen — fort- 
zen sollte, wenn also beispielsweise der Anteil der Kohle an 
" Energieversorgung der Erdbevölkerung von heute etwas 
50 v.H. auf25 v.H. heruntergedrückt werden sollte. Es ist 
Jäufig gar nicht abzusehen, wie die geradezu explosions- 
ige Steigerung der Erdölproduktion zum Stillstand kommen 
|. Ich kann nur eine Rechnung wiederholen, die ich schon in 
" „Weltenergiewirtschaft‘‘ vorgeführt habe: Die Erdölpro- 
tion in der Welt ist seit einer Reihe von Jahren in einer 
igerung von jahresdurchschnittlich 10 v.H. begriffen, d.h., 
: sieben Jahre tritt eine Verdoppelung der Produktion ein. 
den 40 Jahren von 1960 bis zur Jahrhundertwende würde es 
: sechs Verdoppelungen geben, wenn sich dieser Vorgang 
tsetzen würde. Das Einmaleins sagt uns, daß sechs Ver- 
pelungen eine Steigerung auf das 64fache bedeuten würden. 
ist völlig unmöglich, der kleinen Erdbevölkerung, die wir 
das Jahr 2000 geschätzt haben, nämlich einer Erdbevölke- 
g von nur 6,5 Mrd Menschen, das 64fache der gegenwär- 
en Erdölförderung zu verkaufen, was den gesamten Energie- 
larf der Erdbevölkerung, wie ich ihn eben geschätzt habe, 


nämlich das Zehnfache des gegenwärtigen Bedarfs, um das 
Fünf- bis Sechsfache übertreffen würde. 


Es bleibt für die Welterdölwirtschaft gar nichts anderes übrig, 
als das Tempo des Zuwachses gegenüber dem T’empo der letz- 
ten Jahrzehnte ganz erheblich abzudtosseln, damit neben dem 
Erdöl überhaupt für die Kohle noch ein Platz übrig bleibt, von 
der Atomenergie in diesem Zusammenhang gar nicht zu reden. 
Eine sechsmalige Verdoppelung der Erdölproduktion kommt 
für diese Periode keinesfalls in Frage. Nur wenn es gelingt, die 
Zahl der Verdoppelungen auf etwa drei herabzudrücken, so 
kommt eine einigermaßen vorstellbare Erdölproduktion zur 
Deckung des Energiebedarfs der Erdbevölkerung des Jahres 
2000, verteilt auf Kohle, Erdöl und Erdgas, zustande. 


Ein weiterer Faktor, der berücksichtigt werden muß, sind die 
großen Fortschritte im Transport von Erdöl und Erdgas, die 
sich zur Zeit anbahnen bzw. bereits sichtbar sind, und die sich 
mit großer Gewißheit fortsetzen werden. Ich habe mich jetzt 
auf einer Reise durch Ägypten und den Libanon und Syrien 
mit dieser Frage beschäftigt, an der ich noch in einer be- 
sonderen Eigenschaft sehr interessiert bin, nämlich als Mitglied 
des Aufsichtsrats der Kieler Howaldtswerke. Einer unserer gro- 
Ben Kunden ist der Reeder Onassis. Er hatte den Bau von sechs Su- 
pertankern bestellt, von Schiffen von 65000t. Als der erste Tan- 
kerfertigwar,hatteerkeineFrachtfürihn,und dasSchifflagüber 


Garderobenmarke verloren! Was nun? 


ein halbes Jahr im Kieler Hafen. Als der zweite fertig war, hatte 
er wohl für den ersten Fracht, aber nicht für den zweiten, der 
noch heute bei uns im Kieler Hafen liegt. Die Bestellung von 
weiteren drei Supertankern hat er stornieren müssen. Es war 
mir sehr interessant, vom Generaldirektor der Ägyptischen 
Suezkanalverwaltung, einem offensichtlich sehr fähigen Mann, 
zu hören, daß die Ägypter zwar den ersten „Nasser-Plan‘“ zum 
Ausbau des Suezkanals durchführen und dieses Jahr zu Ende 
bringen, nämlich eine solche Verbreiterung und Vertiefung des 
Kanals, daß Tankern bis zu 45000 t im beladenen Zustand die 
Durchfahrt ermöglicht ist, statt wie bisher nur 20 000-t-Tan- 
kern, daß sie aber die Durchführung des zweiten „Nasser- 
Plans“, auf Grund dessen der Suezkanal für Tanker bis zu 
70000 t vertieft und voll zweigleisig ausgebaut werden soll, 
auf eine Reihe von Jahren zurückgestellt haben. Sie wollen 
abwarten, ob überhaupt in der Welt Supertanker in diesem 
Ausmaß gebaut werden. 


Das Öl aus Lybien und das Öl aus der Sahara bereitet vielen 
Menschen im Nahen Osten erhebliche Kopfschmerzen. Die 
Ägypter haben daher'in kluger Selbstbescheidung allzu große 
Investitionen im Suezkanal zunächst soweit zurückgestellt, bis 
man weiß, ob nicht das den Verbrauchsgebieten viel nähere Öl 
von Lybien und der Sahara so viele kleinere und mittlere Tanker, 
die heute rosten, wieder in den Verkehr ziehen wird, daß es sich 
nicht lohnt, den Suezkanal für Supertanker auszubauen. Aber 


Heft 17 vom 5. September 1960 


auch schon der Ausbau des Suezkanals für Tanker bis zu 45 000t 
macht den leitenden Herren der transarabischen Pipelines viel 
Kopfzerbrechen. Die Ausnutzung der Pipelines ist heute bereits 
von etwa 80 v.H. in den letzten Jahren auf 50 v.H. zurückge- 
gangen, einfach deshalb, weil die Eigentümer dieser Pipelines 
die großen Erdölgesellschaften sind, die gleichzeitig Tanker- 
flotten haben. Der Generaldirektor der großen transarabischen 
Pipeline hat mir gesagt, daß die Besitzer seiner Pipeline es sich 
ständig überlegen, ob sie mehr von ihren Tankern verrosten 
lassen oder die Pipeline weniger beschäftigen sollen. Das Ergeb- 
nis sei eine zur Zeit nur 50prozentige Ausnutzung der Pipelines. 


Es tut sich also einiges auf dem Gebiet des Erdöltransports 
in der Welt. 


Direktor Ellrich, Mannheim, und Dr.-Ing. Leppert, Bayreuth 


Die ganz große Unbekannte ist nicht nur die Erdölproduk- 
tion, sondern auch der Erdöltransport der Sowjetunion. Die 
Russen behaupten, daß sie Vorräte an Erdöl und Erdgas in dem 
Raum zwischen dem Kaspischen Meer und Sibirien gefunden 
haben, die weit über die Vorräte des Nahen Ostens hinausgehen. 
Wir neigen manchmal dazu, solche russischen Behauptungen 
nicht völlig ernst zu nehmen und haben damit im allgemeinen 
unrecht behalten. Was die Russen vor unseren Augen unter- 
nehmen, ist ein Ausbau ihres Pipeline-Netzes von Sibirien bis 
nach Memel, bis nach Prag und bis an die Oder. Als ich mich 
neulich mit dem russischen Botschafter in Bonn einmal über 
diese Frage unterhielt, sagte er: „Ja, wir bauen jetzt 6000 km 
Pipelines von unseren Erdölgebieten nach Europa. Wir sind 
auch gern bereit, wenn die deutsche Regierung es wünscht, die 
600 km bis zum Ruhrgebiet zu bauen. Wir sind sogar bereit, die 
Rohre dafür in Deutschland zu kaufen und der Bundesrepublik 
das Eigentum an diesem Teil der Pipeline zu übertragen‘. Das 
war mehr oder weniger scherzhaft gesagt, aber es beleuchtet 
doch die Situation in einer sehr interessanten Weise. Wenn 
Rußland anfängt, mit diesen neuen Pipelines zunächst die skan- 
dinavischen Länder und natürlich die Ostblockstaaten in Ost- 
europa in erheblichem Maß zu beliefern, und wenn es Erdöl 
nicht verschleudert — und es wird sicher nicht damit schleu- 
dern, sondern die Preise immer nur so weit unterbieten, wie es 
sie unterbieten muß, um die Mengen zu verkaufen, die es vet- 
kaufen will —, so erscheint mir die Weltmonopolstellung der 
großen westlichen Erdölgesellschaften doch leicht in Frage 
gestellt. 

Über die Frage der Wasserkraft-Elektrizität möchte ich 
heute hier nur ganz kurz sprechen, weil es unsere Zeit zu schr 
in Anspruch nehmen würde. Wir wissen, daß diese Möglichkei- 
ten in Europa weitgehend ausgenutzt werden, zumindest die- 
jenigen Möglichkeiten, bei denen mit mäßigen Investitionen 
ein sehr großer Nutzeflekt zu erzielen ist. 


Anders liegt esin Afrika und auch in Asien. Die Reserven 
beider Kontinente sind bisher überhaupt nicht angezapft wor- 
den. Wenn es auch wegen der Energieerzeugung allein nicht 
notwendig und wirtschaftlich sein sollte, diese Reserven zu er- 


schließen, so doch ganz bestimmt zur Durchführung von Meh 
zweckprojekten, bei denen gleichzeitig Brot und Kraft gewor 
nen wird; Brot nämlich in Gestalt von Bewässerungswasser u 

von Hochwasserschutz in Gebieten, die heute noch überflut, 
werden. Ich möchte nur als persönliche Bemerkung hinzufüger 
daß mir selbst die größten Projekte der Welt, also der Assuar 
damm in Ägypten und die Planungen im Irak, ausgesproche 
kleinkarierte Projekte zu sein scheinen, bei denen am Mitte 
lauf von Strömen mit unzulänglichen Mitteln etwas versucl) 
wird, was im Quellgebiet der Ströme mit sehr viel höherer 
Nutzeffekt betrieben werden könnte. Wenn man z.B. das N’ 
veau des Victoria-Sees um 1 m erhöhen würde, so würde ma 
das Doppelte der Kapazität des geplanten neuen großen Assuar 
dammes erreichen, eines Dammes, dessen geologische Verhäl! 
nisse in jüngerer Zeit ja auch etwas zweifelhaft geworden sin? 


Einen Fluß zähmen, heißt, ihn von der Quelle bis zur Mür 
dung durchorganisieren, und das tut man beim Nil aus pol 
tischen Gründen nicht, man tut es bei Euphrat und Tigris eber 
falls aus politischen Gründen nicht. Wenn man einen Teil de 
Flutwassers von Euphrat und Tigris in die Tartar- und Habb: 
nija-Senke ableitet, wie man es gegenwärtig tut, so verschwer 
det man das schöne Wasser, ohne gleichzeitig elektrische Enel 
gie zu gewinnen. Wenn man aber in den türkischen Bergen i 
einer Höhe von 1000 bis 1500 m über dem Meeresspiegel Stau 
seen bauen würde, wie wir sie heute in Europa in den Alpe 
bauen, so würde das die wirkliche Lösung sein. Aber ich weil! 
die Politik ist dafür noch nicht reif. Dennoch wird auch di 
Wasserkraft-Elektrizität insbesondere in Afrika und in Asie 
ihren Beitrag für die Lösung des Weltenergieproblems leistet 


Über das Problem der Kernenergie habe ich einleitendgarı 
kurz gesprochen. Ich war vor drei Jahren der Meinung, daß ( 
übereilt war anzunehmen, daß die Atomenergie schon im Jah 
1965 oder im Jahr 1970 einen erheblichen Beitrag zu unsere 
Energieversorgung in Europa leisten würde, und diese Meinu 
hat sich bewahrheitet. Aber mit derselben Entschiedenheit sag 
ich, daß auf dem Weg bis zum Jahr 2000 so viel an neuen En 
deckungen auf dem Gebiet der Atomenergie zu erwarten is 
daß das Bild des Jahres 2000 unvollständig wäre, wenn m4 
nicht die Atomenergie als eine sehr wirksame Konkurrenz fl 
die klassischen Energieträger wenigstens mit anmerken oder 
die Rechnung mit einbeziehen würde. 


II. 


Mit diesen Ausführungen habe ich die Analyse der Weltene! 
giewirtschaft kurz durchgeführt, und ich komme nun zu eine 
glaube ich, viel wichtigeren Feststellung: Wir können eine Ert 
bevölkerung von 6 bis 6,5 Mrd Menschen reichlich mit Energi 
höchstwahrscheinlich sogar reichlich mit billiger Energ 
versorgen. Unsere Kinder und Enkel können im Jahr 2000 
einer wunderschönen Welt leben, in einer Welt, in der d 
Kampf gegen den Hunger und auch der Kampf gegen die A 
mut gewonnen ist; denn die Industrialisierung wird ja gerade 
den bitterarmen asiatischen Ländern einen Wohlstandsaufstie 
für jeden einzelnen bringen, den man sich heute kaum vo 
stellen kann. 


Mit derselben Offenheit muß ich aber sagen, daß wir keinel 
lei Gewißheit haben, daß unsere Kinder und Enkel das Jahr 20 
erleben werden. Wir sind in der Geschichte der Menschheit a 
einem der ganz großen Wendepunkte angelangt, an dem Wendi 
punkt, den der Nobelpreisträger Max Born einmal dahin charal 
terisiert hat, daß wir zu wählen haben zwischen fast einem Par! 
dies auf Erden und dem Untergang der Menschheit. Daß w 
diese Wahl richtig treffen, wenn wir nur unsere Verstandel 
kräfte mobilisieren, daran zu glauben habe ich bei aller Hocli 
achtung vor dem Verstand der Menschen nicht den Mut. Wert 
ich nicht glauben würde, daß in den Herzen der Menschd 
stärkere Kräfte sind oder stärkere Kräfte mobilisiert werd 
können als reine Verstandeskräfte, so würde ich das Bild, di 
ich hier entwickelt habe, nur für ein Phantasiegemälde halte 
und annehmen, daß es im Jahr 2000 entweder überhaupt keit 
Menschen mehr auf der Erde gibt oder nur solche, die dur 
Abwurf von Atom- und Wasserstoffbomben in ihrer Brbsul 
stanz vernichtet oder verblödet sind. 


4% 


trizitätswirtschaft. 
ber ich glaube, daß wir eine Chance haben, daß unsere 
der und unsere Enkel diese schöne Welt erleben. Ich glaube 
in erster Linie als Christ. Ein großer Verlag hat vor einigen 
en eine Umfrage über die Frage, ob das Christentum noch 
Chance hat, veranstaltet, und ich war entsetzt, aus den 
worten entnehmen zu müssen, daß der größte Teil der Be- 
ten dem Christentum keine Chance gegeben hat. 

/enn ich für das Christentum keine Chance sehen würde, 
inte ich mich nicht darüber freuen, wenn meine Kinder mir 
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neugeborene Enkel vorstellen. Ich bin genau der entgegen- 
gesetzten Überzeugung. Es kommt die große Chance des 
Christentums. Die Menschheit kann nur gerettet werden, wenn 
wir mit dem Christentum ernst machen und wenn dieser Welten- 
körper die Pubertätsjahre, in denen er heute steht, nämlich die 
letzten Jahrzehnte vor der Bildung einer einheitlichen Welt- 
regierung — das ist nähmlich die entscheidende Periode in der 
Entwicklung eines jeden Weltenkörpets, der bewohnt wird —, 
übersteht. 


ie Elektrizitätsversorgungsunternehmen und 


e Öffentlichkeit 


ıW.Strahringer, Darmstadi*) 


DK 621,311: 659.1 


Dem Brauch folgend, daß der Vorsitzende der Vereinigung Deutscher Elektrizitätswerke auf der Jahres- 
versammlung des Verbandes einen Vortrag hält, werden in diesem Vortrag einige Probleme behandelt, 
die der Elektrizitätsversorgung besonders nahestehen. Ein wichtiges Anliegen der Elektrizitätsversor- 
gungsunternehmen ist das gute Verhältnis zu den Stromkunden, sei es zu dem einzelnen Kunden als dem 
Repräsentanten der Öffentlichkeit oder sei es zu einer Gemeinde als Eigentümerin eines Versorgungsun- 
ternehmens oder als Konzessionsgeberin oder beides. 


"on diesem Vortragerwartetman, daßer Probleme behandelt, 
ıns nahestehen. Zwar gibt es viele solcher Fragen, aber nıcht 
1so viele, auf die alle Verbandsmitglieder die gleiche Antwort 
‚eben bereit sind. 


 Verbandsstruktur 


Yir sind sicher ein Verband. Aber die Elenente, die ihn auf- 
en, gleichen einander nnichtso vollkommen, wieesbeianderen 
bänden zutreffen mag. Dabei sind sich die Produkte, die 
=t Wirtschaftszweig anzubieten hat, das kW und die kWh, 
rall durch die Bank gleich. Aber die organisatorischen For- 
, durch die es geschieht, wechseln. Sie wechseln mit der 
Be, der wirtschaftlichen Struktur und mit der geographi- 
n Lage des versorgten Raumes. 


)Es gibt da Verbundunternehmen, die große und größte 
dstriche mit ihren Leitungsnetzen überspannen, in die sie an 
immten Punkten einspeisen, und von denen sie an anderen 
kten Strom im großen abgeben. Das braucht nicht zu be- 
ten, daß sie nicht auch Strom bis zur letzten Lampe liefern. 


) In den großen Städten liegt die Versorgungsaufgabe in der 
el'bei kommunalen Unternehmen. Sie erzeugen ihren Strom 
llgemeinen selbst, kaufen aber hier und dort auch zu. Das 
te gilt nahezu immer für kommunale Unternehmen kleinerer 
Ite. 


) Kleinstädte und Dörfer, zu schwach, sich im Bereich der 
imversorgung selbständig zu organisieren, werden meistens 
regionalen Unternehmen mit Strom beliefert, die ihrerseits 
trische Energie entweder selbst erzeugen oder beziehen 
£ beides tun. 


ie Versorgungsaufgabe bestimmt die Interessenlage der 
U. Der Wechsel zwischen Verkäufer- und Käufereigenschaft 
bt die Beziehungen zwischen EVU und EVU in besonderer 
se. 


Vorgetragen auf der VDEW-Jahtestagung in Mannheim am 
Mai 1960. — Prof. Dipl.-Ing. W. Strahringer ist Vorsitzer des 
standes der Hessische Elektrizitäts-Aktiengesellschaft und Vor- 
nder der Vereinigung Deutscher Elektrizitätswerke sowie der 
ptberatungsstelle für Elektrizitätsanwendung 


d) Dazu kommt, daß unserem Verband nicht nur reine EVU 
sondern auch Querverbundunternehmen angehören, die über 
manche Dinge verständlicherweise anders denken als. reine 
Elektrizitätsyversorgungsunternehmen. Es ist des weiteren zu 
beachten, daß die einen EVU im öffentlichen Eigentum stehen 
und die anderen nicht. Auch daraus entspringen gegensätzliche 
Auffassungen, und zwar im besonderen auf steuerlichem Ge- 
biet. Über die Konzessionsabgabe sind die Ansichten ebenfalls 
geteilt. So gibt es Dinge, die die Entstehung einheitlicher Mei- 
nungen in unserem Verband erschweren. Das braucht nicht 
unbedingt ein Fehler zu sein, engt aber auf diesem oder jenem 
Gebiet die Möglichkeiten des Verbandes ein, sich verbindlich 


zu äußern. En 


In diesem Dilemma greift der Verbandssprecher heute zu 
einem Ausweg. Er redet nicht über verbandsinterne Fragen, 
sondern über die Beziehungen der Elektrizitätsversorgungsun- 
ternehmen zur Öffentlichkeit, wobei er hofft, dabei die große 
Mehrzahl der Mitglieder auf seiner Seite zu haben. 


Wer ist Öffentlichkeit im Sinn dieses Vortrags? Es sind 
schlechthin die anderen. Es sind die ‚öffentlich‘ mit Strom 
Versorgten. Es ist die Allgemeinheit. 


Die Grundhaltung der Öffentlichkeit gegenüber den Elek- 
trizitätsversorgungsunternehmen wird weitgehend durch die 
Zwitterstellung bestimmt, die diese einnehmen. Auf der einen 
Seite sind sie wirtschaftende Unternehmen, die die Ware 
oder, wenn man will, die Dienstleistung „elektrischer Strom“ 
hervorbringen, anbieten, verkaufen und dafür Rechnungen aus- 
stellen. Insofern unterscheiden sie sich im Grundsatz nicht von 
anderen wirtschaftenden Unternehmen. Auf der anderen Seite 
haben sie aber gewiß Ähnlichkeit mit einer Behörde. 
Wer einen Reisepaß haben möchte, kann ihn sich nur durch die 
Polizei ausstellen lassen. Wer Strom beziehen will, muß sich an 
ein bestimmtes EVU wenden. Kein anderes EVU wird ihn be- 
liefern. Der Behörde gegenüber kommt sich der Bürger macht- 
los vor. Er beugt sich diesem Zustand resigniert. In seiner Be- 
ziehung zum EVU schwankt er hin und her. Er mag zunächst 
geneigt sein, sich als Kunde des EVU zu fühlen, weil er bei ihm 
Ware bezieht und bezahlt. Sobald das EVU aber von den im 


Wirtschaftsleben allgemein üblichen Gepflogenheiten abgeht, 
beispielsweise eine Rechnung nicht stundet, spürt ein Konsu- 
ment eine unerwartete Starre in den Beziehungen zwischen ihm 
und dem EVU und wirft diesem Monopolverhalten vor. 


Der einzelne Stromkunde als Repräsentant der 
Öffentlichkeit 


Es ist dem Stromkunden nur schwer begreiflich zu machen, 
daß das Stromgeschäft anderer Formen bedarfals das 
Inverkehrbringen von Ware, die sich stapeln läßt. Strom muß 
im Augenblick des Bedatfs erzeugt und auf eindeutig festgeleg- 
ten, nur dem Stromtransport dienenden Wegen unmittelbar bis 
zum Verbraucher gebracht werden. Gründe der Wirtschaftlich- 
keit, aber auch bauliche Gesichtspunkte schließen aus, daß 
Stromversorgungsnetze übereinandergelegt und von verschie- 
denen EVU betrieben werden. Daraus folgt gewiß ein Versot- 
gungsmonopol, das freilich nur insoweit vollkommen ist, als 
Strom nicht durch eine andere Energieart ersetzt werden kann. 
Es wird aber durch die gesetzlich verankerte Anschluß- und 


_ Versorgungspflicht zugunsten der Abnehmer entscheidend ge- 


mildert. 


Der Anschlußsucher kann durch das EVU in der Regel nicht 
abgewiesen werden. Er hat auf einen Stromanschluß Anspruch. 
Aber schon wenn er vom Anschlußpreis hört, fällt ihm die 
bequeme Formel vom Monopolcharakter des EVU wieder ein. 
Er verkennt, daß der Anschluß für ihn und nur für ihn herge- 
stellt wird, daß der Anschluß in der Ausführung einer Zunahme 
des Strombedarfs in der Zukunft Rechnung tragen muß, daß er 
strengen technischen Regeln zu genügen hat und schließlich 
vielleicht sogar wegen ungünstiger Lage des anzuschließenden 
Anwesens besonders hohe Kosten verursacht. Hier kann es be- 
tuhigend wirken, wenn dem Anschlußnehmer klargemacht 
wird, daß man ihn nicht überfordert und nicht anders behandelt 
als seinen Nachbarn. Gedruckte Anschlußbedingungen 
vermögen diese Bemühungen zu unterstützen. 


In der vielerorts kostenpflichtigen Abnahme der An- 
schlußanlage sieht mancher Stromkunde einen weiteren Be- 
weis für den Behördenchatakter des Versorgungsunterneh- 
mens. In manchen Städten der Vereinigten Staaten von Ameri- 
ka folgt der Abnahme durch das EVU in der Tat eine Abnahme 
durch eine echte städtische Behörde. So weit haben wir es noch 
nicht gebracht. Bei uns kommt hinter dem EV U niemand mehr. 
Der Anschlußniehmer sollte erkennen, daß die Abnahme durch 


‚ das EVU in erster Linie seinem persönlichen Vorteil, hier seiner 


Sicherheit, dient und nicht einer Anmaßung entspringt. Im 
übrigen wirkt die Abnahme auf die Installateure erzieherisch 
und fördert auch dadurch den Schutz des Abnehmers. Das fest- 


zustellen bedeutet keine Kränkung eines ehrenwerten Berufs- 


standes, den die EVU als Förderer ihrer Bestrebungen sehr 
schätzen, sondern zeigt nur eine immerhin verzeihliche mensch- 
liche Schwäche auf. 


Ist der Zähler angeschlossen, | 
die Zählerscheibe begonnen, sich zu dc 
hen, so fängt die entscheidende Phase d(} 
Beziehungen zwischen dem Bauherr. 
oder dem neuen Mieter und dem Eyt 
an. Der Abnehmer bezieht Strom, wie e 
Millionen vor ihm getan haben und nc 
ben ihm tun. Sonderbaterweise gibt e 
bei der Bemessung der dem Abnehmel 
von jetzt an regelmäßig vorgelegte: 
Stromrechnung höchst selten Mißhelligl 
keiten. Der Stromkunde vertraut de 
Wirkungsweise des plombierten schwarl 
zen Kastens, der da als Zähler eine Wanıl 
seiner Wohnung verunziert. Er weil 
meistens gar Fiche daß für Überwa 
chung ad Prüfung der Elektri 
tätszähler strenge amtliche V« 
schriften bestehen, obschon die Kon 
trolle der Zähler bei Organen der EV 
liegt, denen freilich ein besonderes Schild 
auf dem die Silbe „Amt“ vorkomm! 
den Nimbus einer Behörde gibt. Wenn zur Zeit gewisse Amt 
kreise hier nun einen Richter in eigener Sache sehen wolle 
kann die Anregung zu dieser Schlußfolgerung bestimmt niı 
von der Allgemeinheit gekommen sein. 


Vielleicht hängt die weitverbreitete Gleichgültigkeit q 
Elek he gegenüber damit zusammen, daß die $ 
versorgung der an Masse über die Befriedigung eines 
dingbaren Mindestbedarfs längst hinausgewachsen ist. Es is 
bei Strom nicht so wie beim Brot Dder: den Kartoffeln. De 
Verbrauch von Lebensmitteln haftet nur eine geringe Blastiz 
tät an. Von der täglichen Lebensmittelmenge, die ein vernün 
tig lebender ee, zu sich nimmt, läßt sich nicht viel strea 
wenn die jethliche Existenz nicht in Gefahr geraten soll. Dahe 
reagiert das Volk auf eine Erhöhung der Preise für Grundle 
bensmittel besonders empfindlich. Beimelektrischen Stror 
ist es heute anders. Auch der sparsame Stromverbrauch 
nimmt gegenwärtig ein Vielfaches der Strommenge in An 
spruch, BR er vor dee letzten Krieg oder gar in früheren Jah: 
zehnten bezogen hat. Er könnte N wenn es sein müßte, in 
Sedraverbranct einschränken, ohne in einen Notstand zu g 
raten, der dem bei Lebensmittelmangel vergleichbar ist. Dai 
unter diesen Umständen die Arbeitspreise der allgemeinen T: 
tife und auf dem Haushaltsektor auch noch die Grundpreis 
kehördlich gebunden sind, ist nicht recht einzusehen. Warur) 
den Arbeitspseis des Haushaltstroms bei 9, bei 10, bei 11 Pfen! 
nig festhalten, wenn man gleichzeitig zuläßt, daß für den glei 
chen Zweck unter einem anderen Namen, unter dem Namet 
Kleinverbrauchstatif, für die Kilowattstunde 40 Pfennig b& 
zahlt werden! Es geschieht unter dem Stichwort Daseinsvor 
sorge. Man Sale diesen Begriff im Bereich der Stromversotf 
gung endlich aufgeben. Er paßt dort nicht mehr in unsere Zeil 
Im übrigen haben sich die Strompreise auch unter der Herd 
schaft der Preisbindung dorthin entwickelt, wo sie hinkomme 
mußten. Die Gefahr, daß die Freiheit der Preisbildung bei Fre 
gabe der allgemeinen Tatifpreise mißbraucht wird, ist ofle 
kundig verschwindend klein. Das Streben der EVU nach Ab 
satzsteigerung, die Wachsamkeit der Aufsichtsgremien der Ge 
sellschaften wie auch der Eigenbetriebe, die Aufmerksamkeit de 
breiten kritikfreudigen Öffentlichkeit und die Steuersätze wet 
den dafür sorgen, daß die Bäume nicht in den Himmel wachsen 
Nur eines unterlasse man, wenn man die Strompreise freigibt 
Man verzichte auf die zwangsweise Kuppelung der Preise de 
Wahltarife, weil die gesunde Entwicklung der Stromverso 
gung unter der Zwangsjacke einer solchen Verbindung leide 
müßte. 


Auch zu diesem Thema darf abschließend festgestellt a 
daß sich die öffentliche Meinung bei einer Freigabe der Tatil 
preise ebensowenig erhitzen wird, wie sie es bei der vor kurzer 
erfolgten Freigabe der Tarifpreise für Gas getan hat. 


Der hohe Grad der Sicherheit, den die Stromversorgung ir] 
zwischen erreicht hat, läßt den Stromkunden allzu leicht veil 


nme an die ee ann ging, 
'h das flache Land mit Strom zu versorgen, hat das mit der 
ächtung von Überlandzentralen verbundene große wirt- 
a ftliche Risiko wiederum überwiegend das private Unter- 
ımertum auf sich genommen. Der Staat, größere Selbstver- 
‚tungskörperschaften und auch Gemeinden, die über ihren 
lichen Bereich hinaussahen und den überöttlichen Charakter 
Stromversorgung erkannten, schalteten sich ein. Neben 
ı privaten Unternehmen entstanden Unternehmen, deren 
pital ausschließlich in öffentlicher Hand lag. Oftmals brach- 
‚auch Private und die öffentliche Hand gemeinsam das Kapi- 
auf, was zur Entstehung der gemischtwirtschaftlichen 
ternehmen führte. Damit war die Entwicklung zur überört- 
ıen regionalen Versorgung eingeleitet. Schon damals ließ 
‚Entwicklung einen Teil der bereits entstandenen örtlichen 
‚rke als überholt erscheinen mit der Folge, daß diese in re- 
nalen Unternehmen aufgingen oder deren Keimzellen wur- 
1. Auch heute noch bestehen ältere Phasen örtlicher Ent- 
'klung, deren Eingliederung in die normale überötrtliche 
dnung der Stromwirtschaft man nicht aufhalten sollte. 


bstverwaltung und wirtschaftliche Betätigung der Ge- 
inden 


Jie kommunale Selbstverwaltung wird heute wieder mit 
Sht als eine der Grundlagen staatlicher Ordnung anerkannt. 
derungen, die mit dem Selbstverwaltungsrecht der Gemein- 
ı begründet werden, lassen von vornherein ein zustimmendes 
20 aus der Öffentlichkeit erwarten. So nimmt es nicht wun- 
, daß auch zur Begründung der Behauptung, die Stromver- 
gung sei eine Aufgabe der einzelnen Gemeinde, die kommu- 
e Selbstverwaltung bemüht wird. Der Betrieb öffentlicher 
tsorgungsunternehmen wird als integrierender Bestandteil 
Selbstverwaltung bezeichnet. Sie „müsse ihren Sinn ver- 
en, wenn ihr für die Durchführung ihrer Aufgabe die mate- 
len Grundlagen fehlten. Zu diesen aber gehörten die wirt- 
aftlichen Leistungen der Gemeinden. Unter ihnen stehe im 
wußtsein der Bürger die Lieferung von Wasser, Gas und 
om weitaus an der Spitze‘ [21]. Aufgaben unternehmeri- 
er wirtschaftlicher Art werden hier mit denen der eigentli- 
n, echten Selbstverwaltung bewußt gleichgestellt. Diese 
tquickung hat sich aber als unheilvolle Ursache vieler Miß- 
ständnisse herausgestellt. 


Was ist Selbstv erwaltung? Entstanden aus der Polarität von 
at und Gesellschaft beinhaltet sie die Wahrnehmung an sich 
itlicher Hoheitsaufgaben durch Körperschaften, Anstalten 
] Stiftungen des öffentlichen Rechts. „Ungeachtet dessen, 
die Gemeinde in Deutschland die einzige staatliche Ge- 
inschaftsform ist, die den Zusammenbruch von 1945 über- 
te, und Mech der Tatsache, daß nach diesem Zusam- 
abruch der Staat unter Eingliederung der verbliebenen Trä- 
‚staatlicher Gewalt von untenher neu aufgebaut wurde, ist 
Terrschaftsgewalt der Gemeinde, auch wenn die Existenz 
"örtlichen Gemeinschaft als naturgegeben anzuschen ist, 
atlich gesehen, vom Staate verliehen bzw. übertragen“ [22]. 
ie staatliche Stellung gegenüber den Selbstverwaltungskör- 
schaften hat sich so verstärkt — und nicht erst seit 1933, 
dern unter dem Zwang von Notwendigkeiten, die nicht 
tanschaulich bedingt sind —, daß für die Anerkennung 
>s qualitativ eigenen und vom Staat distanzierten Aufgaben- 
eiches keinRaum mehr bleibt‘[23]. Selbstverwaltung ist so- 
öffentliche Verwaltung und kann deshalb nicht Wirtschaft 

[24]. Da Versorgungsbetriebe der Gemeinden aber ihrer 
ur nach wirtschaftliche Unternehmen sind, lassen sie sich 
it der Selbstverwaltung zuordnen. 


aß Versorgungsbetriebe der Gemeinden wirtschaftliche 
ernehmen sind, wird heute trotz der Entscheidung des Bay- 
chen Verfassungsgerichtshofs vom 23. Dezember 1957 [25] 
emein anerkannt. „Auch über das Kommunalrecht hinaus 
den die Eigenbetriebe der Gemeinden im gesamten übrigen 
ht als wirtschaftliche Unternehmen wie andere Versot- 
gs- und Verkehrsunternehmen behandelt, vgl. $ 2 Energie- 
schaftsgesetz‘“ [26]. „Die Energieaufsicht erfaßt die Ge- 


meinde also gerade nicht als Verwaltungs-, sondern als Wirt- 
schaftssubjekt. Nur unter diesem Aspekt, daß auch die Ge- 
meindewirtschaft ein Teil der Wirtschaft ist, die nach Art. 74 
Nr. 11 GG der konkurrierenden Gesetzgebungszuständigkeit 
des Bundes unterliegt, wird der kommunale Eigenbetrieb vom 
Grundgesetz erfaßt. Die Garantie des Art. 28 Abs. 2 umfaßt 
nur den eigentlichen Kern der Selbstv erwaltung, nicht aber die 
wirtschaftliche Betätigung der Gemeinde, in der sie in Kon- 
kurrenz zu anderen Wirtschaftenden auftritt“ [27]. Die kommu- 
nale Versorgungswirtschaft ist somit fakultativer Teil der Ge- 
samtwirtschaft, nicht jedoch Wesensbestandteil der Selbstver- 
waltung [24]. Wenn Gemeinden wirtschaftliche Unternehmen 
betreiben, dann gehört diese Tätigkeit zum eigenen Wirkungs- 
bereich der Gemeinde als Unternehmen; sie verwaltet nichtals 
Selbstverwaltungskörperschaft, sondern in der Zuständigkeit 
des Eigentümers. „Die Führung öffentlicher Versorgungs- und 4 
Verkehrsbetriebe kann schließlich schon deshalb kein notwen- 
diger Wesenszug der garantierten Selbstverwaltung sein, weil i Er 
die Mehrzahl der Gemeinden überhaupt nicht in der Lage ist, 
solche Betriebe selbst zu unterhalten‘ [26]. ; 


Daseinsvorsorge und wirtschaftliche Betätigung der Ge- / 
meinden 


Als Forsthoff in seiner 1938 erschienenen Schrift „Die vo ; 
waltung als Leistungsträger‘ den Begriff „Daseinsvorsorge‘“ 
prägte, konnte er nicht ahnen, daß dieser später einmal unter _ 
ganz anderen politischen Verhältnissen das Schlagwort ge- 
meindlicher Public Relations werden sollte. Immer wieder 
taucht dieses Wort im Schrifttum, in Vorträgen, Verhandlun- 
gen und sogar schon in höchstrichterlichen Entscheidungen 
auf. „Die es verwenden, glauben allein mit seiner Nennung 
schon Beweis und Begründung bestimmter Ansichten und For- 
derungen zu erbringen‘ [28]. Voreingenommenheiten und fal- 
schen Meinungsbildungen ist damit gefährlich Raum gegeben. 


Forsthoff verstand unter „Daseinsvorsorge“ nicht nur die 
Versorgung mit Wasser, Gas und Elektrizität, „sondern auch rn 
die Bereitstellung der Verkehrsmittel jeder Art, die Post, Tele- 
fonie und Telegrafie, die hygienische Sicherung, die Vorsorge 
für Alter, Invalidität, Krankheit, Arbegelosigkeie und vieles. 7 
andere mehr“‘ [29]. Er lehrte damals, wie aus dem 1959 erschie- 
nenen Nachdruck [29] entnommen werden kann: „Der Natio- 
nalsozialismus hat ... die Daseinsverantwortung der Träger der 
politischen Gewalt (Staat und Partei)‘ [30] DEREN „Eine 
Dogmatik, die sich an Eigentum und Freiheit orientiert, wird . 
die Wirklichkeit der modernen Verwaltung nicht in ihr Blick- 
feld bekommen“ [31]. „Die Grundrechte‘ — die heute glück- 
licherweise wieder in unsere Verfassung eingebaut sind — „ge- 
hören der Geschichte an“ [32], ihre „Überwindung hat den Wi 
zu einer gerechten Sozialgestaltung freigegeben‘ [33]. Einerecht- 
lich gesicherte Teilhabe an der Daseinsvorsorge biete „eine 
Art Ersatz für jene überholten Sicherungen, welche die Grund- 
rechte in sich beschlossen. Unter diesem Gesichtspunkt dürfte 
sich ein Anschluß der Daseinsvorsorge an die Dogmatik des 
Verwaltungsrechtes finden lassen‘ [34]. Wenn früher, so argu- 
mentierte Forsthof}, der freien Wirtschaft die Verantwortung 
für den von ihr zu leistenden Anteil an der Daseinsvorsorge zu- 
gefallen sei, so sei das jetzt (1938) der Aufgabenbereich der 
überkommenen staatlichen Funktionen, die sich auch auf das 
Wirtschaftsleben zu erstrecken hätten [35]. 


Diese Lehre Forsthoffs wurde nun abgewandelt und das, was 
von ihr paßte, vor allem dort, wo man sich finanzielle Vorteile 
versprach, auf die wirtschaftliche Tätigkeit der Gemeinden be- 
zogen. Das so der Öffentlichkeit vermittelte Ergebnis wird von 
vielen, offenbar unbesehen nach Herkunft und Schlüssigkeit, 
übernommen. 


Forsthoff ging, wie geschildert, „von einer Staatsverfassung 
aus, die den privaten Charakter der Einzelexistenz weitgehend 
aufhebt“ [36]; ein Ausgangspunkt also, der heute mit Recht ab- 
gelehnt wird und der es zur Vermeidung einer Begriffsverwir- 
rung vielleicht sogar verbieten sollte, das Wott „Daseinsvor- 
sorge“ weiterhin zu verwenden, auch wenn es heute — umge- 5 
deutet — nicht mehr der Begründung staatlicher Machtan- Ba 
sprüche dem einzelnen gegenüber, sondern der Untermauerung 0% 
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kommunaler Forderungen dienen soll. Wenn man „Daseins- 
vorsorge“ aber schon aus heutiger Sicht definieren will, so muß 
dies nach modernen Grundsätzen geschehen, womit der Be- 
griff aber eine ganz andere Bedeutung erhält, als ihm im kom- 
munalpolitischen Vorbringen zugemessen wird. „Daseinsvor- 
sorge“ ist dann nichts anderes als „ein politisches Leitziel, das 
auch die Landesverfassungen und das Bonner Grundgesetz auf- 
richten. Der Staat folgt damit seiner ureigenen Aufgabe, die 
Existenz der Staatsbürger zu sichern. Daraus folgt jedoch kein 
Dogma von der Verwaltung als Leistungsträger. ... Das Leit- 
ziel der Daseinsvorsotge bildet abet keinen Grund für eine Un- 
terwerfung wirtschaftlicher Vorgänge und Leistungen unter die 
Gesetze der Verwaltung und für ihren funktionellen Anschluß 
an deren Träger“ [37]. 

Dieses „politische Leitziel‘ hat außerdem bereits seinen Aus- 
druck in den die Energiewirtschaft beherrschenden Gesetzen 
gefunden, die keine rechtliche Konstruktion eines Regals von 
Gebietskörperschaften erlauben. Es wäre widersinnig, einer- 
seits den Staat zur Aufsicht zu ermächtigen, andererseits den 
Gebietskörperschaften nicht beschränkbare Rechte bei der Er- 
füllung der Versorgungsaufgaben zu gewährleisten. „Das 
Wort von der Daseinsvorsorge ist eine wissenschaftliche Idee 
ohne verbindlichen (normativen) Charakter. Auch eine noch so 
gut entwickelte Idee ist kein Gesetz. Aus ihr kann man keine 
Rechtsfolgen ableiten. Betrachtet man den Begriff ‚Daseinsvor- 
sorge’ inhaltlich näher, so zeigt sich, daß mit ihm die Bezeich- 
nung mannigfaltiger und vielschichtiger Tätigkeiten oder Lei- 
stungen verknüpft ist, die zusammengehalten werden durch den 
Zweck, dem sie dienen, nämlich den Staatsbürgern nützliche, 
mitunter notwendige (existenzielle) Leistungen darzubringen. 
Es ist also allein das gemeinsame Ziel dieser Einrichtungen, das 
esrechtfertigt, sie mit der Sammelbezeichnung Daseinsvorsorge 
zu belehnen. Das allein kann ihr richtig verstandener Sinn sein: 
Eine zusammenfassende Bezeichnung für eine Fülle verschie- 
denartiger Dinge abzugeben. Daseinsvorsorge ist mithin ein 
soziologischer Begriff aber kein rechtsnormativer, der verlan- 
gen würde, aus ihm unabweisliche rechtliche Konsequenzen zu 
ziehen.“ „Gewiß ist es richtig, daß die Versorgung der Bevöl- 
kerung mit Wasser, Elektrizität, Gas usw. die Zurverfügung- 
stellung notwendiger Leistungen darstellt. Die diese Leistun- 
gen hervorbringenden Unternehmen sind zur Existenz unent- 
behrlich geworden; der einzelne und die Gemeinschaft sind von 
ihnen abhängig. In diesem Sinne erfüllen sie in der Tat ‚Da- 
seinsvorsorge’, verstanden in jenem soziologischen, nicht rechts- 
oder gar verfassungsrechtsnormativen Sinne. Auch die Land- 
wirtschaft, der Lebensmittelgroßhandel, die Textilindustrie und 


die Bauwirtschaft dienen in ähnlicher Weise der Daseinsvor- 
sorge‘ [38]. 


In der Tat betreiben sämtliche Energieversorgungsunterneh- 


men ohne Rücksicht auf Rechtsform und Eigentümer Daseins- 


vorsorge in diesem soziologischen Sinn. Die Unternehmen 
„werden in einem Bereich tätig, in dem sie nicht in absoluter 
Freiheit tätig werden können, vielmehr einer sozialen Pflicht- 
bindung unterliegen“ [39]. Diese soziale Pflichtgebundenheit 
zur Anerkennung zu bringen und zu wahren ist das Ziel der im 
Energiewirtschaftsgesetz verankerten Aufsichtsrechte des Staa- 
tes und nicht etwa eine Aufgabe der „zur Daseinsvorsorge ver- 
pflichteten‘“ einzelnen Gemeinde. Das erkennt auch Forsthoff 
heute an, wenn er feststellt: „‚Selbstverständlich verliert der Be- 
griff der Daseinsvorsorge zwar nicht seinen Sinn, aber seine 
praktische Bedeutung überall dort, wo das Gesetz den Anspruch 
des einzelnen auf Leistungen det Daseinsvorsorge ausdrücklich 
anerkennt und damit sichert‘, wobei er in Fußnote auf $ 6 des 
EnWG hinweist [40]. Der Begriff Daseinsvorsorge bietet somit 
„nicht die geringste Hilfe, dem Ziel der bestmöglichen Versor- 
gung der gesamten Abnehmerschaft näherzukommen. Echter 
Fortschritt und Ertragssteigerung lassen sich ganz bestimmt 
nicht dadurch erreichen, daß man die Stromversorgung als Auf- 
gabe der Daseinsvorsorge bezeichnet und sie von vornherein 
einer bestimmten Sondergruppe innerhalb der Elektrizitäts- 
wirtschaft anheimgegeben wissen möchte‘ [41]. 


Die Verwendung und Auslegung des Wortes ‚Daseinsvor- 
sorge‘ im Sinn gemeindlicher Vorrangstellung kann man sogar 


“ verständigen Abnehmers an dem gemeindlichen Unternehff 


als Mißbrauch des Begriffs des „öffentlichen Interesses“ deut: 
Anerkanntermaßen kann es nur ein Öffentliches Interesse { 
ben, nämlich das Interesse des größten Teils der Bevölkerur 
dem sich die Einzelinteressen, also auch die der einzelnen ( 
meinden, unterzuordnen haben. Soweit man diese Untero; 
nung aber nicht anerkennen will, propagiert man die gemeir 
liche Daseinsvorsorge und versucht, sie an die Stelle des öffe 
lichen Interesses zu setzen. Sämtliche Probleme versorgun; 
wirtschaftlicher Art könnten, wenn dieser Versuch gelän) 
unter Außerachtlassung überörtlicher Gesichtspunkte denWi 
schen der einzelnen Gemeinden entsprechend gelöst werden’ 


Zu welchen abwegigen Schlußfolgerungen diese Theorie v 
der Daseinsvorsorge der Gemeinden führen kann, zeigt s 
auch darin, daß man sogar von einer Pflichtaufgabe der C 
meinde auf dem Gebiet der Energieversorgung spricht [4 
Nicht die einzelne Gemeinde hat jedoch die Versorgungspflic 
sondern das jeweils für die einzelne Gemeinde zuständige V 
sorgungsunternehmen, und zwar im Rahmen der Bestimmung 
des EnWG. Nicht einmal die — wie oben gezeigt, irrige — / 
nahme, die Stromversorgung.durch die Gemeinde gehöre 
deren Selbstverwaltungsaufgabe, ließe eine andere Auffassu 

zu. Das Grundgesetz und alle Länderverfassungen gewäh: 
nur eine „institutionelle Garantie‘ des Selbstverwaltungsre 
tes. Die Gemeinden können nur „im Rahmen der Geset. 
bzw. „nach Maßgabe der Gesetze‘ die Selbstverwaltung waf 
nehmen. Der Gesetzgeber hat aber in den den Versorgungss 
tor behertschenden Gesetzen den Gemeinden keine Sonc 
rechte zuerkannt oder besondere Pflichten auferlegt. 


Kein Aufsichts- und Kontrollrecht der Gemeinden in ı 
Stromwirtschaft 


Public Relations der Stromwirtschaft bezwecken eine A 
klärung des Abnehmers über die Gegebenheiten, Schwierigil 
ten und Ziele dieses Wirtschaftszweiges. Je besser die Pu? 
Relations vorangetrieben werden, desto günstiger wird sich}; 
Verhältnis zur Abnehmerschaft gestalten. Man kann aber a 
hier einen Schritt zu weit gehen; das geschieht dort, wo : 
Abnehmer versprochen wird, durch tätige Mitwirkung mit # 
Mitteln der Genäindedemokraie an der Gestaltung der 
sorgung mitwirken zu können, was seibetver na gemelt 
liche Versorgungsunternehmen voraussetzt. Gefährlich leil 
und wohlklingend für Abnehmerohten läßt sich die „‚Notuli 
digkeit‘“ dieser Mitwirkung begründen: „Die technisch-v- 
schaftlich bedingte monopolähnliche Situation der Verk 
gungswirtschaft findet ihren Ausgleich in der Verbrauc!; 
nähe und in der Einflußmöglichkeit des Verbrauc 
ein wesentlicher. Rechtfertigungsgrund kommunaler 


fen nicht unterschätzt werden. Ganz abgesehen davon, daß } 
darüber, inwieweit eine potentielle Mitwirkung des nicht s/! 


überhaupt möglich und angebracht ist, manches sagen | 
verlangt diese Mitwirkung grundsätzlich verhältnismäßigk 
Unternehmen, während eine gesunde Stromversorgung | 
innerhalb von Räumen gewisser Mindestumfänge wirtsch‘ 
lich bestehen kann. 


Des weiteren muß aber bei dem Verbraucher auch det Irt 
entstehen, die Gemeinden als Gebietskörperschaften hättetj# 
Aufsichts- und Kontrollrecht in der Sttomwirtschaft. Zwar#? 
langt die in der Stromwirtschaft gegebene, im Vergleich zu I 
deren Wirtschaftszweigen eingeschränkte Wettbewerbssitudi 
die Statuierung einer hoheitlichen Aufsicht; diese Aufl 
wurde aber vom Gesetzgeber allein dem Staat zuerkannt. fü 
der Staat, vertreten durch die zuständigen Aufsichtsbehötfl 
und nicht die einzelnen Gemeinden haben in Durchführung? 
gegebenen gesetzlichen Bestimmungen die Interessen der |f 
braucher mit den Interessen de: Versorgungsunternehments 
zugleichen. Besondere Aufsichtsrechte der Gemeinden wült 
auch der Absicht des Gesetzgebers widersprechen, die St 
wirtschaft unter eine von einheitlichen Gesichtspunktenf% 
gehende Aufsicht zu stellen; andernfalls würden sich did® 
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Jungen des vom Gesetzgeber mit der Aufsicht beauftragten 
tes oftmals mit denen der ebenfalls ein Aufsichtsrecht be- 
tuchenden Gemeinde nicht decken. Ein Nebeneinander 
Zuständigkeiten von Staat und Gemeinden müßte dazu 
en, daß sich durch die Konkutrenz mehrerer Aufsichtsträ- 
das Optimum an Leistung für die Gesamtheit nicht errei- 
ı ließe. Der Gesetzgeber ging, auch was die Stromversor- 
5% anbelangt, grundsätzlich von der Freiheit wirtschaftlicher 
tigung aus, die nur insoweit Einschränkungen unterliegt, 
liese dem Charakter gerade dieses Wirtschaftszweiges ange- 
sen sind. Es besteht kein Anlaß und kein Recht dazu, hier 
indere Aufsichts- und Kontrollrechte der Gemeinden einzu- 
en. 


ie Stromwirtschaft ist in die Gesetze und in die Ordnung 
Gesamtwirtschaft eingegliedert. Sie kann nicht isoliert vom 
gen Wirtschaftsgeschehen gesehen werden, schon gar nicht 
n auf eine Gruppe von Versorgungsunternehmen und de- 
Eigentümer bezogen. Man soll es auch weiterhin der Ent- 
lung überlassen, welche Versorgungsformen sich im Hin- 
k auf die technische und wirtschaftliche Entwicklung für 
Allgemeinheit als vorteilhaft erweisen. Dann wird sich auch 
ben, wie sich Großstädte, denen mit diesen Ausführungen 
Berechtigung, auf dem Versorgungssektor unternehmerisch 
>, zu sein, nicht bestritten werden soll, in die Ordnung dieses 
tschaftszweiges einfügen werden; vielleicht bietet hier die 
enseitige angemessene kapitalmäßige Beteiligung lokaler 
regionaler Unternehmen eine Lösung. Wie heute aber teil- 
se die öffentliche Meinungsbildung beeinflußt wird, muß es 
ine Bemühung gewertet werden, die Entwicklung in eine 
ıtung zu drängen, die zwar augenblickliche Vorteile für die 
elnen Gemeinden verspricht, auf die Dauer und im ganzen 
hen das Ziel der bestmöglichen Versorgung der gesamten 
ıehmerschaft jedoch verfehlt. Die richtige Einordnung der 
strizitätswirtschaft in unsere Wirtschaftsordnung geht alle 
die Wege, die hier eingeschlagen werden, haben wirtschafts- 
tische Auswirkungen bedeutendster Art. 


ammenfassung 


er Stromwirtschaft, den in ihr tätigen Unternehmen und 
bänden ist die Aufgabe der Public Relations gestellt. Die 
elnen Unternehmensgruppen gestalten ihre Public Rela- 
s je nach den Vorstellungen und Wünschen, die sie einer 
wirklichung entgegenführen wollen. Dadurch innerhalb der 
mwirtschaft entstehende Auseinandersetzungen sollten 
it so lange zurückgestellt werden, bis eine einseitige Mei- 
ssbildung normative Kräfte entwickelt. Es ist notwendig, 
rt einseitig nur den Belangen der einzelnen Gemeinde die- 
den Meinungsbildung mit folgenden Feststellungen entge- 
zutreten: 


Das Leitbild großräumiger Tarifpolitik verlangt eine über- 
iche Gestaltung der Stromversorgung. Auch in der Strom- 
orgung trägt die einzelne Gemeinde die Mitverantwortung 
den größeren Raum. 


‚Die kommunale Mitwirkung an der Stromversorgung läßt 
in eine überörtliche Ordnung ohne Einschränkung der an- 
\essenen gemeindlichen Interessen einfügen. 


‚In der Stromwirtschaft besteht kein Gegensatz kommunal 
okal, jedoch ein Spannungsfeld lokal— regional. Die techni- 
und wirtschaftliche Entwicklung der Stromwirtschaft darf 
it von Sonderbelangen der einzelnen Gemeinde abhängig 
lacht werden, 


‚Selbstverwaltung ist öffentliche Verwaltung und kann des- 
nicht Wirtschaft sein. Versorgungsbetriebe der Gemeinden 
| wirtschaftliche Unternehmen und können nicht der Selbst- 
valtung zugeordnet werden. Die einzelne Gemeinde ist als 
entümerin von Versorgungsunternehmen nicht Selbstver- 
ungskörperschaft sondern Unternehmerin. 


‚Zur Vermeidung von Begriffsverwirrungen sollte die Ver- 
dung des Begriffs „Daseinsvorsorge‘ unterbleiben. Keines- 

können aus diesem Begriff irgendwelche Rechtsfolgen zu- 
ainsten der einzelnen Gemeinde abgeleitet werden. 


6. Eine Versorgungspflicht der Gemeinde als Gebietskörper- 
schaft besteht nicht; die Mehrzahl aller Gemeinden wäre über- 
haupt nicht in der Lage, einer etwa statuierten derartigen Ver- 
sorgungspflicht nachzukommen. 


7. Die Gemeinden haben kein Aufsichts- und Kontrollrecht 
in der Stromwirtschaft. Bine dahinzielende Forderung würde 
dem geltenden Recht widersprechen und außerdem zu Kolli- 
sionen gemeindlicher und staatlicher Aufsichtsmaßnahmen 
führen. 
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Vorträge der Fachgruppe ‚Elektrotechnik‘ 
Leitung: Direktor H. Weber, Berlin 


' Einführung 


ne fen FI. Weber, Berlin: 


"Es ist zur Regel geworden, daß der Obmann des Fachaus- 
schusses „‚Blektrotechnik‘‘ der VDEW zu Beginn dieser Vor- 


TAN : E : 
tragsreihe einzelne besonders aktuelle Arbeiten des Fachaus- 


schusses nennt und derzeitige Tendenzen andeutet. 
Die Zusammenarbeit der Mitglieder im Ausschuß bezweckt, 


Erkenntnisse für Planung, Bau und Betrieb in der öffentlichen 
 Elektrizitätsverteilung zum Nutzen der einzelnen Unterneh- 
_ mungen zu gewinnen und sie zur Erhöhung des Nutzens unter- 
einander abzustimmen. Seit einiger Zeit erfolgt diese Abstim- 


mung auch mit unseren Nachbarländern; dabei soll uns Inge- 


 nieure aber die Zugehörigkeit der Nachbarländer zur europäi- 


schen Wirtschaftsgemeinschaft oder zur Freihandelszone wenig 


berühren. 


Die einzelnen Überlegungen für die Elektrizitätsverteilung 


gehen immer von der Höhe der Betriebsspannung aus. Auf der 
"  Niederspannungsseite strebt das europäische Festland klar zur 
Spannung 3x380/220 V. Im Mittelspannungsteil treten die 


Spannungen 10 und 20 kV immer mehr hervor. Das Umstellen 
von verlegten, noch brauchbaren 5- und 6-kV-Kabeln auf 10 
kV und von 15-kV-Fteileitungen auf 20 kV ist mittlerweile oft 


durchgeführt worden und birgt kaum noch technische Pro- 
 bleme. Hier haben nur noch wirtschaftliche Überlegungen das 
Wort. Es wäre zu bedauern, wenn schwindende Verantwor- 


tungsbereitschaft solche vernünftigen Maßnahmen irgendwo 
erschweren würde. Auch der VDE wäre überfordert, wollte 
man von ihm erwarten, daß er hier die Verantwortung dem ein- 
zelnen in seinem Fall abnimmt. 


Auf französische Anregung hin streben wir mit unseren 
Nachbarländern weitgehend gleichartige Betriebsmittel und 
möglichst wenige Typen an. Bei Verteilungstransformatoren bis 
zu 20 kV hinauf wollen wir uns allmählich auf die Größen 100, 
160, 250, 400 und 630 kVA beschränken mit 4 v.H. Kurz- 
schlußspannung und Anzapfungen gemäß IEC für + 2,5 v.H. 
Ähnlich gehen nun unsere Überlegungen bei den Kabeln auf 
die Einschränkung der Querschnitte hin. Hier liegt es beson- 
ders nahe, die Querschnitte nach der gleichen Reihe wie bei den 
Transformatoren auszuwählen, da es sich hier um eine geome- 
trische Reihe mit dem Faktor 1,6 handelt und dieser Faktor dem 
Leitwertunterschied Aluminium/Kupfer entspricht, d.h., je- 
weils der nächste Querschnitt in Aluminium hat denselben Leit- 
wert wie der vorhergehende in Kupfer. Man würde also auf die 
in Italien bereits bestehende Quetschnittsreihe von 10, 16, 25, 
40, 63, 100, 160, 250 mm? kommen. Man sollte meinen, daß man 
mit diesem Querschnittsabstand auskommt, und kaum einem 
Werk dürften durch Anwendung dieser Querschnitte wirklich 


mäß erklären kann, ist die sachgerechte Entfaltung der Soxia] 
staatsklausel im Rahmen des Systems des Grundgesetzes, ni 
aber die Belebung eines NS-Schlagwortes und schon gar 
eine Anknüpfung an nazistisches Gedankengut und Modi 
rung nationalsozialistischer Verfassungs- und Rechtsgrundsät 


# 


die noch nicht einmal mit einer durch die Umstände gebotenej 

Einschränkung verwertbar sind.“ 4 
[40] Forsthoff aaO S. 10 # | 
[41] A. Schuler aaO S$. 150 £| | 


[42] Siehe hierzu Hüttlin DÖV 1956, S. 485, der von der „denGe 
meinden historisch zugewachsenen Verpflichtung zur Daseins 
vorsorge“ spricht; außerdem Entscheidung des BayVerfGf 
vom 23. Dezember 1957, die von einer Zuweisung gewisser Ge 
biete der Daseinsvorsorge als Pflichtaufgaben an die Gemeinde 
ausgeht. E 


[43] Jacobi aaO 


abel 
wünschen einige Fachleute für Querschnitte bis zu 35 mm 
Kupfer und bis zu 50 mm? Aluminium nur noch Ku 
kabel mit runden Querschnitten, und zwar bis 25 mm? hinal 
Massivleiter und für Verteilungskabel mit größeren Querschnik 


nF 


ernsthafte Erschwernisse entstehen. Bei Hausanschlußk: 


stets den gleichen Querschnitt wie die Außenleiter haben oll 


Der Rationalisierungsgedanke bewegt auch unsere Fachleu, 
für Mittelspannungsschaltanlagen. Hier geht es vor allem u) 
den Aufbau bei Blechkapselung. Das Vordringen der blechel 
kapselten Anlagen aus den USA in alle anderen rg | 
wiederholt Kritik an dem Bestehenden herausgefordert. Da 
sind die vielen für eine Typung hinderlichen Wünsche des P 


machen. we 

In Freileitungsanlagen spielt die Isolierung und damit d 
Schutz gegen atmosphärische Überspannungen eine besonded 
Rolle. Es mag hinzukommen, daß eines Tages das Festlegen d 
Sternpunktpotentials durch Erden den Mittelspannungsanlag 
Erleichterungen bringt. Diese im Ausland erheblich verbreite 
Technik wird möglicherweise in unseren Mittelspannungsk# 
belnetzen vermehrt Eingang finden, zumal Kabelerdschlüsl 
im kompensierten Betrieb kaum gelöscht werden. Dies wird bl 
sonders dort wichtig sein, wo der Erdschlußstrom schnel N 
steigt als die Kurzschlußleistung. Für Mittelspannungs-Fr ' 
leitungen bleibt die Löschung durch Erdschlußspulen noch d. 
bessere Lösung. Bei 110-kV-Netzen steht die Erdung des Ste k 
punkts jedoch bereits stark zur Diskussion und ist an einigf 
Punkten schon eingeführt worden. Die starre Sternpunktd 
dung bei 220 kV stellt durch die erforderliche Kurzunterbi 
chung besondere Aufgaben, und die Ausdehnung solcher L 
tungen über die Ländergrenzen hinaus verlangt das Beachtf 
der Entwicklung bei den Nachbarn. s 


Es ist daher nicht von ungefähr, daß heute hier Kollegen 4 
Frankreich und Österreich zu uns sprechen, Ihre Vorträge s 
hen mit den genannten Überlegungen im Zusammenhang. 


In unseren Niederspannungsnetzen marschiert die Nullu N 
Sie ist theoretisch gewiß nicht die vollkommenste Lösung, t 
der Praxis hat sie sich jedoch gut bewährt. In Frankreich liegt 
die Dinge etwas anders. Herr Poyarz, unser Gast von der El i 
tricite de France, wird uns darüber berichten; wir sind besd' 
ders dankbar, daß er die schwierige Aufgabe übernommen hi’ 
diesen Vortrag in deutscher Sprache zu halten. Herr Med 
bringt, was das RWE als Geburtsstätte der Schutzschaltuk 
und ihrem besonders weiten Anwendungsgebiet hierzu sad 
kann. 
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onR.Poyart, Paris*) 


kanzösischer Standpunkt 


‚Einen Vergleich über den Stand auf dem Gebiet irgendeiner 
ıchnischen Verwirklichung in verschiedenen Ländern zu zie- 
»n ist immer eine schwierige Aufgabe; denn um die gewählten 
ösungen zu rechtfertigen, müßte man auf Einzelheiten der 
Srhandenen Voraussetzungen eingehen. In der besonderen 
tage der Schutzmaßnahmen und Sicherheit kommt hinzu, daß 
.e vielen Komponenten kaum voneinander getrennt werden 
Snnen: theoretische und technische Grundsätze, praktische 
usführung der Schutzmaßnahmen, wirtschaftliche und andere 
erknüpfungen und gleichzeitiges zufälliges Bestehen mehrerer 
<hutzmaßnahmen in Verbindung mit der Verschiedenartig- 
sit der Installationsanlagen. Dazu kommen noch verschiedene 
lemente, die anscheinend mit der Sicherheit nichts zu tun ha- 
en: der Grad der Verpflichtung zur Anwendung der Schutz- 
orschriften, die verwaltungsmäßigen Aufgaben und nicht zu- 
tzt die für jedes Land verschiedenen Gewohnheiten. Es ist 
asgeschlossen, eine so komplizierte Frage in der kurzen Zeit- 
yanne eines Vortrags zu behandeln, und ich sehe mich ge- 
wungen, das Problem zu vereinfachen. 


Endlich liegt noch eine letzte Schwierigkeit in der Frankreich 
‚genen Stellung, da zur Zeit die Untersuchungen auf diesem 
rebiet noch in vollem Gang sind. 


In meinem Vortrag sollen nun der bisherige und der heutige 
tand der Schutzvorrichtungen in Frankreich behandelt und 
in Blick auf die in Zukunft möglichen Lösungen mit Hinweis 
af unsere Bestrebungen und Forschungen geworfen werden, 
robei die Betrachtung auf den Bereich der privaten Stromab- 
ehmer beschränkt wird. Diese Gruppe von Abnehmern um- 
ıßt etwa 14 Mio Anlagen, die praktisch nur nicht-obligatori- 
hen Vorschriften unterliegen. Etwa 75 v.H. werden mit einer 
pannung von 127/220 V und nur 25 v.H. mit 220/380 V ver- 
Irgt; der letztere v.-H.-Satz steigt aber von Jahr zu Jahr an. 
u diesem Abnehmerkreis gehören zahlreiche ländliche Strom- 
bnehmer, doch auch städtische Netze werden auf 220/380 V 
mgestellt. Die Verbraucher in Handel und Industrie, ob sie 
urch das Niederspannungsnetz versorgt werden oder nicht, 
nd, sofern Arbeiter beschäftigt werden, an eine besondere 
'erordnung des Arbeitsministeriums gebunden; diesist der Fall 
ir ungefähr 2 Mio an das Niederspannungsnetz angeschlossene 
tromverbraucher und für praktisch sämtliche Hochspannungs- 
ttomabnehmer. 


chutzmaßnahmen gegen Fehlerspannungen im Fall 
ines Berührens der durch einen Isolationsfehler unter 
pannung gesetzten Teile 


isheriger Stand 


Der Fehlerspannung-Schutzschalter wird wegen seiner be- 
annten Nachteile in gewöhnlichen Abnehmeranlagen in Frank- 
eich sehr wenig verwendet. Bis in die letzten Jahre hinein 
rutde fast ausschließlich die Schutzerdung angewendet, 
robei über ihren Umfang wenig ausgesagt werden kann, — 
esonders bei Geräten, die durch eine bewegliche Leitung ange- 
chlossen waren. Obwohl manchmal nicht gewiß war, daß im 
all eines Fehlers das Ansprechen der Leitungssicherungen ge- 
'ährleistet war, hat sich die Schutzerdung bei Abnehmern mit 
leinem Stromverbrauch oft als von großem Nutzen erwiesen, 


*) Vorgetragen auf der VDEW-Jahrestagung in Mannheim am 
). Mai 1960. — Der Verfasser ist ingenieur en chef der Electricite 
e France 


‚chutzmaßnahmen in den Anlagen der privaten Stromabneh- 
ner — französischer Standpunkt und Bestrebungen der EdF 
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Es wird darauf hingewiesen, daß der Fehlerstrom-Schutzschalter als gute Schutzmaßnahme, die keinen 
kostspieligen Erder erfordert, anzusprechen sei. Schutzerdung und Nullung wären für französische Ver- 
hältnisse im allgemeinen nicht oder nicht mehr anwendbar. 


da die Leitungen nur mit schwachkalibrierten Sicherungen aus- 
gestattet waren. 


Eine der hauptsächlichsten Ursachen der ungewissen Wirk- 
samkeit der Schutzerdung liegt darin, daß die Verwendung von 
Wasserrohrnetzen als Erder als allgemeine Erdungsmöglich- 
keit nicht mehr in Betracht kommen kann, da sie auf den Wider- 
stand der Wasserversorgungsunternehmen stößt. Diese be- 
fürchten mit mehr oder weniger Berechtigung zufällige Be- 
schädigungen an ihren Leitungen und mögliche Gefahren für 
ihr Betriebspersonal. Schädigungen könnten, so heißt es, ins- 
besondere durch Nichtansprechen der Sicherungen bei Fehlern 
auftreten. Im übrigen werden mehr und mehr Wasserrohre aus 
Isolierstoffen verlegt. 


Die Nullung als Schutzmaßnahme wurde praktisch nicht in 
Erwägung gezogen. Nachdem bisher weder die Netze noch die 
Anlagen darauf vorbereitet worden waren, könnte die Nullung 
heute nur unter sehr großen finanziellen Anstrengungen durch- 
geführt werden. Die Schwierigkeiten der Benutzung von Was- 
sertohren als Erder wurden soeben schon erwähnt; im übrigen 
sind 220/380-V-Netze in ländlichen Gegenden oft sehr ausge- 
dehnt und die Schleifenwiderstandsbedingung ist nicht erfüllt; 
bei unterirdischen Netzen ist der Bleimantel der Kabel sehr oft 
nicht durchgehend. 


Außerdem ist die Spannungsumstellung der Innenanlagen in 
Frankreich in vollem Gang, und eine größere Zahl dieser Anla- 
gen muß vorübergehend ohne Nulleiter, d.h. zwischen Außen- 
leiter gespeist werden, um die umzustellenden Abnehmer gleich 
mit 220 V zu versorgen. In diesem letzten Fall kann die Nullung 
als Schutzmaßnahme nicht in Frage kommen. 


Obwohl wir die Zweckmäßigkeit der Schutzerdung und be- 
sonders der Nullung voll anerkennen, sind doch die Voraus- 
setzungen für ihre Anwendung bei uns nur selten gegeben. 
Ohne diese Lösungen zu verwerfen sind wir gezwungen, eine 
andere Richtung einzuschlagen. Seit geraumer Zeit wird in 
Frankreich ein Überstrom-Schutzschalter, und zwar als 
Leitungsschutz und aus tariflichen Gründen in Abnehmeranla- 
gen verwendet. Um der nicht registrierten Stromabnahme, be- 
sonders bei der Speisung zwischen Außenleiter, vorzubeugen, 
wurde der Schalter mit einer Differenzstrom-Auslösung verse- 
hen. Die Empfindlichkeit der Schalter betrug anfänglich rd. 1 A 
Differenz-Auslösestrom. Wenn dieser Wert neuerdings auf 300 
bis 500 mA herabgesetzt werden konnte, so entsprach dies einer- 
seits dem Wunsch, die Grenze so niedtig zu halten wie möglich, 
während andererseits die Fortschritte, die die Schalterbauer auf 
diesem Gebiet gemacht haben, diese Senkung erlaubten. Als zu- 
sätzliche Eigenschaft gewährt der Schalter auch eine gewisse 
Sicherheit gegen Brandgefahr. Somit kam man darauf, an den 


‚Fehlerstrom-Schutzschalter als Schutzmaßnahme gegen Berüh- 


rungsspannungen zu denken. Dieses Gerät braucht einen ver- 
hältnismäßig hochohmigen Erder (100 bis 150 Ohm), was aber 
technisch und wirtschaftlich leicht tragbar ist. Selbstverständ- 
lich bietet dieser Erder keine statische Lösung, aber die Fort- 
schritte in seiner Entwicklung und die Kontrollmöglichkeit, 
mit der er ausgestattet ist, lassen ihn als wertvolle Schutzmaß- 
nahme erscheinen. Dies ist der heutige Stand der Frage. 


Blick in die Zukunft 


Obwohl die Lösung mit dem Fehlerstrom-Schutzschalter 
theoretisch zu den besten zu zählen ist, scheint sie uns noch 
nicht ganz ausreichend zu sein. Der grundsätzlich erforderliche 
Schutzleiter bedeutet bei beweglichen Geräten, Steckdosen und 
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Steckern eine zusätzliche Schwierigkeit, insbesondere für die 
bestehenden, praktisch immer ohne Schutzleiter ausgerüsteten 
Anlagen. Sie birgt ebenso die Gefahr der Verwechslung wie der 
Unterbrechung in sich; sie verhindert auch die Spannungsver- 
schleppung nicht. Eine Untersuchung der Unfallstatistik (so- 
weit man davon sprechen kann) in verschiedenen Ländern 
zeigt, daß die größte Zahl der Unfälle — in Frankreich rd. 70 
v.H. — durch unmittelbare Berührung mit Außenleitern mit 
betriebsmäßig unter Spannung stehenden Teilen hervorgeru- 
fen wird. Davon sind auch die Länder, in denen der Schutz ge- 
gen Fehlerspannungen am ausgedehntesten ist, nicht ausge- 
nommen. Allerdings dürften die Unfälle durch Berührung mit 
unter Spannung gesetzten metallischen Massen seltener werden, 
da sich die Geräte laufend verbessern. 


Wenn man bedenkt, daß die Benutzung von Geräten mit 
Schutzisolierung weiter zunehmen kann, muß eine zusätzliche 

' Schutzmaßnahme angewendet werden, um die Unfälle zu ver- 
hindern, die durch unmittelbares Berühren mit unter Spannung 
stehenden Teilen entstehen. Eine wirkliche Berührung unter 
Spannung stehender Teile kommt durch blanke Leiter (z.B. 
. Heizgeräte mit blanken Heizelementen), Leiter, die durch Ver- 
sehen blank gelegt wurden (z.B. beim Basteln), schadhafte Lei- 
ter (z.B. bei Traglampen), Isolationsbeschädigung (mechani- 
sche Beschädigung durch Stoßeinwirkung), Schutzleiterver- 
"wechslung (bei Montage), Verwechslung beim Kontaktstecker 
usw. zustande. — Gleichgestellte Fälle sind zufälliges Berühren 
mit unter Spannung gesetzten Teilen durch ScHlehe Isolierung 
(z.B; Denipensbckel Rn Sockel von Traglampen), durch unter 
Spannung gesetzte metallische Bauteile wie Dachrinnen, Zäu- 
"ne, Metallrohre usw. und durch Metallteile von Rundfunk- und 
‚ Fernschempfängern, d.h. im allgemeinen metallische Teile, die 
nicht in eine Schutzmaßashme: einbegriffen werden können. 
Obwohl die Zahl der Unfälle durch elektrischen Strom weit 


zu finden, um die Stromabnehmer unter wirtschaftlich vernünf- 
tigen Bedingungen gegen Stromunfälle zu sichern, wenn auch 
die meisten Baane durch Unvorsichtigkeit verursacht werden. 
Die Folge sind das gefürchtete Herzkammerflimmern bei Ein- 
irkung einer gewissen Stromstärke bei verhältnismäßig kur- 
zer Einwirkungsdauer oder der Erstickungstod bei kleiner 
Stromstärke und längerer Einwirkungsdauer. Dies zu verhin- 
dern ist Zweck und Ziel bei der Entwicklung eines Gerätes, 
das für einen möglichst kleinen Fehlerstrom schnell abschaltet. 


- Frankreich—Deutschland 
ar Von R. Meckel, Wesel*) 


Nach einem Rückblick auf die Schutzmaßnahmen im Anfang der zwanziger Jahre und einer Beschrei- 
bung neuerer Schutzmaßnahmen wird die Entwicklung in der Bundesrepublik im Vergleich zu den Maß} 


nahmen in Frankreich dargelegt. 


Über die Schutzmaßnahmen gegen zu hohe Berührungsspan- 
nung wird bereits mehr als 40 Jahre diskutiert, und zwar in der 
Hauptsache über die Fragen 


1. Wo sind zusätzliche Schutzmaßnahmen erforderlich? 
2. Welche zusätzlichen Schutzmaßnahmen sind anzuwenden? 


Monsieur Poyart hat soeben zu Punkt 2 dargelegt, welche 
Schutzmaßnahmen in Frankreich unter Berücksichtigung der 
dortigen Verhältnisse am zweckmäßigsten für die Abnehmer- 
anlagen sind. Ich möchte mich in einem Kurzreferat mit der 
gleichen Frage, aber unter Berücksichtigung der Verhältnisse 


*) Vorgetragen auf der VDEW-Jahrestagung in Mannheim am 
10. Mai 1960. — Obering. R. Meckel ist Mitarbeiter der Betriebs- 
verwaltung Wesel der Rheinisch-Westfälisches Elektrizitätswerk AG 
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 Fehlerstrom-Schutzschaltung und Nullung, ein Vergleich h 
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Die französischen Schalterbauer haben zur Zeit Geräte mii, 
30 A Nennstrom entwickelt, die für 30 mA Auslösestrom ab. 1! 
schalten, und sogar Geräte mit 15 A Nennstrom und 10 mAl 
Ah Shue daß dabei eine besondere Hilfsvorrichtung 
erforderlich ist. In der Vergangenheit hat man Einwände gegen] 
die Unsicherheit des Auslösers und unerwünschtes Abschaltenıı 
bei Benutzung gewisser Geräte (z.B. Kochplatten, die ziemlich) 
hohe Ableitströme aufweisen) erhoben, die jedoch überwunden! 
werden konnten. Natürlich müssen solche Geräte betriebssicher), 
sein. Sie werden bei uns sehr eingehenden Untersuchungen! 
unterworfen. Da der Verbrauch von elektrischer Energie stä, 
dig steigt, müssen die Schutzschalter künftighin auch für höherf 
kalibrierte Nennstromstärken ausgelegt werden; besonder 
muß auch auf die Kurzschlußstromstärke Rücksicht genomme: 
werden. | 


Zur Bestimmung des Auslösegrenzstroms sind weitgehende 
Messungen des Ableitstroms in Trnenanlagen im Gange. 
meisten ner bisher gemessenen Anlagen weisen normale 
leitströme auf. Die Anlagen mit zu hohen Ableitströmen (z.B. 
über 100 mA) sind fehlerhaft und sollten normalerweise über 
prüft werden. Die Ableitströme sind in Anlagen ohne Schutz. 
erdung gewöhnlich sehr niedrig. N 


Es ist jedoch verfrüht, aus dem derzeitigen Stand der Unter- 
suchungen genaue Schlußfolgerungen zu Ziehen: Insbesonderet 
steht noch nicht fest, ob der Fehlerstrom-Schutzschalter alsı 
Hauptschalter der Abnehmeranlage oder als Teilabschnitt- 
schalter verwendet wird. Doch hoffen wir, daß weitergehen 1} 


Ergebnisse in dieser Richtung erzielt werden können. 
Zusammenfassung 


meinern lassen, sind für französische Verhältnisse die sa u 
erdung und die Nullung im allgemeinen nicht oder nicht 6 
anwendbar. Dagegen steht ee der Fehlerstrom-Schut + 
schalter zur Verfügung. Er bietet einen guten Schutz, ohne 
einen kostspieligen Erder zu erfordern. Infolgedessen halten. 
wir ihn für eine zweckmäßige Schutzmaßnahme gegen zu hohe 
Berührungsspannungen. Zur Zeit sind genaue Untersuchungen 
auf dem Gebiet des hochempfindlichen Fehlerstrom-Schut 
schalters im Gange, um auch den Schutz gegen Unfälle dutch 
direkte Berührung betriebsmäßig unter Spannung stehender! 
Teile einzubeziehen. $ 
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in der Bundesrepublik im Hinblick auf die Entwicklung in der! 
Elektrotechnik und die fortschreitende Elektrifizierung befassen. 


Nach den neuesten VDE-Bestimmungen von 1958 sind acht! 
zusätzliche Schutzmaßnahmen zugelassen (früher waren es 
(fünf), und zwar drei ohne jeden Schutzleiter (Schutzisolierung, } 
Kleinspannung und Schutztrennung) und fünf mit Schutzleiter | 
(Nullung, Erdung, Fehlerspannungs-Schutzschaltung, Fehl 
strom-Schutzschaltung, Schutzleitungssystem). Da nicht alle 
Geräte schutzisoliert hergestellt werden können, was wohl am 
günstigsten wäre, und die Anwendung der Kleinspannung s0-| 
wie der Schutztrennung sich nur auf besonders gefährdete An- 
lagen und Geräte beschränkt, muß die Abnehmeranlage bei 
ihrer Entstehung schon so errichtet werden, daß alle Betriebs-| 
mittel (Motoren, Geräte, Leuchten usw.) zwangsläufig in eine 


liche Schutzmaßnahme gegen zu hohe Berührungsspan- 
inbezogen werden können. Dabei ist es gleichgültig, ob 
‚ber eine Steckvorrichtung oder fest angeschlossen werden. 


\ den 20er Jahren, als die Elektrotechnik verbreiteten Ein- 
in die Wohnungen und auch in die landwirtschaftlich ge- 
ten Räume hielt, stand insbesondere auch die Frage zur 
atte, welche zusätzlichen Schutzmaßnahmen man am vor- 
jaftesten anwenden sollte. Hierbei wurde unterschieden, 
welcher Spannung das Verteilungsnetz betrieben wurde, 
220/380 V, mit 3x 220 V oder mit 127/220 V. Bei den letzt- 
innten Netzen konnte man in vielen Fällen auf eine allum- 
ende Schutzmaßnahme verzichten, weil die Spannung 
-h die Schaltung des T'ransformators auf der Sekundärseite 
en Erde nur 127 V betrug und somit eine allzu große Gefahr 
bei Netzen von 220/380 V, bei denen mit einer Spannung 
250 V gegen Erde gerechnet werden muß, nicht bestand. 
ge der fortschreitenden Elektrifizierung und der größeren 
nspruchung der Leitungsnetze ging die Entwicklung auf 
: Netzspannung von 3x380/220 V hin, und wir können 
te feststellen, daß mindestens 90 v.H. aller Leitungsnetze 
dieser Spannung betrieben werden. 


utzmaßnahmen im Anfang der 20er Jahre 


las EVU, in dem ich tätig bin, hat besonders dort, wo es 
‚um ländliche Anlagen handelte, schon damals in der Regel 
Leitungsnetze für eine Betriebsspannung von 220/380 V 
zerichtet. Am Anfang wurde die Nullung als Schutzmaß- 
me angewendet. Auf Grund von Unfällen (insbesondere 
hunfällen) in landwirtschaftlich genutzten Räumen konnte 
Anwendung dieser Schutzmaßnahme nicht weiterhin ver- 
wortet werden. Auch waren ausreichende Nullungsbedin- 
gen vom Verband Deutscher Elektrotechniker noch nicht 
sestellt worden. Selbst bei ihrer Existenz hätte man sie nicht 
illen können, weil man durch die weiträumige Bauweise 
je Leitungen hinnehmen mußte und es wirtschaftlich nicht 
‚bar war, für einen, ja selbst für mehrere Bauernhöfe einen 
onderen Transformator aufzustellen. So entstand der Ge- 
ke, eine neue Schutzmaßnahme zu entwickeln, und zwar die 
lerspannungs-Schutzschaltung, System Heinisch- Riedl. Diese 
Prinzip einwandfreie Schutzmaßnahme wurde zum ersten 
lein größerem Umfang im Jahr 1926 durch Einbau von Feh- 
pannungs- -Schutzschaltern in den landwirtschaftlichen An- 
n angewendet. 


an man sich auch überlegt hatte, daß die Schalter das 
märe an dieser Schutzmaßnahme sind und sie daher gut 
chkonstruiert in den Handel gebracht werden mußten, so 
sten sich doch bald mechanische und elektrische Mängel, 
es nicht rechtfertigten, die Schalter so weiter zu benutzen. 
surzer Zeit mußten an Tausenden von Schaltern Änderungen 
genommen werden. Vor allen Dingen mußte die Fehler- 
nnungsspule so gewickelt werden, daß sie Überspannungen 
)lge von Gewittern besser standhickt, Bei einzelnen Schalter- 
en mußte auch der Mechanismus präziser durchkonstruiert 
den, und teilweise war auch eine Materialverbesserung erfor- 
lich. Hinzu kamen noch Fehlschaltungen bei der Ausführung 
ser Schutzmaßnahme, denn vielen Installateuren war ihre 
adhabung nicht so vertraut, obwohl sie hierin vorgeschult 
ren. Im Laufe der Zeit hat sich dieses alles wohl gebessert, 
| die Schutzschalter wurden dann mehr und mehr nicht allein 
len landwirtschaftlichen sondern auch in den übrigen Anlagen 


gebaut. 


m "Versorgungsgebiet meiner Firma waren allein bei rd. 

‚000 Abnehmern bis zum Jahr 1940 rd. 35000 Schutzschalter 

schiedener Fabrikate eingebaut. Bei dieser großen Anzahl 

res möglich, Be ehöpieide praktische Erfahrungen über diese 

utzmaßnahme zu sammeln: 

h „Hat sie sich bewährt? 

„Ist es richtig, sie in allen Anlagen anzuwenden? 

. Kann sie, vom Standpunkt der Wirtschaftlichkeit gesehen, 
unseren Abnehmern auf lange Sicht zugemutet werden? 


an großer Teil der Schalter hat lange gehalten. Es gibt sogar 
h eine Reihe von Schaltern, die vor etwa 25 Jahren einge- 


” 


baut wurden und heute noch in Ordnung sind. Hierbei muß 
unterschieden werden, in welchen Verteilungsnetzen (Freilei- 
tungs- oder Kabelnetzen) sie eingebaut sind. Die Schalter hiel- 
ten bedeutend länger, wenn sie in trockenen Räumen unterge- 
bracht waren. Die in Freileitungsnetzen eingebauten Schalter 
wurden im Gegensatz zu den in Kabelnetzen eingebauten 
Schaltern durch Überspannung infolge von Gewittern zum Teil 
sehr stark beeinflußt. In den ersten Jahren konnte man hier mit 
einem Ausfall von etwa 20 v.H. rechnen. Dieser Satz verringer- 
te sich im Laufe der Jahre auf rd. 5 bis 6 v.H., wobei noch mit 
einem Ausfall von rd. 2 bis 3 v.H. durch mechanische Fehler 
gerechnet werden mußte. Die Fälle, in denen die Schaltung 
nicht in Ordnung wat, sei es, daß entweder die Hilfserdung im 
Spannungstrichter lag, die Hilfserdung unterbrochen war oder 
die Schutzleitung Verbindung mit ungeschützten Anlageteilen 
hatte, machen etwa 1 v.H. aus. Daher kann mit einem Ausfall 
von rd. 9 v.H. unter Berücksichtigung aller Umstände gerech- 
net werden. Dieser Satz dürfte auch heute noch gelten. Außer 
bei den ersten Jahren beziehen sich die angegebenen Prozent- 
sätze nicht auf ein Jahr, sondern auf einen Zeitabschnitt von 
drei bis fünf Jahren, in denen die Anlagen turnusmäßig über- 
prüft wurden. 


Wenn bei meiner Firma noch an der Schutzschaltung festge- 
halten wurde, so lag das in erster Linie daran, daß die Nullungs- 
bedingungen noch nicht überall in den Verteilungsnetzen er- 
füllt werden konnten und auch viele landwirtschaftliche Anla- 
gen vorhanden sind. Dagegen war der größte Teil der anderen 
EVU inzwischen dazu er in seinen Abnehmeranla- 
gen die Nullung oder die Schutzerdung als zusätzliche Schutz- 
maßnahme in größerem Umfang anzuwenden. 


Neuere Schutzmaßnahmen 


Nach dem 2. Weltkrieg änderte sich das Bild insofern, als 


auch der VDE in seinen Bestimmungen neue Vorschriften und 


Regeln für die Anwendung der zusätzlichen Schutzmaßnah- 
men wie Nullung, Schutzerdung, Schutzschaltung usw. auf- 
stellte. Besonders bei der Nullung wollte man zumindest durch 
straffer gefaßte Bestimmungen eine größere Sicherheit erreichen, 
und ich glaube, daß dies auch insofern gelungen sein dürfte, als 
jetzt die Entwicklung mehr und mehr auf die Anwendung der 

Nullung als zusätzliche Schutzmaßnahme zusteuert. Die sta- 


tistischen Erhebungen im Jahre 1955 in der Bundesrepublik er- 


gaben schon, daß in rd. 60 v.H. der Abnehmeranlagen die Nul- 
lung, in 20 v.H. die Schutzerdung, in 15 v.H. die Schutzschal- 
tung und in5 v.H. die übrigen Schutzmaßnahmen wie Schutz- 
isolierung, Kleinspannung, Schutzleitungssystem angewendet 
wurden. 


In den letzten Jahren kam noch eine neue Schutzmaßnahme 
hinzu, und zwar die Fehlerstrom-Schutzschaltung. Wenn auch 


der Gedanke dieser Schutzschaltung mit der Anwendung der | 
so hat es 


Fehlerspannungs-Schutzschaltung zusammenfällt, 
doch über 30 Jahre gedauert, bis ein brauchbater Schalter in den 
Handel kam. Die Fehlerstrom-Schutzschaltung ist in ihrer 
Schaltung gegenüber der Fehlerspannungs-Schutzschaltung. 
insofern einfacher, als neben der Schutzleitung, die bei der 
Fehlerstrom-Schutzschaltung wohl einen bestimmten Erdungs- 
widerstand haben muß, die Hilfserdung gespart wird und damit 
zwangsläufig Fehlschaltungen bei dieser Schutzmaßnahme von 
vornherein fast ausgeschlossen sind. Sie ist einwandfrei selek- 
tiv, da sie auf einen Differenzstrom arbeitet. Selbst bei Vorhan- 
densein zwangsläufig guter Erder an den zu schützenden Be- 
triebsmitteln spricht sie bei einem Körperschluß, bei dem ein 
entsprechender Erdschlußstrom fließt, auch dann an, wenn an 
dem Gerät eine zu hohe Berührungsspannung nicht auftritt. 
Sie hat aber auch insofern Nachteile, als der Mechanismus des 
Schalters komplizierter ist als der des Fehlerspannungs-Schutz- 
schalters. Besonders ist dies bei den Schaltern mit Auslöseströ- 
men unter 0,5 bzw. 0,3 A der Fall. Außerdem ist der Schalter 
bedeutend teuerer als der Fehlerspannungs-Schutzschalter. 


Welche Schutzmaßnahmen soll man nun im allgemeinen für 
die Masse der Anlagen grundsätzlich anwenden, und wie ist 
dieEntwicklunginderBundesrepublik? 
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Die Schutzerdung wird noch in Netzen mit einer Span- 
nung von 3x 220 V und auch in Vierleiternetzen, wo ein Was- 
serrohrnetz zur Verfügung steht und die Wasserleitung als 
Rückleiter benutzt werden kann, in vielen Fällen angewendet. 
Aber auch hier hat sich eine andere Entwicklung angebahnt; 
denn das Wasserrohrnetz wird im Laufe der Zeit als Schutz- 
erder ausfallen, wenn der Einbau von Isolierstoffrohren so 
weitergeht, wie er jetzt festzustellen ist. Dies ist auch einer der 
Hauptgründe, warum einzelne EVU in Netzen mit einer Be- 
triebsspannung von 3 x220 V, also ohne Nulleiter, die Fehler- 
strom-Schutzschaltung empfehlen oder sogar vorschreiben, um 
von vornherein dagegen gesichert zu sein, daß der bei der 
Schutzerdung in der Regel erforderliche niedrige Erdungswi- 
derstand durch Einbau von Isolierstoffrohren in die Wasser- 
rohrnetze nicht mehr gehalten werden kann. 


Bei den Vierleiternetzen geht man zur Nullung über. Somit 
bliebe dann also praktisch für die Masse der Anlagen nur noch 
die Nullung oder die Schutzschaltung als zusätzliche Schutz- 
maßnahme. Die VDE-Bestimmungen weisen im einzelnen in 
ihren Vorschriften und Regeln schon in vielen Fällen darauf 
hin, welche Schutzmaßnahmen außer den oben genannten für 
bestimmte Geräte, Räume und Fälle anzuwenden sind. Hier 
wird also schon gewissermaßen eine Richtung gegeben. Ich 
glaube feststellen zu können, daß im größten Teil der Abneh- 
meranlagen in Netzen von 220/380 V, die ja in überwiegender 
Mehrzahl vorhanden sind, die Nullung angewendet wird, und 
zwar grundsätzlich in Kabelnetzen und in Freileitungsnetzen, 
soweit metallene Wasserrohrnetze vorhanden sind. Aber auch 
dort, wo diese Wasserrohrnetze nicht zur Verfügung stehen, 
werden die Verteilungsnetze so eingerichtet, daß ohne weiteres 
auf die Nullung übergegangen werden kann, besönders durch 
Erstellung zusätzlicher Betriebserdungen und gegebenenfalls 
Ertichtung neuer Stationen. 


Selbstverständlich wird auch weiterhin noch die Schutz- 
schaltung,in verstärktem Maße die Fehlerstrom-Schutzschal- 
tung, angewendet werden, besonders in landwirtschaftlichen 
Anlagen, in denen nun einmal eine besondere Gefahr bezüglich 


' der Berührungsspannung für unsere Nutztiere gegeben ist. Da- 


her sollte man hier die Schutzmaßnahme wählen, mit der man 
ohne Schwierigkeiten schon Abschaltungen bei kleineren Be- 
rührungsspannungen, die weit unter 65 V liegen, erreicht. 
Auch die Brandgefahr ist in diesen Anlagen größer, so daß man 
zusätzliche Schutzmaßnahmen möglichst vermeiden sollte, bei 
denen die Abschaltung nur dutch hohe Erdschluß- und Kurz- 
schlußströme bewirkt wird. 


Ich will hier nicht gegen die Schutzschaltung, sei es miteinem 
Fehlerspannungs- oder Fehlerstrom-Schutzschalter, sprechen, 
denn sie istin beiden Fällen in ihrer Funktion einwandfrei und 


praktisch auch nicht mehr wegzudenken. Aber eins wissen wir 


doch alle: Bei dieser Schutzmaßnahme ist ein Schalter mit einem 
empfindlichen Mechanismus, der hin und wieder versagt, vor- 
handen. Wenn ich die Schutzschaltung gerade für landwirt- 
schaftliche Anlagen trotzdem empfehle, so liegt das daran, daß 
unter Berücksichtigung des Vorhergesagten noch weitere 
Gründe vorhanden sind, die die Schutzschaltung hier rechtfer- 
tigen, und zwar wird in landwirtschaftlichen Anlagen eine all- 
pölige Abschaltung durch einen Hauptschalter verlangt, wozu 
in der Regel der Schutzschalter dienen kann. Auch wird der 
Landwirt immer selbst darauf bedacht sein, den Schalter unter 
einer ständigen Kontrolle über die Prüfeinrichtung zu halten, 
sei es beim Fehlerspannungs- oder Fehlerstrom-Schutzschalter. 


Andererseits wissen wir bei der Schutzschaltung nicht, wie 
die Schutzschalter sich nach vielen Jahren verhalten. Sind sie 
sowohl in den Haushaltanlagen in den Städten als auch auf dem 
Lande in Massen eingebaut, wird man nach einer gewissen Zeit 
zwangsläufig einen Teil von Ausfällen, sei es durch mechani- 
sche oder elektrische Fehler, feststellen müssen. Werden diese 
Fehler nicht umgehend beseitigt, dann verliert diese Schutz- 
maßnahme ihren Sicherheitsgrad und verärgert auch unsere 
Abnehmer, wenn sie die Kosten für Reparaturen übernehmen 
müssen. 


\ 


Nullung oder Schutzschaltung 


Welche Vorteile liegen nun, allgemein gesehen, bei der Nu 
lung? Vom weschhichehen Sandpunkt aus betrachtet ist di 
Nullung für unsere Abnehmer wohl eindeutig am günstigster 
Sie ist | bleibt auf die Dauer die beständigste der Schut: 
maßnahmen mit Schutzleiter. Noch ein weiterer, sehr wesen. 
licher Punkt kommt hinzu: Das EVU hat schließlich dafür z 
sorgen, daß die Bedingungen im Verteilungsnetz erfüllt sin, 
und bleiben. Die Kosten, die durch die teen, dieser Bedir) 
gungen entstehen, gehen auch zu Lasten des EVU. Wie sin, 
nun die Kosten, und wie fügen sie sich in die allgemeine Strom " 
versorgung ein? h | 

Wir wissen alle: Je besser die Nullungsbedingungen erfül 
werden, desto leistungsfähiger sind die Netze, und somit kon 
men sie auch über die Erfüllung der Nullungsbedingulkd 
einer ausreichenden Stromversorgung und damit den Abneh 
mern zugute. Die Netze müssen eben kleiner sein, und bei Vo! 
one von größeren Netzen müssen daher mehr Statione 
gebaut werden. Dadılıcr fallen die langen Ausläufer in viele | 
Fällen fort. Was in einem Falle an Kosten entsteht, wird sich it 
anderen Fall wirtschaftlich günstig auf die Stromversorg an 
auswirken. 11 | 

Gerade dieser letzte Punkt hat das RWE in erster Linie daz 
veranlaßt, mehr und mehr in seinen Verteilungsnetzen aufdi 
Nullung überzugehen bzw. die Netze für die Anwendun) 
der Nullung Kersutichien, Auch schwebt uns der Gedanke vol 
daß wir damit zwangsläufig der fortschreitenden Elektrifizi 
rung einen Rückhalt bieten und der Abnehmer bei Neuanschal 
fung von Geräten nicht gezwungen wird, Rücksicht auf « de 
vorhandene Verteilungsnetz zu nehmen. Das Streben, ihm ein 
dauerhafte Schumaßeahıne und gleichzeitg auch ein leistung | 
fähiges Netz zu bieten, wird hier gewissermaßen in 7 
erfüllt. > 


1 
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Bedenken gegen dieSchutzschaltung 


Wenn Frankreich hier andere Gesichtspunkte zu verttete 
hat und die Leistung durch Einbau von Schaltern, die gleichze 
tig mit einem Relais zum Schutz gegen zu hohe Berührus ng. 
spannung kombiniert sind, begrenzt wird, so mag dies bei E 
füllung der zusätzlichen Schutzmaßnahme und der Leistun 
Beten bei Errichtung der elektrischen Anlage vom w 
RAH hen Standpunkt aus gesehen richtig sein. Gegen d 
Schutzschalter, in denen ein Une für den Bi 
rührungsschutz und gleichzeitig auch ein Überstromrelais fl 
eine andere (Strombegrenzung) enthalten sin? 
möchte ich doch Bedenken erheben; denn auch hier haben ı d 
Erfahrungen beim Fehlerspannungs- Schurzschallel gezeigt, da 
diese Kombination mechanisch und elektrisch keine günstig 
Lösung darstellt. Ich möchte hier nur an die Motor-Schut! 
schalter und Leitungsschutzschalter, die gleichzeitig mit eind 
Fehlerspannungsspule ausgerüstet waren und zu Beginn dd 
Entwicklung der Schutzschaltung in größerem Maß eingebat 
wurden, erinnern. Die Praxis zeigte hiee, daß bei Versagen d4 
Mechanistnlis man nicht immer genau ermessen konnte, vd 
welcher Stelle aus det Versager auftrat, von der Überstromübel 
wachung oder von dem Fehlerspannungs-Relais her. Auch tr 
oft der Fall ein, daß durch Versagen des Überstromrelais dl 
Schalter kurzzeitig blockiert und somit auch das Fehlerspat 
nungs-Relais in seiner Funktion gestört wurde. Selbst wen 
Auslösungen auftraten, konnte nicht immer mit Bestimmthd 
festgestellt werden, wodurch die Auslösungen hervorgerufe 
wurden. Naturgemäß bringt dies meistens auch eine Verätg 
rung der Abnehmer mit sich, weil die Gefahr besteht, daß bei' 
Suchen des Fehlers, was in der Regel Sache des Installateurs is 
in vielen Fällen der tatsächliche Fehler nicht festgestellt wurd 


Es mag sein, daß beim Fehlerstrom-Schutzschalter vielleic] 
die Ne hiniser etwas besser liegen als beim Fehlerspannung! 
Schutzschalter, da man ja beim Fehlerstrom-Schutzschalt| 
wohl eine Beerdett Schutzleitung haben muß, dafür aber d 
Filterung gespart wird und somit Fehlschältungen in d 
Anlage fast ausgeschlossen sind. Aber auch hier haben schd 
die ersten Erfahrungeh gezeigt, daß durch Vorgänge im Vertt 
lungsnetz unliebsame Auslösungen bei den Schaltern auftrete 


N) 


I ng 


in ihrer Gefährlichkeit aber unbedeutend sind, wenn z.B. in 
‚Anlage eine Verbindung zwischen Mittelpunktleiter (Null- 
‘r) und dem Schutzleiter oder den zu schützenden Anlage- 
ın besteht. Wenn aber eine ungestörte Strombelieferung auf- 
ıt erhalten werden soll, dann wirken sich diese an sich nicht 
ı bedeutenden Fehler auch bei der Fehlersttom-Schutzschal- 
3 jedoch störend aus. Kommt dann noch eine Überwachung 
‚ Leistungsbeschränkung hinzu, dann glaube ich, daß der 
lerstrom-Schutzschalter mit Leistungsbegrenzung nicht das 
ebene für unsere deutschen Verhältnisse ist; vielmehr könnte 
‚Masseneinbau dieser Schalter nicht allein störend für die 
»mversorgung, sondern auch für die fortschreitende Elektri- 
tung wirken. Desgleichen erhebe ich meine Bedenken, wenn 
Schalter so konstruiert werden, daß sie schon bei einem Aus- 
strom von 20 mA ansprechen sollen. Das würde die Emp- 
lichkeit zu weit heraufsetzen. 


ezüglich derÜberwachung der Anlagen durch Fehlerstrom- 
utzschalter gegen unberechtigte Stromentnahme sehe ich 
Sache insofern etwas anders, als 


. beim Vierleiter-Netz kaum Stromdiebstähle dutch Schal- 
ten von Geräten Außenleiter gegen Erde vorgenommen 
werden können, 


. bei den anderen Netzen ohne Mittelpunktleiter (3x 220 V) 

- die unberechtigte Stromentnahme durch Verwendung von 

" Zählern, z.B. mit zwei oder drei Stromspulen, gänzlich 
unterbunden werden kann. 


Venn es auch grundsätzlich Sache des Abnehmers ist, in sei- 
Anlage für einen ausreichenden Schutz zu sorgen, so wird 
loch unsere vornehmste Aufgabe sein und bleiben müssen, 
wir gerade im Punkt der Sicherheit mit unseren Abneh- 
n in engster Verbindung bleiben und ihnen hier beratend 
Seite stehen und eine Schutzmaßnahme bieten, die schon 
ch das EVU bis zum Hausanschlußkasten erfüllt wird, und 
ist die Nullung. Werden Schutzschalter eingebaut, dann bleibt 
Kontrolle dieses Schutzschalters in der Regel nur dem 
utzer der elektrischen Anlage überlassen; denn hier beson- 
> Arbeitskräfte bereitzustellen, die laufend sämtliche Schalter 
rprüfen, dürfte vom wirtschaftlichen Standpunkt aus gese- 
‚nicht vertretbar sein. 4 


sammenfassung 


Velche Schutzmaßnahmen sollte man von den acht vom 
E als zugelassen und in ihrer Wirkungsweise gleichberech- 
herausgestellten Schutzmaßnahmen anwenden? 


. Die Schutzisolierung grundsätzlich dort, wo sie durchführ- 
ist, sei es am Gerät oder auch im Raum; 


. die Kleinspannung nur für besonders gefährdete Anlagen; 


‚ die Schutztrennung auch nur für besonders hierfür heraus- 
ellte Anlagen (Betonmischer, Betonrüttler und für Kleinge- 
‚ wenn diese bei Reparaturarbeiten benutzt werden müssen, 
. Handbohrmaschinen); 


. die Schutzschaltung, sei es die Fehlerspannungs- oder die 
lerstrom-Schutzschaltung, für landwirtschaftliche Anlagen 
die Fehlerstrom-Schutzschaltung auch für bestimmte An- 
n, wie neuerdings für die vorübergehend erstellten Anlagen 
Baustellen sowie für Anlagen, bei denen ein Nulleiter fehlt 
Wasserrohrnetze nicht zur Verfügung stehen; 


‚das Schutzleitungssystem, beschränkt auf Industrieanlagen 
eigenen Transformatoren; 


. die Schutzerdung wird auch in vielen Fällen noch brauch- 
sein, wenn ein metallenes Wasserrohrnetz vorhanden ist 
dieses Wasserrohrnetz als gemeinsamer Erder für Betriebs- 
Schutzerdung gleichzeitig dienen kann; 


die Nullung in allen übrigen Anlagen, aber grundsätzlich 

en Anlagen in den Stadtbezirken und auch in geschlossenen 
lungen auf dem Lande, wenn ein Nulleiter zur Verfügung 
b; 
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Diskussion 


W. Schrank, Berlin: 


Die Erfahrungen, über die Herr Meckel aus dem RWE-Gebiet 
Ende der zwanziger Jahre berichtete, können im wesentlichen 
durch die Erfahrungen, die im Versorgungsgebiet der Bewag 
in Berlin um die gleiche Zeit gemacht wurden, bestätigt wer- 
den. Die hauptsächlichsten Gründe des Versagens der Schutz- 
schaltung waren Fehlschaltungen und die fehlendeÜberwachung 
der Schaltgeräte. Man entschloß sich deshalb, in Berlin von der 
Fehlerspannungsschutzschaltung abzusehen und in den 220-V- 
Netzen ohne Nulleiter die Schutzerdung über das vorhandene 
städtische Metallwasserrohrnetz anzuwenden. Hierzu mußte 
erst das Wasserrohrnetz auf seine Bignung geprüft werden. Da 


die meßtechnische Erfassung des Erdungswiderstandes von 


Wasserrohrnetzen kompliziert und zeitraubend ist und dem In- 
stallateur nicht zugemutet werden konnte, führte man 


1. die starte Sternpunkterdung der Netztransformatoren — 
die bisher mit frei schwingendem Nullpunkt betrieben wurden 
— über Metallmäntel der Kabel und Wasserrohrnetz durch und 


2. als Kriterium für die Prüfung auf Wirksamkeit der Schutz- 
erdung die Schleifenwiderstandmessung des Erdschlußstrom- 
kreises 


ein. In der Folgezeit wurden hierzu Schleifenwiderstand-Meß- 
geräte entwickelt, die heute handelsüblich sind. Diese Anwen- 
dung der Schutzerdung, insbesondere die Art der Prüfung auf 
Wirksamkeit, war nach den damaligen VDE-Vorschriften etwas 
umstritten, ist heute jedoch in die VDE-Bestimmungen auf 
Grund der günstigen Erfahrungen aufgenommen worden. 


In den 380/220-V-Nulleiternetzen in Berlin wurde von An- 
fang an die Nullung als Schutzmaßnahme angewendet. Sie hat 
sich in jahrzehntelanger Erfahrung als sicher erwiesen. Auch in 
den am Stadtrand befindlichen Freileitungsnetzen konnten die 
Nullungsbedingungen ohne Schwierigkeiten eingehalten wer- 
den, weil die Abstände der Netzstationen verhältnismäßig ge- 
ring sind. Lediglich in den letzten Jahren sind durch Vertau- 
schen des Nulleiters in den Abnehmeranlagen Unzuträglich- 
keiten entstanden, dies nicht nur beiNeuanlagen, sondern auch 
in bestehenden Anlagen, wo nachträglich Leitungen umgelegt 
worden sind. 


Auch bei den 220-V-Drehstromnetzen, die auf 380/220 Vum- 


gestellt wurden und in denen sogar die Kabelbleimäntel als 
Nulleiter verwendet werden, wird die Nullung angewendet. 
Allerdings werden an jedem Hausanschluß Nulleiter und ab- 
nehmereigene Hauswasserrohrleitung miteinander verbunden, 
was auch sinngemäß den neuen VDE-Bestimmungen ent- 
spricht. 

Der Ansicht von Herrn Poyarzt, die Feherstromschutzschal- 


tung allgemein vorzuschreiben, kannich mich nicht anschließen. 


Für die Anwendung der Fehlerstromschutzschaltung ist die 
erste Voraussetzung, daß die zu schützenden Gehäuse geerdet 
sein müssen. Sie eignet sich meines Erachtens am besten in den 
Fällen, wo zwangsläufig Erdungen der Betriebsmittel vorhan- 
den sind. Die Erdungswiderstände dieser Erdungen müssen 
selbstverständlich hinreichend gering sein und sind abhängig 
von dem Auslösestrom des Schalters. Der Auslösestrom soll 
nicht zu gering sein, damit nicht schon bei Ableitsttömen, die 
fast als normal betrachtet werden müssen, eine Auslösung er- 
folgt. Andererseits soll er auch nicht zu groß sein, damit an den 
Erdungswiderstand nicht allzu hohe Anforderungen gestellt 
zu werden brauchen.. Als optimale Ansprechstromstärke kann 
0,3 bis 1 A gelten. Auch die Konstruktion des Schalters ist mit- 
bestimmend für die Größe des Auslösestroms, da die Leistung 
des Summenstromwandlers nicht immer ausreicht, um das Aus- 
löseschloß zu betätigen. Deshalb werden im Schalter Zwischen- 
relais oder Verstärkungsglieder eingebaut, die aber auch die 
Störanfälligkeit des Schalters erhöhen. Den Auslösestrom auf 
einen solchen Wert einzustellen, der unterhalb der für den 
Menschen gefährlichen Stromstärke (rd. 20 mA) liest, halte ich 
für zu weitgehend. 


Die mehr oder weniger zentrale Anordnung der Fehlerstrom- 
schutzschalter, die außerdem noch mit einer Überstromaus- 
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lösung kombiniert sind, halte ich nur in solchen Anlagen für 
unbedenklich, die nicht zu umfangreich sind. Schließlich muß 
bedacht werden, daß bei einem Fehler in nur einem Betriebs- 
mittel die gesamte Anlage oder wenigstens der gesamte Strom- 
kreis, an den noch andere Betriebsmittel angeschlossen sind, im 
Fehlerfall spannungslos wird. Mit der zentralen Anordnung 
von Fehlerspannungsschutzschaltern dieser Art sind in um- 
fangreichen Abnehmeranlagen keine guten Erfahrungen ge- 
macht worden. 


Fehlschaltungen bei der Fehlerstromschutzschaltung sind 
allerdings kaum zu befürchten, indessen wird auf eine Über- 
wachung der Schalter kaum verzichtet werden können. 


Nach meinem Dafürhalten bietet 


1.in 220-V-Drehstromnetzen ohne Nulleiter die Schutz- 
erdung über das Wasserrohrnetz unter Einbeziehung der Ka- 
belmäntel eine hervorragende Schutzmaßnahme, wenn sich das 
Wasserrohrnetz hierfür eignet und das zuständige Wasserwerk 
der Mitbenutzung unter Anerkennung der Richtlinien nach 
VDE 0190 zustimmt; 


2.in 380/220-V-Drehstromnetzen mit Nulleiter auch die 
Nullung, wenn es gelingt, den Installateur davon zu überzeu- 
gen, daß die Verwechslung des Nulleiters eine akute Lebens- 
gefahr darstellt und er bei Kennzeichnung und Feststellung des 
Nulleiters größte Sorgfalt aufwenden muß, die ihm auch die 
neuen VDE-Bestimmungen vorschreiben. 


Nicht unerwähnt soll bleiben, daß in Nulleiternetzen auch 
Schutzerdungen über das Wasserrohrnetz durchgeführt werden 
können, wenn das gleiche Wasserrohrnetz mit dem Nulleiter 
verbunden wird. 


Nichtsdestoweniger soll die Industrie angeregt werden, elek- 
trische Betriebsmittel mit der Schutzisolierung zu versehen, wo 
immer es nur technisch möglich ist. Das ist weitaus mehr der 
Fall, als es zur Zeit zu beobachten ist; denn die Isolierung halte 
ich für die zuverlässigste Schutzmaßnahme insofern, als sie 
eines Schutzleiters nicht bedarf. 


K. Schneider, Karlsruhe: 


R. Meckel hat soeben bezüglich der Nullung das hervorge- 
hoben, was ich bei der Jahrestagung der VDEW 1953 in Baden- 
Baden schon darzulegen Gelegenheit hatte, daß nämlich die 
Erfüllung der Nullungsbedingungen die Voraussetzung für 
gute Spannungsverhältnisse in den Netzen und eine gute Über- 
spannungsableitung in den Freileitungsnetzen gewährleistet, 
oder anders ausgedrückt, daß ein leistungsfähiges Netz wesent- 
liche Teile der Nullungsbedingungen erfüllt. Es erscheint mir 
zweckmäßig, ergänzend darauf hinzuweisen, daß man sich bis- 
her allgemein darauf beschränkte, nur das Grundsätzliche der 
zusätzlichen Schutzmaßnahmen anzugeben, aber auf eine um- 
fassende Darstellung für ganze Anlagen, also für ganze Häuser, 
Betriebe usw. verzichtete. Eine solche Datstellung finde ich 
aber besonders wichtig, da die Darstellung der Systeme allein 
nicht alle.Dinge klarlegt, die bei der reichte größerer An- 
lagen, wie biepielwäsı in Hochhäusern, en 
Fabriken und Hofgütern, oft Schwierigkeiten bereiten. 


Nunmehr möchte ich an Hand eines Beispiels verschiedene 
mögliche Ausführungen der zusätzlichen Schutzmaßnahme für 
ein Hofgut darstellen; dabei bin ich von den Betrachtungen der 
Verhältnisse bei der Nullung ausgegangen. 


Bild 1 zeigt die bisher allgemein übliche Lösung bei der An- 
wendung der Nullung, wobei das zu schützende Gerät bzw. der 
Schutzkontakt von Steckdosen über eine kurze Brücke mit dem 
fest verlegten Nulleiter verbunden wird und außerdem der 
Nulleiter der Hauptleitung bzw. der Hauptverteilung der An- 
lage eine Verbindung mit der Wasserleitung erhält. 


Bild 2 läßt erkennen, wie durch zusätzliche Verbindungen 
der Geräte sowie der Schutzkontakte in den einzelnen Steck- 
dosen mit der Wasserleitung die Gefahren bei einer Unter- 
brechung des Nulleiters in den Verbraucherstromkreisen ver- 
mindert werden können. 


N Ba | BETEN ER 7 EN Y 


" lektrizitätswirteeh ha 


#4 
Bild 3 demonstriert an Stelle der Überbrückung des Nu 
leiters an den Geräten und den Schukosteckdosen sowie dı 
verschiedenen Verbindungen mit der Wasserleitung die Pi, 
rung eines besonderen Schutzleiters zu den einzelnen Verbra 
chern, die nicht zwangsläufig mit der Wasserleitung verbundı 
sind. Diese Schutzleiter führen von der Nulleiterschiene d 
Wohnungsverteilung aus zu den Verbrauchern, wenn nich 
wie in en Bild dargestellt, eine besondere Schiene für du 
Abgang der Schutzleiter an der Verteilungstafel angebracht i\) 
Die gemeinsame Erdungsleitung zur Wasserleitung ist, wer 
sie nicht schon vor dem Zähler, also von der Hauptleitung a 
gezweigt ist, an diese Schutzleiterschiene anzuschließen, 


In Bild 4 ist die Verbindung zwischen der Nulleiterschie, 
und der Schutzleiterschiene an der Verteilungstafel entfer 
und in die Leitung zwischen Zähler und Verteilungstafel e 
Fehlerstrom-Schutzschalter eingebaut. Somit wird diese A} 
lage durch die Fehlerstrom-Schutzschaltung überwacht, T 
Führung eines besonderen Schutzleiters zu den elektrisch] 
Bötriehsmnitteln, die mit der Wasserleitung verbunden sind, € 
übrigt sich. 


In Bild 5 ist an Stelle des Fehlerstrom.-Schutzschlii 
Fehlerspannungs-Schutzschalter gesetzt, somit also die Fehl4 
spannungs-Schutzschaltung für die Anlage angewendet. Die! 
Bild 4 vorhandene Verbindung der Schrei ec zu d 
Wasserleitung besteht hier nicht mehr. Die Fehlerspannung 
spule des Fehlerspannungs-Schutzschalters ist einerseits mit d 
Schutzleiterschiene an der Verteilungstafel, andererseits j 
einem außerhalb des möglichen Spannungstrichters der | 
schützenden Anlage fernen Hilfserder verbunden. Bei d 
Geräten, die mit der Wassärleians unmittelbare Verbindul 
haben, wiebeispielsweisedem elektrischen Warmwassergerät, | 
bei Erdübergangswiderständen der Wasserleitung von wer 
als 1 Ohm in die Wasserleitungszuführung ein Isolierstücke 
zubauen. Außerdem sind an diesen Geräten die bei det F 
Schaltung nicht erforderlichen Schutzleiter von. der Schu 
leiterschiene zu den Verbrauchern an den mit der Wasserleitu 
verbundenen Geräten wieder anzubringen. 


Aus Bild 6 geht hervor, daß die Wasserleitung hier nid 
aus einem allgemeinem Wasserrohrnetz, sondern von ei} 
Hauswasserversorgungsanlage (schlechter Erdübergangswic 
stand) gespeist wird. Im Zusammenhang mit der Nullung w# 
es hier notwendig, die Tränkeinrichtung von der übrigen WI 


‘serleitung durch ein Isolierrohrstück zu trennen und mit eiiz 


besonderen Erdungsanlage außerhalb des Bereiches der übtigji 
Hauswasserleitungen zu verbinden. Aber auch in den übtigl) 
Fällen (nach Bild 1 bis 5) ist diese Trennung zu empfehlen. 


Ich glaube, dutch diese Darstellung die Verhältnisse kla# 
verdeutlicht zu haben, als dies nur mit den grundsätzlic 
Schaltbildern der bisherigen Art möglich ist. Insbesond 
dürfte klarer herausgestellt sein, welche Mittel bei der Anwä 
dung der einzelnen Schuemußgihinie mit Schutzleitern n | 
are sind. Des weiteren wird man aber auch erkennen, c | 
die Nullrae nach der Schutzisolierung immer noch die el 
fachste der anzuwendenden Schutzmaßnahmen darstellt. Wid 
tig ist es aber, hierbei für eine hervorragende Verbindung & 
Nulleiters Sorge zu tragen; dies kann durch Verwendung k 
sonders geeigneter Klemmen auch für die Hausinstallation f 
reicht werden. Wer Bedenken hat, kann, was mit erheblich g | 
ßerem Aufwand verbunden ist, durch Verlegen eines beson 
renSchutzleiters auch bei den ae, Leitungen erreich! 
daß Geräte dutch eine Deerbecchune des Nulleiters ni 
spannungführend werden. Die ne bester und so} 
fältig angezogener Klemmen, die nur eine beschränkte Anzlı 
von Leitern zu verbinden haben, wird also in Verbindung 
der Darstellung in Bild 1 die einfachste und billigste Lös 
für die Nullung bleiben. 


Die übrigen Ausführungen von Meckel und Schrank über | 
Schutzmaßnahmen zeigen zusammen mit meinen Bildern, 4 
auf zahlreiche Punkte zu achten ist. Sie lassen erkennen, daß 
nach den VDE-Vorschtiften geforderten zusätzlichen Schu 
maßnahmen ein Sondergebiet darstellen und durch die vie 
in ihnen enthaltenen Erg fast zu einer Wissensckf 
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‘orden sind, die nur verhältnismäßig wenige von denen, die 
die Errichtung der Anlagen verantwortlich sind, voll be- 
schen. 


:h wiederhole daher, was ich bereits bei der Delegierten- 
ıng des VDE in Frankfurt am Main ausgeführt hatte, daß 
air erforderlich erscheint, einen klar umrissenen Aus- 
‚der Forderungen von den Bedingungen für die am 
figsten vorkommenden Schutzmaßnahmen in den mit Not- 
spannung von 220/380 V versorgten Anlagen aufzustellen. 
se sollten möglichst noch unterteilt werden in Forderungen, 
für Kabelnetze und solche, die für Freileitungsnetze gelten. 
Auszüge müßten dann denen zur Verfügung stehen, die in 
jeweiligen Netzen tätig sind. Bei einer solchen Lösung 
fte es dann auch gelingen, sie denjenigen, die die Anlagen 
ıtieren, also den Gesellen und Lehrlingen, verständlich zu 
hen. Da schätzungsweise 90 v.H. der Anlagen mit 220/380 
Drehstrom versorgt werden, könnten durch eine solche 
rift die meisten Installateure angesprochen werden. Dieser 
schlag entspricht etwa auch der von anderer Seite gegebe- 
Anregung, die Elektrizitätswerke mögen für ihre beson- 
:n Verhältnisse erklärende Vorschriften schaften. 


ezüglich der Wahl der im Einzelfall, also bei der einzelnen 
age anzuwendenden zusätzlichen Schutzmaßnahme möchte 
noch entsprechend der heute durchdringenden Auffassung 
uf hinweisen, daß es nicht Sache der EVU sein kann, den 
allateuren die eine oder andere Schutzmaßnahme vorzu- 
-eiben. Die Entscheidung liegt ganz beim Installateur. Das 
U hat lediglich Auskunft darüber zu geben, ob das jeweilige 
z die Voraussetzungen für die Anwendung der Nullung er- 
t. oder nicht. 


Venn man alles dies betrachtet, so erscheint es doch wohl er- 
benswert, die Geräte und Apparate mit der ursprünglichsten 
itzlichen Schutzmaßnahme, also der Schutzisolierung 
‚urüsten. Damit werden alle, die die Installationen auszufüh- 
haben, ebenso wie die Benutzer der Geräte jeder Sorge 
oben. 


ür die laufende Überprüfung der Anlagen bedeutet die Viel- 
der Lösungen nach VDE 0100 eine wesentliche Erschwe- 
5, da es jedem Installateur freisteht, welche Schutzmaßnah- 
ı in benachbarten Anlagen oder gar in einer und derselben 


Anlage angewendet werden, — ein Zustand, bei dem die Über- 
sicht sehr erschwert wird, und der die Prüfungen nur mit er- 
heblich größerem Zeitaufwand gestattet, wenn man nicht for- 
dert, daß bei der Zählertafel oder den Verteilungstafeln ange- 
geben wird, welche Schutzmaßnahme in diesem Bereich An- 
wendung findet. 


Zu den Ausführungen von Herrn Poyart möchte ich bemer- 
ken, daß es mir nicht ganz unbedenklich erscheint, den Fehler- 
strom-Schutzschalter für eine zu hohe Empfindlichkeit auszu- 
legen, da er dann bereits durch Ableitströme auslösen kann, und 
daß es mir ferner nicht richtig erscheint, FI-Schalter und Maxi- 
malschalter zu kombinieren und ihm außerdem noch die Auf- 
gabe zuzuweisen, abzuschalten, wenn eine Stromentnahme 
zwischen Außenleiter und Erde erfolgt, die infolge der Gestal- 
tung der verwendeten Zähler durch diese nicht angezeigt wird. 
Wenn man einer Einrichtung zu viele Aufgaben zuweist, be- 
steht leicht die Gefahr, daß sie häufiger versagt. 


* 


R. Poyart, Paris: 


Die Ausführungen von Herrn Meckel sind zweifellos sehr 
gründlich und für die deutschen Verhältnisse völlig berechtigt. 
Es ist aber so, daß die Bestrebungen in Frankreich und in 
Deutschland verschieden sind und das Problem daher von ver- 
schiedenen Seiten betrachtet werden kann. In diesem Sinn 
möchte ich, zusammen mit meinem Mitarbeiter Delooz, noch- 
mals auf zwei Punkte hinweisen: 


1. Jede andere Schutzmaßnahme als der empfindliche Fehler-. 


strom-Schutzschalter erlaubt es nicht, Unfälle zu verhüten, die 
durch unmittelbare Berührung mit unter Spannung stehenden 
Teilen entstehen. 


Die in Frankreich und anderswo zur Verfügung stehenden 
Unfallstatistiken zeigen ganz klar, daß die Mehrzahl der Un- 
fälle auf eine solche Ursache zurückzuführen ist. Deshalb er- 
scheint es uns wichtig, die Untersuchungen über die Einfüh- 
rung von Fehlerstrom-Schutzschaltern zu fördern, um festzu- 
stellen, ob ihre Herstellung möglich und ihre Einführung für den 
Betrieb zulässig ist. 


Wir dürfen noch erwähnen, daß der Preiszuschlag zwecks 


Einführung eines empfindlichen Fehlerstrom-Schutzschalters 
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im Vergleich mit dem gewöhnlichen Überstromschalter nicht 
übermäßig hoch ist. Auch der Hinweis sei gestattet, daß bei der 
so hohen Empfindlichkeit des Schalters es nicht nötig ist, nieder- 
ohmig zu erden, was auch zur Kostenersparnis führen kann. 
Schließlich wäre es noch wünschenswert zu untersuchen, ob es 
nicht möglich wäre, manche Geräte mit hohen Ableitströmen 
zu betreiben, ohne die metallischen Teile zu erden. Somit könn- 
ten unerwünschte Auslösungen zum größten Teil vermieden 
werden. 


Der verhältnismäßig niedrige Preis des Fehlerstrom-Schutz- 
schalters, der zur Zeit in Frankreich entwickelt wird, ist durch 
seine einfache Bauweise begründet. Wir hoffen, daß bei der 
Einführung dieser Geräte in die Praxis keine besonderen Schwie- 
rigkeiten zu erwarten sind. 


HH. Heinze, Stuttgart: 


Herr Meckel hat in seinen Ausführungen klar und eindeutig 
die Vorteile und die Zweckmäßigkeit der Schutzmaßnahme 
Nullung herausgestellt. Ich teile diese Auffassung, die auch 
durch die Entwicklung in der Praxis, die mehr und mehr zur 
Nullung hingeht, laufend ihre Bestätigung findet. Durch den 
Umbau der Netze und die ständig größer werdende Zahl der 
Umspannstellen für das Niederspannungsnetz werden die Vor- 
aussetzungen für die Erfüllung der Nullungsbedingungen 
immer günstiger. Praktisch fälltschon — wie R. Meckel schon er- 
wähnte — beim Streben nach einer guten Spannungshaltung 
im Niederspannungsnetz die Erfüllung der Nullungsbedin- 
gungen ohnehin mit an. Ich vermag ihm deshalb nicht zu folgen, 
wenn er für landwirtschaftliche Anwesen, in denen Nutztiere 
gehalten werden, Fehlerstrom-Schutzschalter empfiehlt. Melk- 
einrichtungen und Viehputzgeräte werden schon jetzt mit 
Kleinspannung betrieben, und es bleibt nach meiner Auffassung 
nur noch die selbsttätige Viehtränke übrig, die bei Anwendung 
der Nullung zu Schäden am Tier führen kann, weil der Null- 
leiter gelegentlich auch eine Spannung von mehr als 24 V 
(65 V sind bekanntlich zugelassen) führt, die für das Tier töd- 
lich sein kann. 


Wir haben im Versorgungsgebiet der Energie-Versorgung 


| Schwaben AG die Richtlinie festgelegt, daß solche Viehtränken 


grundsätzlich von der Wasserleitung isoliert werden. Dies ge- 
schieht am besten durch Einfügen eines isolierenden Rohr- 
stücks von etwa 30 bis 40 cm Länge, das in den Zug der 
Frischwasserleitung, die zur Tränke führt, und zwar am besten 
im senkrechten Teil der Leitung eingesetzt wird!). Damit ist 
die Möglichkeit, daß Vieh zu Schaden kommt, beseitigt. Es be- 
steht nach meinem Dafürhalten somit kein zwingender Grund, 
weitere Maßnahmen, die sicherlich teurer sind, durchzuführen. 
Schließlich sei noch erwähnt, daß es ja für Ausläufer noch die 
Verwendung von Zwischensicherungen gibt, die die Nullungs- 
bedingungen auf verhältnismäßig einfache und billige Art er- 
füllen lassen. Daß, für die Zukunft gesehen, die Nullungsbe- 
dingungen immer leichter erfüllt werden können, erwähnte ich 


bereits. 


Ich vermag auch Herrn Weber nicht zu folgen, wenn er die 
Nullung als theoretische bzw. rechnerisch unzulängliche 
Schutzmaßnahme bezeichnet. Die Nullung wird heute in annä- 
hernd 70 v.H. aller Abnehmeranlagen durchgeführt. Es sind nur 
ganz wenige Fälle bekannt, in denen durch Spannungsver- 
schleppung infolge Unterbrechung des Nulleiters in der Instal- 
lation Menschen zu Schaden gekommen sind. Es wird bei 
keiner Schutzmaßnahme zu verhindern sein, daß Installations- 
fehler gemacht werden. Sicher ist dies bei der Nullung etwas 
kritischer wegen der Spannung, die dann unmittelbar an die 
Geräte kommt. Eine Unterbrechung des Nulleiters zeigt sich 
aber im Gegensatz zu anderen Schutzmaßnahmen durch Unter- 
brechung der Stromlieferung an. Demgegenüber können an- 
dere Schutzmaßnahmen jahrelang eingebaut sein und sind im 
entscheidenden Fall nicht bettiebsfähig, weil eine Unterbre- 


“chung des Schutzleiters — abgesehen von anderen möglichen 


Störungen — nicht bemerkt wurde, 


1) Siehe Heft 9 der VDE-Schtiftenreihe; vgl. S. 611 dieses Heftes 


Im übrigen teile ch vollauf die Bedenken, die Herr Mack 
unseren französischen Kollegen gegenüber bezüglich derFunk k 
tionsfähigkeit der Fehlerstrom-Schutzschalter äußerte. Es js 
ein altes Gesetz, daß, je komplizierter der Aufbau eines Geräte 
ist, desto mehr Störungequellen in ihm liegen. Niemand wir. 
die Fehlerstrom-Schutzschalter nachprüfen. Sie sollen aber 
sagen wir zehn Jahre nach ihrem Einbau immer noch vol 
en sein, auch wenn sie bis dahin keinen Anlaß zum An 
sprechen hatten, und das muß ernstlich bezweifelt werden, 4 

a 
4 


J. Kemmelmeier, Nürnberg: l | 


nung läßt sich nach meinem Dafürhalten nicht allgemein g 
beantworten, genau so wenig, wieman ein ee Werturtei 
bei der von Schutzschaltung und Be | 
abgeben kann. Vielmehr erscheint es mir unerläßlich, bei sol 
chen Überlegungen Einflußgrößen zu beachten und Ei e 
chend zu berücksichtigen, die wohl außerhalb der jewei 
Schutzmaßnahmen liegen, aber für die Entscheidung, ob ei 
bestimmte Schutzmaßnahme zweckmäßig ist und sich RE 
zur Anwendung anbietet, von größter Bedeutung sind. Da; 
denke ich vor allem an die Struktur des jeweiligen Verso 
gungsgebietes, die zweifellos sehr weitgehenden Einfluß auc 
auf die Bauweise der Versorgungsnetze ausübt. E 


In dichtbesiedelten Wohngebieten mit verkabelten Na 
spannungsverteilungsanlagen, wie sie meist in Städten vol 
zufinden sind, kann der Anwendung der Nullung als Schutz 
maßnahme gegen das Auftreten zu hoher Berührungsspanm 
sicherlich zugestimmt werden, obwohl in mehr oder minde 
ferner Zukunft durch die Verwendung von ee 
für Wasserversorgungsanlagen gewisse Schwierigkeiten Ei 
wartensind, da dann die te undnach VDE 0100 
geforderte Möglichkeit der Verbindung des Nulleiters mit 
metallenen Wasserrohrnetz mehr und mehr schwindet. Dies: 
Umstand wirkt sich natürlich auchfinanziell aus;aber auf‘ die: 
Probleme möchte ich erst an späterer Stelle eingehen. Zuusar | 
menfassend darf ich jedoch feststellen, daß ein Kabelnetz kur 
schlußsicher zu erstellen und zu erhalten — eine der wesen 
lichsten Voraussetzungen für die Anwendung der Nullung- a 
vor allem aber den Nulleiter bruchsicher zu kan kein besoj 
deres Problem bildet, so daß die Nullungsbedingungen hi 
verhältnismäßig leicht einzuhalten sind und die Gefahr eind 
Be des Nulleiters allein — sei es durch Bruch di 
Leiters oder dutch Klemmenschaden — verhältnismäßig gerin 
ist. Die Nullung bietet somit in Kabelnetzen als Schutzmall 
nahme gegen das Auftreten zu hoher Berührungsspannun 
ee große Sicherheit. E 


Ganz wesentlich anders sind die Verhältnisse jedoch bei Vef 
sorgungsanlagen auf dem Lande — worunter selbstverständlid 
nicht nur Anlagen zur Versorgung landwirtschaftlicher Betriell 
zu verstehen ad — eeligen; Dort herrscht in der Regel, ı 
im besonderen Maß gilt Fr für neuerschlossenen Siedlung} 
raum, eine stärker Suleclockeite Bauweise vor, bei der wiedel 


zu geben ist. Es ist hier, zumindest im süddeutschen Raum url! 
zum Teil durch die Dachform bedingt, allgemein üblich, well 
gehend Dachständer als Stützpunkte für Niederspannungsnetf 
zu benutzen. Die Berücksichtigung der Tragfähigkeit d| 
Dachstühle setzt naturgemäß der Verwendung größerer Leitd 
querschnitte gewisse Grenzen. Daher ist es nicht nur schwietil’ 
Versorgungsnetze für oftmals weit auseinanderliegende A! 
nahmepunkte kurzschlußsicher zu erstellen und im Hinblick a} 
räumliche Netzerweiterungen einerseits und die stetig zune 
mende Belastung und Stromdichte andererseits kurzschlußsic 

zu erhalten, sondern auch die Einhaltung sämtlicher Nullung 
bedingungen. ist mit erheblichen Schwierigkeiten verbunden. 
solchen Anlagen ist die Möglichkeit, daß die Schutzwirkung dj 
Nullung stark herabgesetzt wird oder nicht mehr gegeben !} i) 
und eine dann vermeintliche Schutzmaßnahme sogar zur Gef all 
gewandelt wird, nicht von der Hand zu weisen. 


N 
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Jie Schwierigkeiten, ein weitverzweigtes Netz kurzschluß- 
1et, d.h. abschaltsicher zu gestalten, werden noch vergrö- 
t, wenn zur Ausläufer-Erdung, wie auf dem flachen Lande 
ifig der Fall, das Rohrnetz einer zentralen Wasserversor- 
ıgsanlage fehlt, das im Nebenschluß zum Nulleiter dessen 
jutzfunktion unterstützt oder bei Bruch des Nulleiters ganz 
»tnehmen könnte und müßte. Genau so wirkt es sich aus, 
an, wieschon vorwegerwähnt, neuerdingsinstallierte zentrale 
sserversorgungsanlagen anstatt mit Metallrohren mit Kunst- 
firohren ausgerüstet werden. Somit kann bei Nulleiterbruch 
-t Klemmenschaden am Nulleiter trotz Ausläufer-Erdung 


"Schutzwirkung in der schadhaften Abnehmeranlage stark - 


abgesetzt oder völlig aufgehoben sein. Leider ist auch durch 
:derholte Vorkommnisse erwiesen, daß durch die Ausläufer- 
Jung anderer vollkommen einwandfreier Anlagen in diese 
lagen eine zu hohe Berührungsspannung verschleppt werden 
ın. Damit wird die Einrichtung, die Schutzmaßnahme sein 
|, zur Gefährdung, die obendrein der Benutzer der völlig in- 
ten Anlage praktisch erst an ihren vielleicht unheilbaren 
hängnisvollen Folgen erkennen kann. 


3ei der Anwendung der Schutzschaltung bestehen diese auf- 
‚eisten Gefahren nicht; denn hier handelt es sich um eine 
wtzmaßnahme, die vom Zustand und der Beschaffenheit des 
"handenen Verteilungsnetzes völlig unabhängig arbeitet. 
ch dem Stand der Technik ist heute der FU-Schalter oder 
Schalter — einwandfreie Fabrikate vorausgesetzt — ein Ge- 
‚ das, richtig angeschlossen, sicher und zuverlässig arbeitet 
] dessen reine Schalterfunktion auch von einem Laien jeder- 
t geprüft werden kann. Da vielleicht aus Mangel an stichhal- 
em Zahlenmaterial oder unter Einfluß bestehender Vorut- 
e mancherorts irrige Meinungen über die Betriebstüchtig- 
t der Schutzschalter bestehen, darf ich aus den Unterlagen 
, Unternehmens, das ich als technischer Vorstand zu leiten 
je, einige sicherlich bemerkenswerte Zahlen nennen. Seit 
n Jahr 1926 werden in den Abnehmeranlagen in unserem 
Srwiegend ländlichen, unmittelbar belieferten Versorgungs- 
jiet Schutzschalter eingebaut; ihre Gesamtzahl (Fehlerspan- 
ags- und Fehlerstromschalter) liegt zur Zeit bei etwa 68000 
ick. Eine eingehende Untersuchung der mit Schutzschaltern 
gerüsteten Abnehmeranlagen, die seit 1955 laufend vorge- 
amen und im Hinblick auf die Bedeutung der gewonnenen 
gebnisse auch künftig weitergeführt wird, hat bis Jahres- 
le 1959 folgendes ergeben: 


Von 18189 eingebauten FU-Schaltern und 2425 FI-Schaltern 
rden 376 FU-Schalter = 2,06 v.H. und 38 FI-Schalter = 
7 v.H. als nicht betriebstüchtig vorgefunden. Darunter lag 
den FU-Schaltern in 143 Fällen der Fehler nicht am Schalter 
st, sondern an der zugehörigen Installationsanlage, wie Un- 
brechung der Hilfserde (112), falscher Anschluß (14), Hilfs- 
leim Spannungstrichter (10) und K-Leiter unterbrochen (7). 
| den FI-Schaltern konnten 11 Schalter ihren Zweck nicht er- 
len, weil sie ebenfalls falsch angeschlossen waren. Somit ver- 
adern sich die Fälle, bei denen sich die Schutzschalter selbst 
‚betriebsuntüchtig erwiesen, auf 233 FU-Schalter = 1,28 
1. bzw. 27 FI-Schalter = 1,12 v.H. Eine Ausscheidung der 
le, bei denen ein Versagen der Schutzschaltung durch Män- 
‚an der Installationsanlage hervorgerufen wurde, ist für die- 
Betrachtung unbedingt vonnöten, da auch die Nullung bei 
füllung aller anderen netzseitigen Voraussetzungen nur dann 
e wirkliche Schutzmaßnahme darstellt, wenn die Installa- 
nsanlagen selbst keine die Schutzwirkung beeinflussenden 
>r aufhebenden Mängel aufweisen. 


An dieser Stelle darf ich noch einmal nachdrücklich auf den 
Ben Vorteil der Schutzschaltung hinweisen, der darin liegt, 
3 es ohne weiteres jedem Laien möglich ist, den Schutzschal- 
ls solchen auf seine Funktionstüchtigkeit hin zu prüfen, und 
3 die Stromabnehmer in den erwähnten 233 Fällen bei den 
-Schaltern und in 27 Fällen bei den FI-Schaltern den Ausfall 
* Schutzmaßnahme hätten feststellen und entsprechende 
Bnahmen einleiten können. Damit verbleiben als für die 
nhaften Anlagenbenutzer lediglich 143 Fälle = 0,78 v.H. 
v. 11 Fälle = 0,45 v.H. nicht erkennbaren Versagens der 
jutzmaßnahme bestehen. Die vorweg erwähnte Prüfmög- 
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lichkeit ist im Versorgungsgebiet des von mir geleiteten Wer- 
kes um so mehr gegeben, als hier die Schutzschalter nicht wie 
anderwärts zum Teil gebräuchlich bei der Hausanschlußsiche- 
rung, sondern meist in unmittelbarem Zusammenhang mit dem 
abnehmereigenen Installationsverteiler für die zu schützenden 


Stromkreise eingebaut werden. Auf diese Weise sind die 


Schutzschalter jederzeit zu Prüfzwecken ohne Schwierigkeit er- 
reichbar; andererseits wird bei größeren Anlagen bei entspre- 
chender Aufteilung auf mehrere Schutzschalter erreicht, daß 
irgendwelche Isolationsfehler nur zur Abschaltung des schad- 
haften Anlagenteils führen. Dies kann von nicht zu unter- 
schätzender Bedeutung sein, da beispielsweise ein Fehler an 
einer Kraftanlage nicht auch eine Abtrennung der zugehörigen 
Lichtanlage nach sich zieht, was unter Umständen zu weiteren, 
allerdings nicht mehr elektrischen Unfällen führen könnte. Des 
weiteren ist bei der Unterbringung der Schutzschalter an geeig- 
neter Stelle innerhalb der Installationsanlage die Möglichkeit 
gegeben, günstige Einbauorte zu wählen (trockene Räume), 
wodutch auch Korrosionsschäden und dgl. an den Schaltern 
hintangehalten werden. 


Nach den obengenannten wenigen, aber nach meinem Dafür- 
halten sehr eindrucksvollen Zahlenangaben bliebe die Frage zu 
stellen, ob in genullten Freileitungsnetzen die Zahl der nicht 


den Nullungsbedingungen entsprechenden Anlagen kleiner ist 


als die Zahl der Anlagen, bei denen aus irgendwelchen Gründen 
ein Schutzschalter versagt. 


Bei dieser Gelegenheit möchte ich nicht versäumen, mich zu 


dem des öfteren benutzten Argument zu äußern, daß wesent- 
lich mehr Netze genullt seien als schutzgeschaltet. Eine nur 
etwas tiefergehende Betrachtung schränkt die Überzeugungs- 
kraft dieser Anschauung erheblich ein, wenn sie nicht gar das 
Gegenteil beweist. Klammert man zunächst die Niederspan- 


nungskabelnetze aus, bei denen — wie schon eingangs darge- 


legt — die Zweckmäßigkeit der Nullung nicht bestritten ist, so 
verschiebt sich bereits das Verhältnis zugunsten der Schutz- 
schaltung. Außerdem darf keinesfalls übersehen werden, daß 
die Schutzschaltung in ihrer Anwendung jünger ist als die Nul- 
lung, woraus zu folgern ist, daß die Entwicklung sich von der 


Nullung zur Schutzschaltung hin bewegt hat, wobei letztlich 


der FI-Schalter das System der Schutzschaltung noch univer- 
seller hat werden lassen. 


Die verschiedentlich aufgeworfene Preisfrage kann nach mei- 
nem Dafürhalten nur als zweitrangig bezeichnet werden, da 
augenscheinlich geringe Preisunterschiede im Vergleich zu den 
zu schützenden Werten an Leben und Gesundheit sehr weit zu- 
rücktreten müssen. Außerdem wird der preisliche Vorsprung 
der Nullung, wenn überhaupt vorhanden, durch den Übergang 
auf Kunststoff-Wasserrohrleitungen mit den dadurch wachsen- 
den Schwierigkeiten für Ausläufer-Brdungen erheblich herab- 
gesetzt, vielleicht sogar ins Gegenteil verkehrt. 


Ich kann es mir nicht versagen, hinsichtlich der Erhaltung 


von Sachwerten einen weiteren bedeutsamen Vorteil der Schutz- 
schaltung zu unterstreichen. Während bei der Nullung irgend- 
welche Isolationsfehler nur auf dem Wege der Überlastung der 
vorgeschalteten Sicherung durch deren Abschmelzen eine Ab- 
trennung des schadhaften Anlagenteils von der Stromzufüh- 
rung bewirken, genügen bei der Schutzschaltung schon Fehler- 


sttöme, die nur Bruchteile der vorherigen Abschaltströme aus- 


machen, um die gewünschte Abtrennung zu bewerkstelligen. 
In den allermeisten Fällen tritt auch ein Isolationsfehler nicht 
schlagartig auf, sondern er entwickelt sich gewissermaßen aus 
kleinen Anfängen mehr oder minder langsam. Dabei sind 
zwangsläufig vom Fehlerstrom Übergangswiderstände zu über- 
winden, in denen naturgemäß elektrische Energie in Wärme 
umgesetzt wird, und es wird ein Stadium durchlaufen, bei dem 
die Stromstärke die vorgeschaltete Sicherung je nach deren Be- 
messung noch nicht zum Ansprechen bringt, schr wohl aber an 
der Fehlerstelle bereits solche Wärmemengen frei werden kön- 
nen, daß je nach der Beschaffenheit der Umgebung der Fehler- 
quelle eine Brandentwicklung möglich ist. Durch die quadrati- 
sche Abhängigkeit der Wärmeentwicklung von der Stromstär- 
ke wird diese bei der Nullung unter Umständen gegebene Ge- 
fahr bei der Schutzschaltung im Hinblick auf die wesentlich 


5 


geringeren Fehlerströme ganz wesentlich herabgesetzt oder ge- 
gebenenfalls ganz beseitigt. 

Abschließend darf ich zusammenfassen, daß es unbedingt 
notwendig ist, bei der Wahl einer Schutzmaßnahme gegen das 
Auftreten einer zu hohen Berührungsspannung unter Beach- 
tung aller maßgebenden Faktoren die beste und sicherste zu 
wählen, die auch verhältnismäßig leicht einer Funktionsprü- 
fung unterzogen werden können muß, um diese dann zur An- 


Die Isolationsbemessung im Hochs pannonge Shall 


Von B. Fleck, Frankfurt am Main*) 


Durch die Bestimmungen VDE 09101/7.60 sind neue Isolationsklassen N und S für die | 
über 1 kV eingeführt worden. Die Unterschiede zu den bisherigen Vorschriften, die an die IEC-Regeli 
angepaßt wurden, werden begründet, soweit Luftabstände in Schaltanlagen in Betracht komme: 
Weiter werden Beispiele für den Einbau der neuen Stützisolatoren nach DIN 48133, bezogen auf di 


Reihen N und S, gebracht. 


Die Frage der günstigsten Isolationsbemessung im Hoch- 
spannungs-Schaltanlagenbau steht durch die neuen Eitrich- 
tungsbestimmungen VDE 0101/7.60 sowie durch die kommen- 


den neuen Leitsätze über Isolationsbemessung VDE 0111 er- 


neut im Blickpunkt des Interesses. Die alten Errichtungsvor- 
schriften wiesen seit rd. 30 Jahren fast unverändert gewisse 
Mindestabstandsmaße für den Bau von Innen- und Ffteiluft- 
schaltanlagen auf. Bei den Geräten war man schon vor längeter 
Zeit davon abgekommen, Abstände in Zentimetern vorzu- 

schreiben und bemaß die Geräte-Isolation nach Prüfwechsel- 
spannung und Prüfstoßspannung. Nachdem sich die gekapsel- 
ten Anlagen der Reihenspannungen 10, 20 sowie auch 30 be- 
sonders in Form von Schaltwagenanlagen und damit geräte- 
ähnlichen Konstruktionen mehr in die Praxis eingeführt haben, 
lag der nunmehr in den Errichtungsbestimmungen festgelegte 
Schritt nahe, fabrikfertige Anlagen entweder nach Abstands- 
maßen zu bauen oder nur das Einhalten der Prüfspannungen zu 
verlangen. 

Bei ortsmontierten Innen- und Freiluftanlagen der bisherigen 
Bauform liegen andere Verhältnisse vor. Auch dort werden 
zwar in Anlagen bis etwa 30 kV in zunehmendem Maß Span- 
nungsprüfungen vor der Inbetriebnahme an Ort und Stelle vor- 
genommen. Man beschränkt sich dabei aber meist auf Wechsel- 
spannungsprüfungen, da Stoßspannungsptüfungen auf dem 
Bau einen zu großen Aufwand erfordern. Die bisherige Vor- 
schrift, daß bestimmte Mindestabstände bei ortsmontierten An- 
lagen nachgewiesen werden müssen, wurde daher beibehalten. 
Da Monteure und Abnahmebeamte leicht meßbare Verhältnisse 
haben müssen, dürfte dies im Augenblick der richtige Weg sein. 
Tafel 1 zeigt zusammenfassend die verschiedenen Bau- und 

 _Prüfmöglichkeiten für Geräte, fabrikfertig geprüfte und orts- 
montierte Schaltanlagen. 

Die seit etwa 1910 gültigen Mindestabstände in Luft sind in 
den neuen Errichtungsvorschriften geändert worden, obwohl 
sie sich betriebsmäßig bewährt hatten. Die Gründe für die Än- 
derung waren folgende: 

1. Die alten Abstände, z.B. 125 mm bei Reihe 10, entsprachen 
der Wechselspannungsprüfung mit 2,2 U + 20 bei einer be- 
stimmten Anordnung und damit Feldausbildung. Die Erkennt- 
nisse der letzten Jahrzehnte haben gezeigt, daß die Isolation in 
erster Linie nach Stoßspannungen auszulegen ist, wie sie bei 
Gewittern auftreten. In den Leitsätzen für Isolationsbemessung 
VDE 0111/1953 wurden daher ein Schutzpegel für Ableiter, ein 
unterer und ein oberer Stoßpegel festgelegt, die für die gesamte 


*%) Vorgetragen auf der VDEW-Jahrestagung in Mannheim am 
10. Mai 1960. — Direktor B. Fleck ist Abteilungsdirektor der Con- 
tinental Blektroindustrie Aktiengesellschaft Voigt & Haeffner, Frank- 
furt am Main 
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wendung zu bringen. Die mit der Schutzschaltung langjähri 
gemachten Erfahrungen zeigen, daß die Schutzschaltung, ein 
fachgemäße und sinnvolle Installation sowie die Verwendun! 
einer einwandfreien Schutzschalterkonstruktion vorausgesetz 
eine Schutzmaßnahme darstellt, von der im Hinblick auf di 
ausgewiesenen äußerst seltenen Fälle ihrer Funktionsuntüchtig 
keit mit Fug und Recht behauptet werden darf, daß sie die a 
sie gestellten Aufgaben mit Sicherheit erfüllt. | 


Werten Adeglchen sind. Auch die Mindesahsind in ml 
müssen diesen übergeordneten Leitsätzen genügen. Die bishi 
rigen Abstandsmaße waren demgegenüber teils zu hoch, tei 
zu niedrig. I 


2. Aus älteren Untersuchungen, besonders von Eitorf, üb: 
Mindestschlagweiten sowie aus den Gedankengängen, die 2 
der Übergangsvorschrift VDE 0671 und damit zu eh schw‘) 
cheren Isolierung bis zu 10 kV geführt hatten, war bekannt, da 
die Mindestmaße bei einigen Spannungsreihen unter 20 kV 4 
hoch lagen. Auch mit Rücksicht auf Kleintiere waren hier fr! 
her Zuschläge gemacht worden, die sich auf die a nicht 


erforterlicke erwiesen. 


3. Bei Freiluftanlagen wurden bisher größere Maße als in I 
nenanlagen gefordert, um Regen und Schnee Rechnung zu tr 
gen. Da es sich bei VDE 0101 nur um Abstände in Luft handel 
brauchen Regen und Schnee sowie Verschmutzung nicht bi! 
rücksichtigt zu werden, so daß die Mindestabstände im Freid 
auf die Maße in Innenanlagen gesenkt werden konnten. 


Tafel 1. Bau- und Prüfungsmöglichkeiten für Geräte u 
Schaltanlagen 


nach VDE 0111 
Prüfung mit 


nach VDE 0101 
Abstände 


Geräte 


Wahlweise 
-818, Tafel 1 


Ortsmontierte 


Anlagen 
Freiluft 


Änderungen waren also erforderlich. Verkleinerungen war i 
auch im Interesse des wirtschaftlichen Anlagenbaues erwünscht 
und bei einigen wichtigen Reihenspannungen in Innenanlagt 
sowie in Freiluftanlagen durchführbar. Bei anderen Reihen wi 
ren Erhöhungen nicht zu umgehen, da die bisherigen Mindeg 
maße bei inhomogenem Feld und bei bestimmten im Schalta}ı 


lagenbau vorkommenden Anordnungen den geforderten Ste! 


toßspannungen nicht genügten!). So wurden von der Kom- 
ssion 0111 unter Mitarbeit der Hochspannungsversuchsfelder 
der maßgebenden Firmen der Elektroindustrie Kurven erarbei- 
t (Bilder 1 und 2), die als Grundlage für die neuen Abstands- 
‚maße dienten. Bei der Neufestlegung dieser Abstände in Ab- 
hängigkeit von der Stehstoßspannung wurde von zwei Meß- 
werten ausgegangen, und zwar von den kleineren Abständen, 
die Spitze — Spitze, und den größeren Abständen, die Spitze — 
latte entsprechen. Die praktischen Bedürfnisse des Schaltan- 
lagenbaues erfordern bei Stoßspannungen bis zu etwa 200 kV 
Abstände, die zwischen den genannten Werten liegen (Bild 1), 
während für die höheren Werte diejenigen für Spitze — Platte zu- 
unde gelegt werden mußten (Bild 2). Geht man nun einer- 
its von den festgelegten Stoßspannungswerten, andererseits 
von den hierfür erforderlichen Abstandsmaßen aus, so ergeben 
sich Werte, die teilweise unter, teilweise aber Such wesentlich 
über den bisherigen Mindestabstandsmaßen liegen (Bild 3). 


Die Bestrebungen, möglichst klein zu bauen, widersprechen 
orößeren Abstandsmaßen. Die Betriebe wiesen ferner mit 
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Bild 1. Mindestabstände bei Stehstoßspannungen bis 200 kV 
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echt darauf hin, daß mit den bisherigen Abstandsmaßen 
urchaus gute Betriebserfahrungen vorlägen. So kam mansinn- 
gemäß zu einer zweiten Reihe S mit verminderten Stoßspan- 
nungen, die als vorläufige Richtlinie gelten und vorerst in einen 
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ild 2. Mindestabstände bei Stehstoßspannungen bis 1200 kV 
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Bild 3. Mindestabstände in ee Reihe 1 bis 30° 


Anhang zu VDE 0111 aufgenommen werden sollen. Vorbildei “ 
gaben auch die British Standards mit ihren Isolationsklassen AR 
und B sowie die bereits seit 1955 von verschiedenen Ländern RR 
unterstützten Bestrebungen innerhalb der IEC, im TC 28 zwei _ 
Isolationsklassen ‚exposed‘ und ‚‚non exposed“ vorzusehen. 
Eine Verabschiedung ist dort aber noch nicht erfolgt. 


Die Frage ist berechtigt, ob es erforderlich ist, anstelle der Re 
bisherigen einen Isolationsklasse bei uns jetzt deren zwei, N 
und S, einzuführen, nachdem international endgültige Stoß 
spannungswerte en „non exposed‘ noch nicht ern sind. 
Soweit es sich um Luftabstände in Schaltanlagen handelt, muß 
diese Frage bejaht werden. Der europäische Markt, die EWG, e 
verlangt zwingend die IEC-Werte der Stehstoßspannungen als ü 
internationale Norm. Andererseits wollen wir aber in Deutsch- N 
land die Möglichkeit haben, wie bisher billig zu bauen. Daher „ 
bot sich die Lösung an, eine zweite Reihe einzuführen, die 5 
hoffentlich eines Tages von der IEC übernommen wird und bei un 
uns vorerst als vorab Richtlinie gewertet wird. Die Fest- 
legung einer zweiten Reihe für den Anlagenbau, nicht für I 
einzelne Betriebsmittel, besagt nicht, daß in Zukunft Schalt-. Rn 
geräte, Wandler usw. gleich @irs von vielen Firmen in zwei N 
Reihen gebaut erden müßten, was unwirtschaftlich wäre. = 
Hierzu erden in den Eitsprethehden Gremien noch Ab- " 
machungen getroffen. Die vorliegenden Ausführungen beziehen IM : 
sich nur Luftabstände im SCHERE Ba 


Woher kommen die Bezeichnungen N und S? Man a. 
auch A und B, exponiert und nicht exponiert sagen können. 
Die Komission 0111 legte schließlich N und S fest, wobei unter 
N an Normalisolation (volle Werte), unter San Sonderisolation 
oder Sonderschutz gedacht war, auch in Anlehnung an die ent- 
sprechenden Bezeichnungen für Überspannungsableiter nach 
VDE 0675. Da wir heute nicht übersehen können, was in Zu- 
kunft als „Normal“ bzw. als „Sonder“ anzusehen sein wird, 
dürfte es das beste sein, einfach von den Reihen N und S zu 
sprechen. 


us 


Fu 


Die Unterschiede zwischen den alten Vorschriften sowie den 
Abstandsmaßen N und S gehen für die Reihen bis 30 kV aus 
Bild 3 hervor. Die neuen Mindestabstände sind bis zur Reihe 
10 sowohl bei N als bei S kleiner. Bei der Reihe 20 ergibtsich 
eine Vergrößerung des alten Maßes 180 mm auf 215 mmbei der 
Reihe N, eine Verkleinerung auf 160 mm bei S. Bei der Reihe30 
ist dagegen eine Vergrößerung bei N wie bei S nicht zu um- 
gehen. 

Bild 4 zeigt den Vergleich für die höheren Reihen, bei denen 
sich teilweise beträchtliche Erhöhungen gegenüber den alten 
Werten ergeben haben. Diese wiesen z.B. das oft als zu niedrig 
umstrittene Maß von 800 mm bei 110-kV-Innenanlagen auf, 
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während die neuen Maße 1100 bzw. 950 mm lauten. Handelt es 
sich um starr geerdete Netze der Reihen 110 NE bzw. 110 SE, 
so liegen wir bereits wieder bei 950 bzw. 800 mm. Schließlich 
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Bild 4. Mindestabstände in Innenanlagen Reihe 30 bis 380 


150 
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ist noch eine Fußnote zur Tafel 1 von VDE 0101 vorgeschen, 

"wonach Innenanlagen bis auf weiteres mit den alten Mindestab- 
ständen gebaut werden können, wenn es sich um Erweiterungen 
vorhandener Anlagen handelt. Für Freiluftanlagen zeigt Bild 5 
die entsprechenden Vergleichswerte. 
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Bild 5. Mindestabstände in Freiluftanlagen Reihe 30 bis 380 
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Bild 6 läßt die Grenzen für die Anwendung der Reihen N 
und S erkennen. Überall, wo der untere Stoßpegel der Reihe S 
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Bild 6. Grenzen für die Reihen N und S für Reihe 1 bis 30 
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z.B. durch äußere atmosphärische Überspannungen in Freile 
tungsnetzen in gewitterreichen Gegenden überschritten wire 
ist nach Reihe N voll zu isolieren. Wird andererseits der unte 

Stoßpegel der Reihe S nicht überschritten, so können die ve 

minderten Abstände der Reihe S angewendet werden. Für Ki 
belnetze genügen allgemein Abstände nach S, da Schaltübe 

spannungen bei modernen Schaltern normal in diesem Bereic 
liegen. Nach Reihe $ kann auch dann isoliert werden, wen 
geeignete Überspannungsableiter in genügender Zahl eingd 
baut werden. Auf die günstigste Einbaustelle muß besonde 

geachtet werden, da der Schutzbereich aller Überspannung 

ableiter örtlich begrenzt ist. 


Es bestehen also mehrere Möglichkeiten, um je nach de 
Netzverhältnissen diejenige Isolation N oder S auszuwähler 
die den Gegebenheiten entspricht. Über die richtige Auswah 
werden in den beiden genannten VDE-Vorschriften Aussage! 
gemacht. Als Trennlinie gelten die herabgesetzten unteren Stof‘ 
pegel der Reihe S, wie im Bild 6 angegeben. Die Praxis wir 
wahrscheinlich ergeben, daß in vielen Mittelspannungsnetze 
die kleinen Abstände der Reihen S genügen. 4 


Die beiden Reihen N und S sind nicht völlig neu. VDE 011 
brachte schon im August 1953 eine Fußnote zur Tafel 3, w 
nach „für Innenanlagenmit Reihenspannungen von20...110k‘ 
vorläufig die Stehstoßspannung des unteren Isolationspege 
bis auf den Schutzpegel der Ventilableiter herabgesetzt werde 
darf‘ (Bild 6). In der neuen Ausgabe 1958 wurde diese Fußnot: 
für Anlagen von 20 kV aufwärts geändert, bei denen sicherg 
stellt ist, daß Überspannungen den Wert des verminderte 
Stoßpegels nicht überschreiten. Somit war schon seit Jahre 
die Möglichkeit gegeben, Anlagen bei bestimmten Voraus 
setzungen schwächer zu isolieren. Die Reihen N und S nenne 
jetzt anstelle des alten Inhalts der Fußnoten exakte Zahlenwert 


Wie werden sich Schaltanlagenbau und Gerätekonstruktio 
auf diese Verhältnisse einstellen? Die Abstände blanker Leit 
gegen Erde sind weitgehend durch die Abmessungen der Stüt 
isolatoren bedingt. Bild 7 zeigt als Beispiel für Reihe 
nebeneinander die alten und die neuen Mindestmaße sowie di 
alten und die neuen Stützisolatoren. Die linke Darstellung m 
den alten außengekitteten Stützern läßt vermuten, daß die Meh: 
zahl der in den letzten Jahrzehnten gebauten Anlagen mei- 
wesentlich größere Abstände gegen Erde aufweisen, als d« 
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Bild 7. Vergleich der alten und der neuen Abstände und Stütz 
der Reihe 20 


VDE vorschrieb. Der neue, rechts dargestellte Stützer nac 
DIN 48133 hält nun weder das neue Maß der Reihe N voll ei 
noch gestattet er, die kleineren Maße der Reihe S restlos ausz 
schöpfen. Das für diesen Stützer vor Verabschiedung der en 
sprechenden VDE-Vorschriften festgelegte Höhenmaß vo 
210 mm beruht auf einem Kompromiß, um den Stützer sowo 
für die Reihe N als für die Reihe S benutzen zu können. 


Nun zu Bild 8: Die Bilder 8.1 und 8.2 zeigen die übliche A 
ordnung von Flachschienen auf Stützisolatoren mit Leitungs 
trägern. Bei diesen beiden Bildern werden die geforderte 
Mindestabstände nach Reihe N mit 215 mm mit Toleranz reic 
lich eingehalten. Bei der Flachverlegung von Schienen direl 
auf den Stützer nach Bild 8.3 fehlen 5 mm. Bild 8.4 zeigt, da 
bei geradem Anlaschen einer weiteren Schiene sogar rd. 16m 
zwischen Schraubenkopf und Erde fehlen, daß man also die 
Verlegungsart gut für die Reihe 20 S benutzen kann. Für Rei 
20 N müssen jedoch Leitungsträger oder Distanzstücke ve 
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B ld 8. Flachschienenverlegung in Schaltanlagen Reihe 20 mit 
Stützern nach DIN 48133 


:ndet werden, oder die Schiene ist zu kröpfen. Bei sinnvollem 
Einbau der Stützer kann man somit mit dem gleichen Stützer 
die Reihen N und S auskommen. Die Praxis wird zeigen, ob 
sich auf die Dauer mit je einer Stützerreihe A,B, C für die 
Spannungsreihen 10, 20, 30 begnügen will oder ob nachträglich 

interschiedliche Stützerhöhen für N und S genormt werden 


Die Stützer mit den neuen Abmessungen können in beliebiger 
erer Form mit oder ohneRillen, z.B.in Porzellan, Steatit oder 
Gießharz, hergestellt werden (Bild 9). Es ist auch ohne wei- 
teres möglich, durch anderweitige konstruktive Maßnahmen 
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ild 9. Stützer R 10, Abwandlungen der Oberfläche und des 
Werkstoffs 


liedriger zu bauen, z.B. durch Verwendung von Gießharz- 
Durchführungsplatten anstelle von Durchführungs-Isolatoren 
ild 10). Bei derartigen Platten kann die Forderung nach 
krechten Kriechstrecken durch die Anordnung geeigneter 
Wülste ohne weiteres eingehalten werden. 


Die Tendenz, klein zu bauen, ist besonders in gekapselten 
Anlagen stark ausgeprägt. Hier wird man auf jeden Fall bei 
ihe 10 zu den kleineren Werten der Reihe S übergehen, han- 
lt es sich doch hier in den meisten Fällen um zusammenhän- 
gende öffentliche oder industrielle Kabelnetze, in denen atmo- 
sphärische Überspannungen nicht auftreten können. Anderer- 
seits wird in größeren Freiluft-Höchstspannungsanlagen kaum 
uf die kleineren Abmessungen übergegangen werden, zumal 
teiluftschaltgeräte nur voll isoliert nach Reihe N gebaut wer- 


h 


len sollen. 


Bild 10. Durchführungsplatte für R 10 (Gießharz) 
Vergleich mit bisher üblichem Durchführungsisolator 


4 
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Die zuständigen VDE- und FNE-Kommissionen haben sich 
bemüht, Wege für einen Anlagenbau mit kleinen Abmessungen 
überall dort freizumachen, wo die zu erwartenden Überspan- 
nungen dies zulassen. Wir werden uns mit Überspannungsfra- 
gen im Schaltanlagenbau mehr zu beschäftigen haben als früher. 
Die Frage wird oft auftauchen, ob es billiger ist, vollnach N zu 
isolieren oder nach S zu isolieren und Überspannungsableiter 
einzubauen. Eine allgemeine Antwort kann hier nicht gegeben 
werden, da die Ausgangsbedingungen zu verschieden sind. 
Wie sich diese Frage bei Geräten für Innenanlagen auf die Dauer 
einspielen wird, ist noch nicht abzusehen. Die Verkleinerung 
der Abmessungen eines Leistungsschalters, z.B. der Reihe 105 
gegenüber 10 N, bringt in den meisten Fällen für die Abmes- 
sungen der Schaltanlage keine entscheidenden Einsparungen. 
Nehmen wir als Beispiel eine offene Zelle der Reihe 10. Die 
Hauptabmessungen sind durch die Geräte und ihre Polabstände 
gegeben, so daß die Mindestabstände gegen Erde nur eine 
untergeordnete Rolle spielen. Die Abmessungen der Schaltan- 
lage gehen daher nicht einfach im Verhältnis N: S,d.h.115:90, 
also um 22 v.H. zurück. Die mögliche Verkleinerung wird 
— gleiche Schaltgeräte und Wandler sowie neuartige Stützer 
vorausgesetzt — etwa bei der Hälfte liegen oder darunter und 
damit wirtschaftlich interessant sein, ohne doch die Revisions- 
möglichkeit und Zugänglichkeit der Geräte im Ernst zu ver- 
schlechtern. 


Tafel 2. Derzeitiger Stand der Anwendungsmöglichkeiten der 
Reihen N und S 


herab- 


Unterer Stoßpegel gesetzt 


Die vorstehenden Ausführungen beziehen sich in erster Linie 
auf die Reihen 10 bis 30, gelten aber sinngemäß auch für die 


höheren Spannungsreihen. Tafel 2 zeigt zusammenfassend 


den derzeitigen Stand der Anwendungsmöglichkeiten der Rei- 
hen N und S. 


Diskussion 


Fl. Baatz, Stuttgart: 
Darf ich zunächst etwas zur historischen Entwicklung der 


593 


Bezeichnungen N und S sagen. Ich hatte mit der Kommission. 


0675 „Überspannungsschutz‘‘ den Auftrag bekommen, die 
Leitsätze für den Überspannungsschutz neu zu bearbeiten. Im 
Laufe dieser Bearbeitung stellte sich heraus, daß die Entwick- 
lung der Ventilableiter erhebliche Fortschritte gemacht hatte, 
so daß wir dazu kamen, eine zweite Reihe von Ventilableitern 
mit herabgesetzter Begrenzungsspannung, d.h. mit verminder- 
ter Restspannung und auch Ansprechspannung einzuführen. 
Bei der sich dabei ergebenden Frage, wie diese beiden Reihen 
bezeichnet werden sollten, wurden die Buchstaben N und S ge- 


wählt. Zunächst sagte man Normalreihe und Sonderreihe, sah » 


aber später in dieser Art der Benennung Schwierigkeiten hin- 
sichtlich möglicher Folgerungen und beließ es bei den Buchsta- 


ben N und S.In den neuen Leitsätzen VDE 0111, die auf die 
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Leitsätze VDE 0675 Bezug nehmen, hat man diese beiden 
Buchstaben N und S einfach übernommen. 


Zur Frage der Reihe S hat Herr Fleck bereits ausgeführt, daß 
die bisherigen Leitsätze 0111 eine Sternchenreihe haben, die be- 
sagt, daß der Stoßpegel in Innenraumanlagen bis auf den 
Schutzpegel abgesenkt werden kann. Mit der Verminderung 
des Schutzpegels durch den Bau neuer Ventilableiter trat die 
Frage auf, ob dieses überhaupt noch zulässig ist. Liegt der Stoß- 
pegel dann nicht zu niedrig, so daß man damit Anlagen nicht 
mehr betreiben kann? Vom Ausschuß VDE 0675, insbesondere 
von meiner Seite aus wurde der Wunsch geäußert, diese alte 
Fassung durch eine neue zu ersetzen und Werte festzulegen, die 
eine rechte Grundlage haben. Bei den Werten der Sternchen- 
reihe besteht keine logische Beziehung zwischen diesen vermin- 
derten Stoßpegeln und dem Schutzpegel. Zahlreiche Mittel- 
spannungsanlagen sind schon bisher nach der alten Sternchen- 
reihe gebaut worden. Die neue Reihe S stellt somit für Mittel- 
spannungen nichts Neues dar sondern legalisiert eine bisherige 
Praxis, die schon früher bestanden hat. 


Noch einige Bemerkungen zur Frage der Anwendung der 
Reihe S auf Freiluftanlagen: Es ist vorgesehen, die Reihe S 
auch für Freiluftanlagen, die Gewittereinflüssen ausgesetzt 
sind, vorzusehen, wenn ein entsprechender Überspannungs- 
schutz vorhanden ist, d.h., wenn also durch die Überspannungs- 
schutzgeräte der Schutzpegel entsprechend abgesenkt wird. 
Praktisch wird sich dieses meiner Ansicht nach bei Freiluftan- 
lagen kaum machen lassen, da hier die Frage der Verschmut- 
zung der Oberfläche der Isolation eine erhebliche Rolle spielt 
und diese Verschmutzung eine gewisse Länge des Oberflächen- 
kriechweges bedingt. 


Aus diesem Grunde wird, wie ich glaube und wie es auch Herr 
Fleck bereits sagte, für Freiluftanlagen die Reihe N bleiben, 
während die Reihe S Aussicht hat, für Innenraumanlagen und 
in Anlagen, in denen keine Verschmutzung vorliegt, angewen- 
det zu werden. In den USA wendet man solche getingere Isola- 
tion teilweise bei Transformatoren in Verbindung mit entspre- 
chend bemessenen Ventilableitern an. 


Fr. Parschalk, Mannheim: 


Die Ausführungen von Herrn Fleck waren sehr klar und ob- 
jektiv; das ist uns wohl allen sehr bewußt geworden. Ich möchte 
nun zu der Frage, ob die Schaltgeräte weiterhin nur nach der 
Normalreihe N mit der etwas reichlicheren Normalisolation 
gebaut werden sollen oder ob wir uns entschließen sollen, noch 
eine zweite Sonderreihe S mit geringerer Isolation zu bauen, 

einige Überlegungen hinzufügen. 


Was ist der Sinn unserer ganzen Norm? Wir wollen für unsere 
Anlagen höchstmögliche Betriebssicherheit bei möglichst klei- 
nem Raumbedarf, und wir wollen nach Möglichkeit eine wirt- 
schaftliche Anlage, d.h. kleinstmögliche Kosten. Es ist sehr 
schwierig abzuwägen, wo die Grenze zwischen der sicheren 
Anlage einerseits und der wirtschaftlichen Anlage andererseits 
gezogen werden soll. Wie Dr. Baatz schon sagte, müssen wir in 
Freiluftanlagen mit einer gewissen Verschmutzung der Isolato- 
ten rechnen. Die Folgen davon kennen wir aus den letzten Er- 
fahrungen anläßlich der umfangreichen Nebelstörungen im 
Frühjahr 1959 nur zu gut. Bezüglich der Innenraumanlagen gibt 
es EVU-Anlagen, die wirklich jederzeit „‚,hochpoliert‘“ dastehen. 
Es gibt aber auch Anlagen in Industriebetrieben und Kraft- 
werken, die bei bestem Bemühen um Sauberhaltung doch eine 
gewisse Verschmutzung mit sich bringen; wenn noch Feuchtig- 


sg 


N 


ai 


keit hinzukommt, so sinkt der Isolationspegel der Isolatorer 
Nun liegt der untere Stoßpegel der Sonderreihe S grob geschätz 
mindestens 10 v.H. tiefer als jener der Normalteihe N, und di 
Kostenminderung, die bei den Geräten erzielt werden kann 
wenn sie nach der Sonderreihe S gebaut würden, beträgt 0 bi 
2v.H., vielleicht noch 3 v.H. Bei dieser kleinen Ersparnis dürft 
der erfahrene Praktiker wohl nicht bereit sein, die Sicherheit ur 
mehr als 10 v.H. zu vermindern. Diese Überlegung sollte b 
rücksichtigt werden, wenn man im Rahmen der VDE-Entwü 
fe nach der Meinung über Schaltgeräte der Sonderreihe S gefra 
wird. Ä 


A. Hoppner, Mannheim: 


In den deutschen Fachverbänden werden die Bemühunge: 
immer mehr spürbar, auf der Grundlage der IEC-Festlegungei 
zu einer einheitlichen Technik zu kommen und sich der Praxi 
unserer Kollegen im Ausland anzupassen. Dies gilt nicht nu! 
für die Arbeit der VDE-Kommissionen (bei der letzten Dele 
giertenversammlung des VDE in Frankfurt wurde wiederun 
darauf hingewiesen), sondern auch für die Arbeit in den Fachl 
normenausschüssen. Man will sich bei uns immer mehr an di 
IEC anlehnen. Wir haben auch aus den Ausführungen voi 
Herrn Poyart aus Frankreich gehört, daß dort ebenfalls Anl 
strengungen unternommen werden, um zu einer einheitliches 
Technik zu kommen. 


Herr Fleck hat in seinem Vortrag erwähnt, daß die teilweis 
Heraufsetzung der Prüfspannungen für Hochspannungsgerät 
in VDE 0111 nur ihre Ursache in der Angleichung der VDE-Be 
stimmungen an die IEC-Festlegungen hat, und daß man deshall 
die zugehörigen Abstände in Hochspannungsanlagen auch i 
VDE 0101 vergrößern mußte. 


Betrachtet man nun die Herstellung der Schaltgeräte unte 
fertigungstechnischen Gesichtspunkten, so wird man ohn! 
weiteres zu der Entscheidung kommen, daß es unzweckmäßi! 
wäre, für eine Spannungsreihe zwei verschiedene Gerätetype:i 
zu bauen, sondern daß es vielmehr wirtschaftlicher ist, nur ein 
Ausführung und zwar die, die den höheren Prüfspannunge: 
gewachsen ist, zu fertigen, weil nur so mit größeren, für di 
Serienfertigung interessanten Stückzahlen zu rechnen ist, di 
außerdem auch den IEC-Festlegungen entsprechen. 


Obwohl in den bisherigen VDE-Bestimmungen zum Te 
kleinere Prüfspannungswerte und damit kleinere Abstände vor 
geschrieben waren, haben sich die hiernach gebauten Anlage 
im Betrieb gut bewährt. Trotzdem bleibt die Notwendigkei‘ 
im Gerätebau auf die internationalen Abmachungen Rücksich 
zu nehmen. 


Dem Anlagenbauer bleibt auch in Zukunft nach wie vor eini 
gewisse Freiheit in der Wahl der Abstände. Es ist durchauj 
möglich, unter Verwendung von Schaltgeräten, die nach del 
N-Reihe gefertigt sind, Anlagen sowohl nach der N- als’ auci 
nach der S-Reihe mit den dafür festgelegten Abständen z! 
bauen. Von dieser Möglichkeit wird man sicherlich bei unl 
auch ausgiebig Gebrauch machen. j 


Eine Ausnahme machen blechgekapselte Anlagen, die fabrik! 
mäßig hergestellt werden und bei denen meist die vermindert! 
Prüfspannung in Frage kommt. 


Abschließend möchte ich nochmals ausdrücklich betoner 
daß die Hersteller der Hochspannungsappatate sich darauf ba 
schränken sollten, nur Geräte nach Reihe N zu bauen, die dan! 
auch überall eingesetzt werden können. 2 
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Distanzschutz für Höchstspannungsleitungen mit gegenseitiger 
Schaltermitnahme über leitungsgerichtete Trägerfrequenz- 


verbindungen 


‚Von H. Stimmer, Wien*) 


DK 621.316.925.45.027.8:621.315.052.63 


Die bei Erdkurzschlüssen in geerdeten Netzen auftretenden großen Erdströme und dadurch bewirkten 
Gefährdungsspannungen erfordern eine möglichst rasche Abschaltung solcher Fehler. Hierfür sind 


TfH-Steuerverbindungen zwischen den Distanzrelais an beiden Leitungsenden notwendig. Um festzu- 


Aufsatz behandelt. 


Die öffentlichen EVU haben die Verpflichtung, ihre Ab- 
nehmer möglichst ungestört mit elektrischer Energie vorge- 
schriebener Spannung und Frequenz zu versorgen. Eine auch 
nur kurzzeitige Unterbrechung der Versorgung hat meist sehr 
unangenehme und weitreichende Folgen. Die reibungslose Ver- 
sorgung der Abnehmer wird in erster Linie durch Kurzschlüsse 
im Netz gefährdet. Solche Kurzschlüsse können in den Hoch- 
spannungs-, den Mittelspannungs- und Verteilnetzen auftreten. 
Dabei haben die Fehler in Hochspannungsnetzen besonders 
weitgehende Folgen und schwerwiegende Auswirkungen. Ab- 
gesehen von den Schäden, die an wertvollen Anlageteilen wie 
Generatoren, Transformatoren und Leitungen entstehen kön- 
nen, kommt es bei einem Kurzschluß zu einem Spannungszu- 
sammenbruch, der den Synchronismus stört und zum. Ausein- 
anderfallen des Netzes oder sogar zum Netzzusammenbruch 
führen kann. Außerdem unterbleibt während der Dauer des 
Fehlers die Versorgung der Verbraucher. 


Um die Folgen eines Kurzschlusses im Hochspannungsnetz 
möglichst klein zu halten, muß ein solcher Fehler so rasch wie 
möglich abgeschaltet werden, so daß die normalen Betriebs- 
verhältnisse möglichst bald wiederkehren. Die Abschaltung 
muß aber nicht nur rasch, sondern auch selektiv erfolgen; d.h., 
es darf nur der fehlerhafte Anlageteil abgeschaltet werden, 
während alle übrigen Netzteile weiter in Betrieb bleiben sollen. 
In den letzten Jahren ist noch ein weiterer Grund dazuge- 
kommen, der zur raschen Abschaltung von Fehlern in Hoch- 
spannungsnetzen zwingt. Bekanntlich ist es bei Hochspannungs- 
netzen mit Spannungen über 110 kV aus verschiedenen Gründen 
notwendig, den Netzsternpunkt starr zu erden. Kommt es in 
einem solchen Netz zu einem Überschlag einer Phase gegen 
Erde, also zu einem Erdkurzschluß, so fließen im Erdreich sehr 
große Ströme, besonders in der Nähe der Fehlerstelle. Diese 
Ströme induzieren in parallellaufenden Fernmeldeleitungen der 
Post und Bahn Spannungen, die so groß werden können, daß 
das Bedienungspersonal der zugehörigen Feromeldeeiheichäin- 
gen gefährdet ist. Außerdem treten im Erdreich besonders in 
der Nähe der Fehlerstelle Berührungs- und Schrittspannungen 
auf, die ebenfalls gefährlich sind. Man faßt diese Spannungen 
unter dem Begriff „Gefährdungsspannungen‘“ zusammen. Mit 
Rücksicht auf die Bedeutung dieser Gefährdungsspannungen 
hat man umfangreiche Versuche durchgeführt um festzustellen, 
welche Wirkung sie auf den menschlichen Körper haben. Da- 
bei zeigte sich, daß nicht nur die Höhe der Spannung, sondern 
auch ihre Einwirkungsdauer maßgebend ist. Je größer die Span- 
nung ist, desto kürzer ist die zulässige Einwirkungsdauer. Bei 
unseren stark vermaschten und leistungsstarken Hochspan- 
nungsnetzen treten nun bei Erdkurzschlüssen in den meisten 
Fällen so hohe Gefährdungsspannungen auf, daß diese nur ganz 
kurze Zeit vom menschlichen Körper ertragen werden können, 
;0 daß solche Fehler so rasch wie möglich, d.h. nach höchstens 
:twa 0,2 s abgeschaltet sein müssen. 


*) Vorgetragen auf der Jahresversammlung der VDEW in Mann- 
1eim am 10. Mai 1960. — Dip.-Ing. H. Stimmer ist Mitarbeiter der 
Österreichische Elektrizitäts-Aktiengesellschaft, Hauptverwaltung 
Wien, Betriebsabteilung, Referat Netzbetrieb, Schutz und Regelung. 


stellen, wie sich Störsender verschiedener Art auf die Betriebssicherheit einer solchen Übertragung aus- 
wirken, wurden im österreichischen 220-kV-Netz ausgedehnte Versuche durchgeführt. Die dabei ver- 
wendeten Einrichtungen, die Durchführung der Versuche und deren Ergebnisse werden in diesem 


Welche Folgen hat nun diese Forderung nach raschester 
Fehlerabschaltung für die Schutzeinrichtungen in Hochspan- 
nungsnetzen? 


Bekanntlich werden Hochspannunsgsleitungen in Mitteleuro- 
pa und auch in den meisten übrigen europäischen Ländern mit 
Distanzschutzeinrichtungen geschützt. Diese messen bei Auf- 
treten eines Fehlers die Entfernung bis zur Fehlerstelle. Liegt 
der Fehler noch vor der nächsten Station, also in Bild 1 zwi- 
schen A und B, so wird das Relais in A mit Schnellzeit auslösen; 
der zugehörige Leistungsschalter hat dann den Kurzschluß- , 
strom nach 0,15 bis 0,2 s unterbrochen. Liegt der Fehler hin- 
gegen jenseits der nächsten Station, also zwischen B und C, so 
löst A nicht sofort aus, sondern die Auslösung erfolgt mit 
Schnellzeit in B. Nur dann, wenn diese Auslösung aus irgend- 
einem Grunde unterbleiben sollte, wird dann in A verzögert 
nach rd. 0,6 s ausgelöst. 


l 


A 2 E Z 
Fehler liegt zwischen A und B 
Bild 1. Staffelplan für Distanzrelais 


A 8 %, Z 
Fehler liegt zwischen B und C 
Bild 2. Staffelplan für Distanzrelais 


Mit Rücksicht auf die Toleranzen der Leitungsimpedanzen, 
insbesondere die Veränderlichkeit der ohmschen und Erdwider- 
stände sowie auf die unvermeidlichen Übersetzungsfehler der 
Strom- und Spannungswandler und schließlich auch die Meß- 
fehler der Distanzmeßglieder ist es allerdings nicht möglich, die 
Schnellzeitzone exakt bis zur nächsten Station einzustellen. Man 
legt daher den Sprung von der Schnellzeitauslösung auf die 
verzögerte Auslösung auf etwa 85 bis 90 v.H. der gesamten 
Leitungslänge, damit die Selektivität der einzelnen Relais ge- 
währleistet ist. Damit ergibt sich der bekannte Staffelplan nach 
Bild 2. 

Diese Einstellung bringt einen gewissen Nachteil mit sich: 
Liegt der Fehler z.B. zwischen A und B, aber ganz in der Nähe 
von B, so wird er zwar vom Relais in B in Schnellzeit abgeschal- 
tet;für das Relais in A liegt der Fehler aber nicht mehr in der 
Schnellzeitzone, so daß die Abschaltung in A erst mit 0,5 s er- 
folgt. Handelt es sich um ein starr geerdetes Netz, so ist da- 
durch die Forderung nach Abschaltzeiten von höchstens 0,2 s 
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nicht mehr erfüllt. Mit der üblichen Einstellung und Ausfüh- 
tung des Distanzschutzes kommt man daher in starr geerdeten 
Netzen im allgemeinen nicht mehr aus. Vielmehr muß erreicht 
werden, daß auch bei Fehlern an einem Leitungsende beide 
Leistungsschalter in Schnellzeit auslösen. 

Dazu müssen zusätzliche Maßnahmen ergriffen werden. Man 
kann z.B. den Distanzschutz durch einen Richtungsvergleichs- 
schutz an beiden Leitungsenden ergänzen. Zeigt die Richtung 
der Kurzschlußenergie an beiden Leitungsenden nach innen, so 
liegt der Fehler auf der Leitung, und beide Seiten lösen in 
Schnellzeit aus. Liegt der Fehler hingegen außerhalb der Lei- 
tung, so zeigt eines der Richtungstelais nach außen und sperrt 
damit die Schnellzeitauslösung. Auch eine gegenseitige Schal- 
'termitnahme ist möglich. Dabei bewirkt das Relais, das zuerst 

"auslöst, daß auch der LS in der Gegenstation öffnet. Eine dritte 
Möglichkeit besteht darin, daß das zuerst auslösende Relais 
gleichzeitig den Schnellzeitbereich des Relais in der Gegensta- 
a tion von 90 auf 120 v.H. umschaltet, so daß auch dieses die 
ganze Leitung mit Schnellzeit erfaßt. 
IR Alle drei erwähnten Möglichkeiten bewirken das gleiche, daß 
nämlich Fehler auf der gesamten Leitung von beiden Seiten mit 
Schnellzeit abgeschaltet werden. Allerdings sind für alle diese 
Ergänzungen zu den Schutzeinrichtungen Steuerverbindungen 
irgendwelcher Art zwischen den beiden Stationen erforderlich. 
Über diese Verbindungen werden entweder Stellungsangaben, 
wie beim Richtungsvergleichsschutz, oder Kommandos, wie 
bei der Schaltermitnahme oder der Bereichumschaltung, über- 
tragen. Im allgemeinen wird man sich hier aus technischen und 
wirtschaftlichen Gründen für Trägerfrequenzverbindungen über 
Hochspannungsleitungen entscheiden. Kabelverbindungensind 
bei größeren Längen schr aufwendig. Außerdem werden in 
diesen Kabelverbindungen bei Kutzschlüssen auf der Hoch- 
 spannungsseite ebenfalls Spannungen induziert, so daß gerade 
N dann, wenn man ihrer bedarf, die Gefahr von Störungen am 
größten ist. 

Für die TfH-Verbindungen hingegen sind meist die 
 hochspannungsseitig notwendigen Geräte wie Koppelkonden- 
satoren und Sperrdrosseln von der Telephonie her bereits vor- 
handen, so daß nur die niederspannungsseitigen Geräte anzu- 
schaffen sind. 

Es bestanden und bestehen allerdings Bedenken hinsichtlich 
der Betriebssicherheit einer solchen Übertragung. Beim Schalten 
von Leistungs- und Trennschaltern treten bekanntlich Licht- 
bögen auf, die als Hochfrequenzsender wirken. Besonders die 
‚Trennerlichtbögen senden infolge der langsamen Bewegung 
der Trennerarme ein breites und langdauerndes sowie energie- 
reiches Spektrum aus. Dieses Band hoher Frequenzen geht na- 
türlich auch über die Leitungen und wird von den TfH-Emp- 
fängern empfangen. Sind diese Störimpulse entsprechend be- 
schaffen, so können sie an der Empfangsstelle ein aus der Ge- 
genstation ankommendes Kommando vortäuschen und damit 
"  ungewollte Schalthandlungen und Fehlauslösungen bewirken. 


0° Man kann sich gegen diese Störbeeinflussungen aber verhält- 
nismäßig leicht schützen: Das Signal, das in einer Station emp- 
fangen wird, wird nicht sofort ausgewertet, sondern es wird vor- 
her abgefragt, ob eine Anregung der Schutzeinrichtungen vot- 
liegt. Bei betriebsmäßigen Schalthandlungen mit Trenn- oder 
Leistungsschaltern liegt aber im allgemeinen eine Schutz- 
anregung nicht vor, so daß allfällige Fehlsignale nicht zu einer 
ungewollten Auslösung führen können. 

N Nun gibt es allerdings auch eine zweite Art von Lichtbögen, 
die Störspektren aussenden, und zwar die Kurzschlußlicht- 
bögen. Diese sind gefährlicher, da in diesem Fall ja auch eine 
Anregung der Schutzeinrichtungen vorliegt und Störimpulse, 
die als Signal empfangen werden, tatsächlich eine Fehlauslösung 
zur Folge haben könnten. Außerdem besteht hier zumindest 
theoretisch die Gefahr, daß die Störimpulse ein tatsächliches 
Kommando so schwächen, daß dieses nicht mehr richtig emp- 
fangen wird und daß daher notwendige Auslösungen erst ver- 
zögert erfolgen. 

Über alle diese Verhältnisse lagen eigentlich weder aus- 
reichende Betriebserfahrungen noch Versuchsergebnisse vor, 
da man ja bis jetzt mit der normalen Auslegung und Einstellung 
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der Distanzrelais ausgekommen ist. Wir hatten natürlich Be 
denken, die Schutzeinrichtungen unseres 220-kV-Netzes ohn 
weiteres mit solchen 'TfH-Verbindungen auszurüsten und en 
schlossen uns daher, in unserem Netz eingehende Versuch! 
durchzuführen um festzustellen, wie sich die erwähnten Stör 
sender nun tatsächlich auf die TFH-Übertragung auswirken, 


Zu diesem Zweck bauten wir auf der 220-kV-Doppelleitun; 
zwischen den Umspannwerken Ybbsfeld bei Ybbs-Persenbeu; 
und Bisamberg bei Wien eine Einrichtung zur gegenseitigei 
Übertragung von Auslösekommandos über TfH-Verbindungei 
ein. Die Leitung ist rd. 115 km je System lang und an beideı 
Enden mit rasch arbeitenden modernen Distanzrelais ausgerül 
stet. Die Übertragung arbeitet nach dem Frequenz-Shift-Ver] 
fahren. Bei diesem wird im Normalbetrieb von jedem Leitungs! 
ende ein Ruhefrequenzsignal ausgesendet, das auf der Gegen| 
seite empfangen wird. Kommt es aus irgendwelchen Gründei 
zum Ausbleiben dieser Ruhefrequenz, so wird dies nach rd.1| 
gemeldet. Die Verbindung ist also dauernd überwacht und ent! 
spricht in dieser Hinsicht einer Ruhestromschaltung mit ihreı 
Vorteilen. Bei Abgabe eines Kommandos wird der Sender aı 
die Arbeitsfregquenz umgetastet, und diese bewirkt auf der Emp) 
fangsseite, daß der Schutz in der gewünschten Weise in Aktioı 
tritt. > 


Das Frequenz-Shift-Verfahren kombiniert also die Vorteil 
des Arbeits- und des Ruhestromsystems und ist daher auch gef 
gen Störungen verhältnismäßig unempfindlich, da für das A 
beiten der Empfangseinrichtung nicht nur eine Bedingung) 
sondern deren zwei zu erfüllen sind: Die Ruhefrequenz muil 
wegbleiben,und die Arbeitsfrequenz muß erscheinen. Wirdnu| 
eine dieser Bedingungen erfüllt, was bei einer Störung auftret 
kann, so tritt die Empfangseinrichtung noch nicht in Tätigkeit 


Die grundsätzliche Wirkungsweise der Einrichtung ist au} 
Bild 3 ersichtlich. Die Kennlinie der beidseitigen Distanzrelai 
ist so eingestellt, daß Fehler bis etwa 90 v.H. der Leitungsläng 
mit Schnellzeit erfaßt werden. Bei einem Fehler in der Nähe vo 
Bisamberg z.B. erfolgt in Bisamberg sofort die Auslösung. I; 
Ybbsfeld hingegen wird zwar angeregt, aber noch nicht ausge 
löst, da der Fehler ja außerhalb der Schnellzeitzone liegt. Il 
Bisamberg wird nun gleichzeitig mit dem Aus-Kommando a! 


rt 
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TfH- Sender 
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Bild 3. Distanzschutz mit gegenseitiger Schaltermitnahmd 
über TfH-Verbindungen für 220-kV-Doppelleitung Bisam 
berg-Ybbsfeld 


den eigenen Leistungsschalter auch ein Signal über die 'TfI 
Verbindung nach Ybbsfeld gegeben. Bei Empfang dieses $i 
gnals in Ybbsfeld wird über die Anregekontakte, die voraus 
setzungsgemäß geschlossen sind, ein Auslöserelais erregt, da| 
den Schalter auslöst. Kommt es hingegen im störungsfreien Z 
stand z.B. durch Schalten eines Trennschalters zu einer Au 
sendung von Störimpulsen, die in einer Station fälschlich a 
Signal empfangen werden, so können sie nicht zur Auslösun, 
führen, da die Anregekontakte ja nicht geschlossen haben. 


Für die Übertragung selbst wurden sogenannte Strecken 
schutzgeräte eingesetzt, Einzweckgeräte, die eingerichtet sin 
für die gleichzeitige und unabhängige Übertragung von zwi 


alen in jeder Richtung, also für eine Doppelleitung geeig- 
Sie arbeiten mit einer Bandbreite von 2,5 kHz innerhalb 
E Bereichs von 35 bis 375 Hz. Die Signale selbst werden 
-h dem Frequenz-Shift-Verfahren übertragen, d.h., solange 
ne Schutzauslösung nicht erfolgt, wird die Ruhefrequenz ge- 
ndet. Löst ein Distanzrelais seinen Leistungsschalter aus, so 
d gleichzeitig der TfH-Sender im Streckenschutzgerät auf 
e Arbeitsfrequenz umgetastet, wobei der Frequenzhub 600 Hz 
trägt. Zu diesem Zweck sind für jedes Leitungsende zwei 
ochfrequenz-Generatoren vorhanden, die dauernd ärbeiten 
ad deren Frequenzen einen Abstand von 600 Hz haben. Beide 
eneratoren werden dauernd überwacht, so daß auch im Ruhe- 
ustand die Betriebsbereitschaft für die Aussendung der Ar- 
eitsfrequenz kontrolliert wird. Die Sendeleistung der Geräte 
rägt 10 W für jeden Kanal. 
uf der Empfangsseite wird die empfangene Frequenz in 
yei Stufen in die Niederfrequenzlage umgesetzt und einem 
Telegraphen- Hilfsrelais zugeführt. Wird die Ruhefrequenz emp- 
agen, so liegt der Kontakt dieses Relais auf einer Seite an und 
irkungslos. Trifft hingegen die Arbeitsfrequenz ein, weilauf 
t Sendeseite ein Signal abgegeben wurde, so schlägt der Kon- 
t des Empfangsrelais um und gibt ein Kommando an die 
eher; das in der beschriebenen Weise ausge- 


iese Streckenschutzgeräte werden an die Hochspannungs- 
itung in Zwischensystem-Ankopplung angeschlossen. Dabei 
verden. beide Systeme für die roPrIenE ee und 


nes der baden Den vollkommen untetbrochen 
Selbst bei einem Fehler, der sich über beide Systeme der 
Doppelleitung erstreckt, werden Signale noch richtig über- 
agen, sofern es nicht zu einer vollkommenen Unterbrechung 
Leitung kommt. 

Die Ankopplung selbst erfolgt in der üblichen Weise über 
<opplungskondensatoren und Koppelfilter. Hinter den Kopp- 
gskondensatoren sind Grobspannungsableiter eingebaut, 
undam Ausgang des Koppelfilters befinden sich Gasentladungs- 
ibleiter mit 230 V Ansprechspannung. Diese Ableiter haben die 
\ufgabe, Störimpulse zu unterdrücken, worauf später noch 
ingegangen wird. 

_ Die Laufzeit der Übertragung wurde mit 12,5 ms gemessen. 
iter Laufzeit wird hier die Zeit verstanden, die zwischen dem 
ießen des Auslösekontakts im Distanzrelais auf der Sende- 
ite und dem Schließen des Kontakts des Empfangsrelais auf 
er Empfangsseite verstreicht. Der Zeitunterschied zwischen 
er Abgabe der Auslösekommandos an den Leistungsschalter 
if der Sende- und auf der Empfangsseite beträgt ah da auf 
er Empfangsseite außerdem noch ein rasch arheitendes Aus- 
sehilfsrelais betätigt werden muß, etwa 20 bis 30 ms. 


Mit dieser beschriebenen Einrichtung wurden nun eingehen- 
© Versuche durchgeführt, die sich in zwei Gruppen gliedern 
sen: Erstens Versuche mit betriebsmäßigen Schaltungen von 
nnern und Leistungsschaltern, und zweitens Kurzschluß- 
ersuche. 


Die erste Versuchsgruppe diente dazu festzustellen, wie sich 
von Trenn-undLeistungsschalter-Lichtbögen ausgesendeten 
>rimpulse auf die Übertragung auswirken. Wenn es auch, wie 
on erwähnt, möglich ist, durch Abfrage der Anregung 
lauslösungen durch diese Störimpulse zu unterbinden, so 
ar diese Frage doch von grundsätzlichem Interesse. Wir führ- 
n daher während des Betriebes in den beiden Umspannwerken 
amberg und Ybbsfeld, also an beiden Leitungsenden, zahl- 
he Trennerschaltungen durch, wobei die Kapazität und In- 
uktivität der geschalteten Anlageteile — meist Sammelschie- 
enabschnitte — innerhalb weiter Grenzen verändert wurden. 
1 ganz besonders schwierige Verhältnisse zu schaffen, wurde 
inigen Fällen die Öffnungsbewegung eines Trenners unter- 
chen, so daß der Lichtbogen etliche Sekunden stehen blieb. 
die Übertragung schließlich auch bei ganz besonders 
wierigen Arbeitsbedingungen zu beobachten, wurde der 
tzpegel, also die Sendeleistung, stark herabgesetzt, so daß 
Störimpulse gegenüber den Nutzsignalen viel stärker zur 


1. 

HERE & RN N RE 

Geltung kommen konnten. Schließlich führten wir ähnliche R 

Schalthandlungen auch in entfernteren Stationen durch, z.B. . 
Ernsthofen, St. Peter und Kaprun. R 

Auch der Einfluß des Schaltlichtbogens der Leistungsschal- AN 

ter wurde untersucht, indem in allen genannten Stationen ver-- 


schiedene Wirk- und Blindbelastungen zu- und abgeschaltet EN De 


wurden. = 
Wir führten insgesamt über 200 Versuche durch, die folgende a 
Ergebnisse brachten: Pink 


Es zeigte sich, daß Störimpulse aus entfernteren Stationenso 
geschwächt eintrafen, daß sie überhaupt nicht zur Wirkungka- 
men. Die Kapazitäten und Induktivitäten der dazwischenliegen- 
den Anlageteile dämpften die Störimpulse entsprechend stark. 
Als Störsender waren also nur die beiden benachbarten Statio- 
nen interessant. Und da konnte folgendes festgestellt werden: 
Bei der Betätigung von Trennschaltern entstehen verschieden a 
große Impulsstörungen hoher Amplitude, jedoch geringer 
Dauer. Die Amplitude dieser Störungen scheint hauptsächlich nit 
von der Kapazität der geschalteten Anlageteile abzuhängen. 
Diese Störspannungsspitzen, die auf der Hochspannungsseite 
die Größenordnung der Nennspannung erreichen können, wer- 
den durch die vorher erwähnten Grobspannungsableiter und 
die Koppelfilter auf 1000 bis 1500 V und durch die Gasentla- 
dungsableiter auf 230 V begrenzt, also etwa auf die Amplitude 
des Nutzpegels. Durch die Filter in den Streckenschutzgeräten 
wird die Amplitude der Störung infolge der kurzen Dauer der 
einzelnen Störimpulse gegenüber dem Nutzsignal so stark redu- 
ziert, daß sie sich nicht mehr störend auswirken kann. Bei den ni; 
Versuchen mit gesenktem Nutzpegel betrugen die Spitzen dr 
Störimpulse bereits hinter den Streckenschutzfilternnoch immer 
das Achtfache des Nutzpegels, und trotzdem kam es zu keinem 
Umschlagen des Empfangstelais. Y 


Bei der Betätigung von Leistungsschaltern kam es zwarauch 
zur Aussendung von Störimpulsen, doch blieben diese immer 
beträchtlich kleiner als jene bei Trennerschaltungen. 5 


SE 
Die Versuche zeigten also — und auf Grund der großen 
suchszahl kann man dies mit ziemlicher Sicherheit sagen —, daß ER 
Schaltlichtbögen insbesondere von Trennschaltern auch unter 
sehr ungünstigen Bedingungen die TfH-Übertragung nicht 
nachteilig beeinflussen können, Die Abfrage der Ne. stellt 
daher nur eine zusätzliche und nicht unbedingt notwendige \ 
Sicherheitsmaßnahme dar. Man wird aber auf sie nicht verzich- ; 


ten, da sie ja praktisch weder Geld noch Zeit kostet. Fi EN 


Soweit die erste Versuchsgruppe. Wie schon erwähnt, war 
die Auswirkung von Kurzschlußlichtbögen auf die TEH-Über- 
tragung besandersi interessant. Finerseitsx war wichtig zu wissen, Fi 
ob die Störimpulse des Kurzschlußlichtbogens abzueehe q 
Signale auslöschen können, was ja auf keinen Fall geschehen 
darf. Und zweitens mußten wir wissen, ob diese SER. auf ER 
der Empfangsseite echte Signale vortäuschen konnten; solche Kr 
Fälle würden nämlich zuF chlauslofungen führen, da der Schutz % 
ja angeregt hat. . 

Um diese Verhältnisse eindeutig zu klären, waren nun Ver- 
suche mit hochspannungsseitigen Lichtbogenkurzschlüssen un- 
vermeidlich. Um den Betrieb möglichst wenig zu gefährden, 
führten wir die Versuche in einem vom übrigen Netz voll- 
kommen getrennten Teilnetz durch. Die Schaltung ist aus 
Bild 4 ersichtlich. Ein Generator des Kraftwerks Ybbs- a 
Persenbeug arbeitete über seinen Blocktransformator mit ge- 


UW Bisamberg N I 


UW. Ybbsfeld 


KW. Ybbs-Persenbeug 


Bild 4. Schaltzustand für Kurzschlußversuche auf der 220-kV- 
Doppelleitung Bisamberg-Ybbstfeld 


erdetem Sternpunkt und über eine kurze Verbindungsleitung 
aufdie Doppelleitung Ybbsfeld-Bisamberg. DieSammelschienen 
in beiden Stationen waren angeschlossen. Die Tatsache, daß als 
Stromquelle für die Versuche nur ein 45-MVA-Generator ein- 
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gesetzt war, wat für die Versuche ein Vorteil. Der Kurzschluß- 
strom erreichte nämlich nur knapp 500 A, so daß man den Kurz- 
schlußlichtbogen mit Recht als Schwachlastlichtbogen bezeich- 
nen kann. Bekanntlich sind aber Schwachlastlichtbögen be- 
deutend stärkere Hf-Sender als Starklastlichtbögen. 


In diesem Netzteil wurden nun an verschiedenen Stellen über 
einen Leistungsschalter einpolige Kutzschlüsse gegen Erde, 
und zwar in verschiedenen Phasen geschaltet. Der hinter dem 
Leistungsschalter befindliche Erdkurzschluß bestand aus einer 
dünnen Drahtlitze, die einen Isolator bis auf etwa 30 cm über- 
brückte. Diese 30 cm Luftisolation schlugen beim Einlegen des 
Leistungsschalters über und zündeten den Erdschluß. Wir bau- 
ten mit Absicht keinen satten Erdschluß ein, da nach verschie- 
denen Angaben im Fachschrifttum anzunehmen wat, daß ge- 
rade der Isolationsdurchschlag kritisch war. Das wurde durch 
. die Versuche übrigens auch bestätigt. Der Querschnitt der 

Drahtlitze war so bemessen, daß es zur Ausbildung eines 
stehenden Lichtbogens kam. 


Dutch die ganze Versuchsanordnung war also gewährleistet, 
daß wirklich kritische Arbeitsbedingungen für die Übertragung 
vorlagen. 


Im ersten Teil dieser Versuchsreihe wurden die Kurzschlüsse 
auf Leitung 208 in der Nähe von Bisamberg gezündet. Dabei 
"erfolgte richtig in Bisamberg sofortige direkte Auslösung und in 
Ybbsfeld Auslösung durch Mitnahme über die TFH-Verbindung. 
Die Mitnahme erfolgte auch dann einwandfrei, wenn der Fehler 
auf der für die Ankopplung verwendeten Phase lag. Auf Lei- 
tung 207 hingegen kam es in keinem einzigen Fall zu einer 
Auslösung, obwohl hier der Schutz angeregt hatte und allfällige 
Störimpulse zu einer Fehlauslösung hätten führen können. 


Im zweiten Teil wurden die Kurzschlüsse auf der Sammel- 
schiene in Bisamberg gezündet, und zwar ebenfalls in verschie- 
denen Phasen. In Bisamberg wurde hier richtigerweise nicht 
ausgelöst, in Ybbsfeld hingegen in der zweiten Stufe mit 0,5 s. 


Bei den Versuchen wurde folgendes beobachtet: Beim Zün- 
den des Lichtbogens, also beim Isolationsdurchschlag, traten 
Impulsstörungen von etwa der gleichen Amplitude auf wie bei 
Trennerschaltungen, aber von viel kürzerer Dauer, so daß sie 
nicht zur Wirkung kommen konnten. Die Störspannungen des 
gezündeten Lichtbogens betrugen hingegen nur Bruchteile der 
Nutzsignalspannung, so daß auch dadurch die Funktion der 
Schutzeinrichtungen nicht beeinträchtigt wurde. 


Wenn das Ergebnis der Versuche kurz zusammengefaßt wird, 


DR N so ergibt sich folgendes: 


SchalthandlungenmitLeistungs-undinsbesonderemit Trenn- 
schaltern bewirken verhältnismäßig starke Impulsstörungen, 
‚die sich auf die TfH-Übertragung jedoch nicht nachteilig aus- 


> wirken. Außerdem können allfällige ungünstige Auswirkungen 


mit Hilfe der Anregeabfrage beseitigt werden. Kurzschlußlicht- 
bögen wirken zwar ebenfalls als Störsender, jedoch wesentlich 
schwächer als Schaltlichtbögen, so daß auch sie keine ungün- 
stige Auswirkung auf die Übertragung haben: Es werden weder 
Fehlsignale empfangen, die zu Fehlauslösungen führen könnten, 
noch werden Nutzsignale unterdrückt, so daß notwendige Aus- 
lösungen verzögert oder überhaupt nicht erfolgen würden. 


Die Einrichtung, die für die Versuche verwendet wurde, ist 
seit nunmehr 1!/, Jahren in Betrieb. In dieser Zeit kam es zu 
Fehlern auf den Nachbarleitungen; auch auf einem der beiden 
Parallelsysteme trat ein Fehler auf. In allen Fällen lösten die 
zuständigen Relais richtig aus, während die anderen Relais 
zwar anregten, aber richtigerweise nicht auslösten. 


$ 
Wenn wir aus den beschriebenen Versuchen sowie den bis- 
herigen Betriebserfahrungen die Schlußfolgerungen ziehen, sc 
können wir wohl sagen, daß TfH-Verbindungen für die Über. 
tragung von Schutzsignalen wirklich betriebssicher ausgeführ: 
werden können.Wichtig ist allerdings, daß alleV oraussetzunger 
für das richtige Arbeiten der Einrichtungen gegeben sind: 


Anwendung des Frequenz-Shift-Verfahrens, Wahl der rich. 
tigen Trägerfrequenz und eines ausreichenden Frequenzhubes 


Einsatz moderner Sende- und Empfangsgeräte, die aufGrund 
ihrer Auslegung imstande sind, ankommende Störimpulse weit 
gehend zu Ant rdsicken. 


Einsatz zusätzlicher Maßnahmen zur Eliminierung von Stö 
rungen, wie Grobspannungs- und Gasentladungsableiter; lau 
fende Überwachung der Kanäle, Sicherstellung der Stromver 
sorgung u.a. 


Sind diese Bedingungen erfüllt, so kann eine solche 'TfH! 
Übertragung von Schutzsignalen als aureichend betriebssiche! 
angesehen werden. Sie stellt dann eine wertvolle Ergänzun; 
des vorhandenen Leitungsdistanzschutzes dar und ermöglic 
die Einhaltung kürzester Abschaltzeiten bei allen Fehlern. 


Diskussion 


W. Six, Frankfurt am Main: 


Der Vortragende hat erklärt, daß die einzelnen Sender un 
Empfänger des nach dem Frequenz-Shift-Verfahren arbeite 
den Trägerfrequenzgeräts überwacht werden. Das ist meine! 
Erachtens bei allen Sendern und Empfängern mit Ausnahme del 
auf die Arbeitsfrequenz ansprechenden Empfängers in der g 
steuerten Stelle der Fall. Wie wird dieser Empfänger übe 
wacht? i 


FH. Stimmer, Wien: 


Die Geräte haben einen gemeinsamen Empfänger für die .. 
beits- und die Ruhefrequenz, wobei allerdings für jede der be! 
den Frequenzen ein eigener Siebkreis und eine eigene Wicklun. 
am Empfangsrelais vorhanden sind. Mit Ausnahme dieser be: 
den für die Arbeitsfrequenz gesondert vorhandenen Element! 
wird also auch der Empfangskreis für die Arbeitsfrequenz dar 
ernd überwacht. 


E. Alsleben, München: 


Die Überwachung erfolgt direkt am Kontakt des Empil 
relais. Die Siebkreise für beide Frequenzen mit Gleichrichte 
liegen unmittelbar vor dem Relais; d.h., der gesamte Empfät‘ 
ger mit Ausnahme des Siebkteises für die Arbeitsfrequenz wit 
auf der Empfangsseite erfaßt. Auf der Sendeseite werden beid! 
Sender zusätzlich überwacht. Bei etwaigem Ausfall des Arbeitd 
stromsenders wird der Ruhestromsender durch die Überwd 
chung abgeschaltet. Damit wird — auch bei Ausfall des As 
beitsstromsenders — ein Alarm auf der Empfangsseite ausgd 
löst. | 


4 


Hl. Stimmer, Wien, antwortete auf eine weitere Frage eind: 
Teilnehmers, wie sich die Anlage bei Leitungsbruch verhält 
Es werden zwei Phasen für die Ankopplung verwendet, un! 
zwar bei einer Doppelleitung in jedem System eine Phasd 
Kommt es in einem der beiden Systeme zu einem Leitungsbruc: 
in einer oder mehreren Phasen, so bleibt die Verbindung im 
mer noch über das zweite System aufrechterhalten. Nur wenl 
eine Unterbrechung in allen sechs Leiterseilen der Doppelle! 
tung auftritt, ist die Verbindung in den meisten Fällen unte! 
brachen. | 
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ıuf Hochspannungsleitungen 


Non E. Alsleben, München*) 


ie neuere Entwicklung der Trägerfrequenztechnik 


DK 621.315.052.63:621.395.44 


nn Der Einsatz von Nachrichtenverbindungen für Fernsprechen, Fernwirken und Schutzsignalübertragung 


auf Hochspannungsleitungen hat zur Entwicklung einer Vielzahl von Geräten für diese Zwecke ge- 


führt. Unter Berücksichtigung der besonderen Leitungsverhältnisse werden die verschiedenen Über- 
tragungsverfahren miteinander verglichen. Die Arbeitsweise der Geräte wird kurz erläutert. 


er 


Die Elektrizitätsversorgungsunternehmungen brauchen für 
en Betrieb ihrer Kraftwerke und Schaltstationen sichere und 
‚derzeit betriebsbereite Nachrichtenverbindungen. Durch die 
Jochfrequenztechnik wurde es möglich, die Hochspannungslei- 
angen auch für dieNachrichtenübertragung auszunutzen. Sohat 
lan bereits 1920, bevor es einen öffentlichen Rundfunk gab, 
Tochfrequenzverbindungen auf Hochspannungsleitungen für 
ie „Elektrizitätswerks-“ oder „EW-Telephonie‘“ eingesetzt. 


Anfänglich wurde nur Sprache übertragen. Heute werden in 
unehmendem Maß auch Verbindungen für die Übertragung 
‘on Meßwerten und Fernsteuersignalen benutzt. Dazu kommen 
Terbindungen für den Netzschutz, mit denen man die Leistungs- 
chalter der Hochspannungsleitungen im Gefahrenfall auslöst. 
Jie Entwicklung der EW-Telephonie zur heutigen ‚‚Trägerfre- 
juenztechnik auf Hochspannungsleitungen“, der „TFH-Tech- 
ik“, wurde durch die wachsenden Anforderungen an die Tech- 
ik einerseits und die Eigenschaften der Hochspannungsleitun- 
en andererseits bestimmt. 

{ ; 


‚eitungseigenschaften 


Die Dämpfung von Hochspannungsleitungen ist wesentlich 
iedriger als die üblicher Nachrichtenleitungen [1] [2]. Ihre 
törspannungen sind aber wesentlich höher. Damit die Stör- 
pannungen die Güte der Übertragung nicht beeinträchtigen 
Önnen, muß man mit genügend hoher Sendeleistung arbeiten. 
)iese ist durch behördliche Bestimmungen auf 10 W be- 
chränkt. Auch aus technischen Gründen ist es unerwünscht, 
ie wesentlich höher zu treiben. Man ist deshalb bestrebt, die 
ur Verfügung stehende Sendeleistung durch Wahl geeigneter 
bertragungsverfahren so gut wie möglich auszunutzen und 
at daher von etwa 1939 ab neben den bis dahin ausschließlich 
erwendeten Zweiseitenbandgeräten Einseitenbandgeräte und 
euerdings auch Geräte mit Frequenzmodulation eingesetzt. 


Der Erscheinungsform nach unterscheidet man zwei Grup- 
en von Störspannungen auf den Hochspannungsleitungen: 
urzzeitig auftretende, impulsartige Störspannungen, die durch 
chaltvorgänge und atmosphärische Entladungen ausgelöst 
retden, und dauernd vorhandene Störspannungen, die durch 
intladungsvorgänge an Isolatoren und Leitungen entstehen 
nd Störgeräusche in Form von Rauschen oder Prasseln verur- 
achen können. Zur zweiten Gruppe gehören vor allem die 
\oronastörspannungen bei Leitungen für Spannungen über 
twa 100 kV. Der Rauschcharakter dieser Art von Störspannun- 
en ist durch die vielen, unabhängig voneinander auftretenden 
inzelentladungen entlang der Leitung bedingt. Das Auftreten 
er Entladungen hauptsächlich in den negativen Spannungs- 
laxima bedingt eine periodische Schwankung des Korona- 
tuschens mit der Netzfrequenz und deren Vielfachen, wobei 
regen der Verkopplung der drei Phasen in erster Linie die dritte 
)berwelle der Netzfrequenz feststellbar ist [3]. 


"Die Korona erzeugt ein Rauschspektrum mit gleichen Ampli- 
iden im gesamten Trägerfrequenzbereich bis etwa 1 MHz. 
Jartüber nehmen die Amplituden mit wachsender Frequenz all- 
ählich ab. 


%) Nach einem Vortrag, gehalten an der TH. Stuttgart am 13. No- 
ember 1958. — Dr.-Ing. E. Alsleben ist Mitarbeiter des Zentral- 
boratoriums der Siemens & Halske AG, München. 


“ 
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Einfluß von Störspannungen bei den verschiedenen Über- 
tragungsverfahren 


Bei der Wahl des Übertragungsverfahrens für länger dauernde 
Übertragungen, wie bei Sprache oder auch Fernmessen — im 
Gegensatz zu den sehr schnellen, kurzdauernden Signalüber- 
tragungen, z.B. für den Leitungsschutz —, müssen vorzugs- 
weise die dem Rauschen ähnlichen Störspannungen berücksich- 
tigt werden. Für einen Vergleich der Verfahren genügt es dabei, 
ein fortlaufendes Rauschspektrum vorauszusetzen, bei dem die 
in den Empfänger gelangende Störleistung proportional der 
Bandbreite Af ist und die Störspannung Us; im Nachrichten- 
kanal sich mit einer auf 1 Hz Bandbreite bezogenen Fremdspan- 
nung us, und der Bandbreite Af darstellen läßt als 

Us = Us VAR. 

Bei gleicher Nutz- und Störspannung ergeben sich je nach 
Übertragungsverfahren unterschiedliche Abstände von Nutz- 
zu Fremdpegel am Ausgang der Empfänger. 

An Hand von Bild 1 sollen zunächst die Modulationsarten 
und Übertragungsverfahren, Amplitudenmodulation mit Zwei- 
seitenband- und Einseitenbandübertragung und Frequenzmodu- 
lation, kurz beschrieben und dann hinsichtlich des Verhaltens 
bei Rauschstörspannungen miteinander verglichen werden. Das 
Bild zeigt den zeitlichen Verlauf der ausgesendeten HF-Schwin- 
gung im unmodulierten und im modulierten Zustand, das 
Amplitudenspektrum bei Modulation und die Zusammen- 
setzung der bei der Modulation entstehenden Seitenbandfre- 
quenzen mit dem Träger zur resultierenden Schwingung im 
Zeigerdiagramm. 


AM/ESB AM/ZSB FM 


Zeitlicher Verlauf der HF-Schwingungen 


Zeigerdiagramm 


Bild 1. Einseitenband-, Zweiseitenband- und Frequenzmodu- 
lation 


Bei Amplitudenmodulation ändert sich die Amplitude 
der HF-Schwingungen entsprechend dem Verlauf der Modula- 
tionsschwingung. Bei Modulation mit einer festen Frequenz 
entsteht ein Amplitudenspektrum mit je einer Seitenbandlinie 
im Abstand der Modulationsfrequenz zu beiden Seiten des 
Trägers. Im Zeigerdiagramm laufen beide Seitenbandzeiger im 
entgegengesetzten Sinn mit gleicher Umlaufgeschwindigkeit 
gegen den Trägerzeiger um, wobei die Summe beider infolge 
ihrer Phasenlage immer entweder in Richtung des Trägers oder 
entgegengesetzt liegt. Daraus ergibt sich die Amplitudenände- 
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rung des resultierenden Zeigers bzw. der resultierenden Schwin- 
gung. 

Beim Zweiseitenbandverfahren werden Träger und 
beide Seitenbänder übertragen, beim Einseitenbandverfah- 
ren nur ein Seitenband. Man verwendet dazu Modulations- 
schaltungen, an deren Ausgang der Träger nicht mehr erscheint. 
Durch Siebschaltungen wird das eine Seitenband ausgefiltert. 
Neben dem Seitenband wird dann noch ein definierter Träger- 
rest oder ein Pilotton übertragen, den man auf der Empfangs- 
seite zur Demodulation und zur Amplitudenregelung ausnutzt. 
Dieser ist aber im Prinzip nicht erforderlich. Im unmodulierten 
Zustand wird also, abgesehen vom Pilot, keine Hochfrequenz- 
schwingung ausgesendet, und bei Modulation mit einem einzel- 
nen Ton ist nur eine einzelne Schwingung vorhanden, deren 
Amplitude der Amplitude der Modulationsschwingung und 
deren Abstand von der (nicht mitübertragenen) Trägerfrequenz 


. der Frequenz der Modulationsschwingung proportional ist. 


Die Schwingungen sind gewissermaßen aus der Niederfre- 
quenzlage in die Hochfrequenzlage verschoben oder umgesetzt. 
Entsprechend hat man im Zeigerdiagramm bei Modulation mit 
einem einzelnen Ton nur einen Zeiger, dessen Größe und Um- 


 laufgeschwindigkeit sich mit Amplitude bzw. Frequenz der 
Modulationsschwingung ändern. 


Bei der Fregquenzmodulation wird eine Hochfrequenz- 
schwingung konstanter Amplitude ausgesendet, unabhängig 
von der Amplitude der Modulationsschwingung. Ihre Frequenz 
dagegen ändert sich proportional dem Momentanwert der Mo- 
dulationsschwingung. Die maximale Frequenzabweichung von 
der Trägerfrequenz — das ist der Frequenzhub der modulier- 


ten Schwingung — entspricht der Amplitude der Modulations- 


schwingung. Dieser zeitlichen Änderung der Hochfrequenz- 
schwingung entspricht ein Amplitudenspektrum, das ebenso 
wie bei der Zweiseitenbandmodulation zwei Seitenbänder auf- 


weist. Nur gehört hier zu einer Modulationsfrequenz fm eine 
Reihe von Serienbandschwingungen mit den Abständen fm; 
2 mes. 
_ und Modulationsfrequenz mit wachsender Ordnungszahl mehr 
oder weniger schnell abnehmen. Auch die Schwingung mit der 


von der Trägerfrequenz, die je nach Frequenzhub 


Trägerfrequenz ändert hier ihre Amplitude im Gegensatz zur 
 Zweiseitenbandmodulation. Maßgebend für die Amplituden- 


Yerhältnisse ist das Verhältnis von Frequenzhub H zu Modula- 


im ; ” - . * 
N I tionsfrequenz; das ist der sogenannte Modulationsindex 7= 


2 


' Im Bild sind die Seitenbandamplituden für 7 = 1 dargestellt, 


2 also z.B. für 2 kHz Hub bei einer Modulationsfrequenz von 
2 kHz. Das Zeigerdiagramm zeigt die unterschiedliche Phasen- 


lage der Seitenbandschwingungen bei Zweiseitenband- und 
Frequenzmodulation. Die beiden gegenläufigen Zeiger der Sei- 
tenbänder erster Ordnung, deren Summe bei der Amplituden- 


" modulation in Richtung des Trägers liegt, ergeben hier eine 


Komponente senkrecht zum Träger. Die Seitenbänder höherer 
Ordnung ergänzen den resultierenden Zeiger so, daß seine 
Spitze auf einem Kreisbogen um die Normallape pendelt, Die 
Amplitude bleibt also konstant. Im hier gewählten Beispiel ist 


das durch die Seitenbandfrequenzen zweiter Ordnung schon 
‚ recht gut erfüllt. 


Die Pendelung bedeutet eine Änderung der Phasenlage des 
Zeigers gegen seine Normallage. Der Phasenhub 9, d.h. die 
größte Abweichung der Trägerphase von der Normallage, ent- 


spricht dem Modulationsindx: BO=n= - Das errechnet 

m 
sich aus dem Zusammenhang zwischen Phase und Frequenz der 
modulierten Schwingung. Die momentane Frequenz entspricht 
dem Differentialquotienten der Phase nach der Zeit. Die Fre- 
quenzmodulation ist gleichzeitig eine Phasenmodulation und 
läßt sich, wenn nur mit einer Frequenz moduliert wird, von 
dieser nicht unterscheiden. 


Beim Vergleich der drei Übertragungsverfahren hinsichtlich 
ihrer Empfindlichkeit gegen Störungen wird üblicherweise von 
gleicher Sendeleistung ausgegangen, wobei als Sendeleistung 
bei Einseitenbandbetrieb die Seitenbandleistung bei Vollaus- 


Tafel 1. Vergleich von Amplitudenmodulation (Zweiseite 

band- und Einseitenbandverfahren) und Frequenzmodulatic 

hinsichtlich Fremdspannungen bei gegebenem Verhältnis v« 
Stör- zu Nutzspannung in der HF-Lage 


BSB ZB | FM 

1)*) ÜFr Ist v2 se | ya "se 

UN & U, (0) o Ho U, 
2) Prr = 2 fg 2 Sr 
Pn Be Nas) HSNE © 

Prr PFr ’ 
pn 1 3,25 | 

4)  Pv 1 10 Sc 


*) 1) Verhältnis Fremd- zu Nutzspannung in der NF-Lage, bezog 
auf 1 Hz Bandbreite . 3 


2) Verhältnis Fremd- zu Nutzleistung im NF-Bandvon | 
3) Wie 2) bezogen auf ESB; f; = 2,4 kHz, H, = 2 kHz, mo =t 
4) Verhältnis der erforderlichen Verstärker-Spitzenleistungen 
gleiches Verhältnis Prr: Pn 4 
8 
steuerung, bei Zweiseitenbandbetrieb und Frequenzmodulat| 
die Leistung des unmodulierten Trägers angesetzt wird. I 
Sendeleistung entspricht einebestimmte Empfangsspannung]} 3 
Ein Dein Verhältnis u„.:u, von Störspannung jeH 
quenzbandeinheit zu Empfangsspannung sei gegeben. Nach | 
Demodulation ergeben sich eine Fremdspannung ur- und & 
Netzspannung uy in der Nie Es interess 
deren Verhältnis ur.:un- f 


Bei Einseitenbandbetrieb wird die Störspannung genau s i 
die Niederfrequenzlage umgesetzt wie die Nutzspannung. | 
Verhältnis bleibt also erhalten. Bei Zweiseitenband- und bei 
quenzmodulation verdoppelt sich die Fremdleistung infolgeh 
zwei Seitenbänder; die Fremdspannung erhöht sich um 


Faktor Y2. Die Nutzspannung ist bei der ersteren im Ver} 


nis m:1 verringert, da nur die beiden Seitenbänder als N 
spannung wirksam sind, dagegen nicht der Träger. Bei der! 
quenzmodulation hängen Nutz- und Fremdspannung vomN 
bzw. Störfrequenzhub ab; letzterer istproportionaldem Absty 
der Störfrequenz von der Trägerfrequenz, d.h. proportional 
Frequenz in der Niederfrequenzlage. $ 


In Tafel sind in Zeile 1 die Verhältnisse von Fremdl 
Nutzspannung zusammengestellt; Bild 2 zeigt die sich e| 
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Bild 2. Verhältnis von Fremd- zu Nutzspannung im 
Band bei gleicher 'Trägerleistung für ZSB- und FM- |f 
Einseitenbandleistung für ESB — Übertragung 
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#117 vom. 


eitenbandbetrieb für die übliche Bemessung der Geräte. 
‚Bild zeigt den Gewinn bei FM, der frequenzabhängig ist 
d mit wachsendem Frequenzhub zunimmt. Bei TFH-Geräten 
itd mit Rücksicht auf die erforderliche HF-Bandbteite für 
Se ein Hub von 2 kHz angewendet [5], [6]. Zeile 2 

r Tafel zeigt die Verhältnisse von Fremd- zu Nutzleistung im 
NF-Band, Zeile 3 Zahlenwerte dieser Größen, bezogen auf den 
Wert bei Einseitenbandbetrieb. Einseitenband- und Frequenz- 
modulation sind bei der gegebenen Bemessung der Geräte etwa 
gleichwertig. Für ein Zweiseitenbandgerät würde für gleiches 
Nutz- zu Fremdspannungsverhältnis die 3,25fache Trägerlei- 
ung erforderlich sein, d.h., der Endverstärker des Zweiseiten- 
andgerätes müßte angenähett die zehnfache Spitzenleistung für 
räger und Seitenbänder zusammen liefern können. 


Bei der FM-Übertragung läßt sich besonders vorteilhaft die 
teemphasis anwenden, d.h. eine Voranhebung der Ampli- 
den für höhere Sprachfrequenzen, die im natürlichen Sprach- 
jektrum schwächer vorhanden sind als die tieferen. Bei der 
iederabsenkung im Empfänger werden dann die im Spektrum 
handenen Fremdspannungen größerer Amplitude bei höhe- 
Frequenz mit abgesenkt. Das bringt wegen des dreieck- 
igen Fremdspannungsspektrums (Bild 2) einen vergrößer- 
ten Gewinn an Fremdpegelabstand beim FM-Gerät. 


Ausnutzung des zur Verfügung stehenden Frequenzbands 


Für die TFH-Technik ist in Deutschland das Frequenzband 
on 15 kHz bis 375 kHz zugelassen und in ein 5-kHz-Raster 
geteilt. Wegen der Ankopplungsschaltungen kommt für 
here Spannungen praktisch nur der Bereich von etwa 35kHz 
in Frage. Das ergibt rd. 70 Rasterplätze, von denen noch ein 
eil wegen Störungen durch Rundfunk- und sonstige Nach- 
chtensender ausfällt. Nun können aber nicht alle verbleiben- 
40 bis etwa 50 Frequenzplätze auf jedem Leitungsabschnitt 
wendet werden, weil die einzelnen Abschnitte der Leitungen 
cht genügend gegeneinander gesperrt sind. Praktisch muß 
an mindestens zwei bis drei Leitungsabschnitte auslassen, bis 
an die gleiche Frequenz wieder verwenden kann. So kommt 
es, daß die Anzahl der zur Verfügung stehenden Frequenzplätze 
in den großen 110- und 220-kV-Netzen knapp ist [7]. Man setzt 
halb für diese Netze heute in erster Linie ESB-Geräte ein, 
mit einem halb so großen Frequenzband auskommen wie 
SB- und FM-Geräte. Die theoretische Bandbreite von FM- 
äten ist wegen der Seitenbänder höherer Ordnung noch 
Ber als die von ZSB-Geräten. Es hat sich aber gezeigt, daß 
i Begrenzung auf einen größten Frequenzhub von 2 kHz eine 
andbreite von 5 kHz für die Übertragung ausreicht, ohne daß 
nzulässig hohe Verzerrungen durch die Unterdrückung höhe- 
Seitenbänder auftreten. ZSB- und FM-Geräte werden des- 
halb hauptsächlich in Mittelspannungsnetzen eingesetzt, bei 


törpegel auftreten, so daß ZSB-Geräte mit der zulässigen 
Sendeleistung von 10 W oder FM-Geräte mit geringerer Lei- 
ung eingesetzt werden können. 


haltung der Geräte 


Bild 3 zeigt das Blockschaltbild eines Zweiseitenband- 
ätes. Auf der Sendeseite enthält es von links nach rechts 
Onfrequenzverstärker und Siebschaltung für die Begrenzung 
s Frequenzbandes auf 2,4 kHz, Hochfrequenzgenerator mit 
Modulator, Hochfrequenzverstärker und Hochfrequenzsieb- 
haltung für den Anschluß an das Koppelfilter, mit dem an die 
ung angekoppelt wird. Der Empfänger enthält entsprechen- 

> Baugruppen für die Aussiebung und für die Demodulation 
nd Verstärkung des Empfangssignals. Zu erwähnen ist der 
gelte Hochfrequenzverstärker, der die Ausgangsspannung 
Empfängers bei Schwankungen der Eingangsspannung im 
Verhältnis 1:1000 auf einen Sollwert mit Abweichungen kleiner 
als 10 v.H. einregelt. Erreicht wird das durch eine Brücken- 
Schaltung, in deren einem Zweig eine Röhre als gesteuerter 


Widerstand liegt. Gesteuert wird mit einer Gleichspannung 
aus dem Demodulator, also der gleichgerichteten Trägerspan- 
nung. 


Sender 


Empfänger 


Bild 3. Zweiseitenbandgerät 


Bild 4 zeigt das entsprechende Schaltbild für ein Gerät mit ee 


Frequenzmodulation. Es ist etwa die gleiche Zahl von Bau- 


gruppen erforderlich mit Aufgaben, die denen des Zweiseiten- 
bandgerätes entsprechen. Frequenzmodulatorund-demodulator 
8 1% q 
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Bild 4. Gerät mit Frequenzmodulation 


im Empfänger die wesentlich einfachere Amplitudenbegren- 


zung, die das Ausgangssignal praktisch konstant hält, solange 
das Eingangssignal über einem vorgegebenen Mindestwert 
liegt. Bild 5 zeigt ein solches Gerät. 

In Bild 6 ist der Mehraufwand für Einseitenbandgeräte 
schon an der größeren Anzahl von Baugruppen erkennbar. 
Die Geräte benutzen eine zweifache Modulation oder Frequenz- 


umsetzung. Aus der Niederfrequenzlage wird zunächst in eine 


Zwischenfrequenz umgesetzt und von dieser dann in die Hoch- 
frequenzlage. Die Rückumsetzung im Empfänger erfolgt ent- 
sprechend. Man ist zu dieser zweifachen Umsetzung gezwungen, 
weil es sonst in der Hochfrequenzlage nur schwer möglich wäre, 
die erforderliche Trennschärfe der Filter zur Aussiebung des un- 
erwünschten zweiten Seitenbandes zu erzielen. 


Die Umsetzung ist schematisch in Bild 7 dargestellt. Das 
Sprachfrequenzband ist in der üblichen Weise als ein flaches 
Dreieck auf einer Frequenzachse gezeichnet; sein spitzer Win- 
kelaufder Achse deutet den Beginn des übertragenen Frequenz- 
bandes bei tiefen Frequenzen, die senkrechte Seite das Ende bei 
hohen Frequenzen an. 
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sind etwas komplizierter als die entsprechenden Baugruppen bi 
der Amplitudenmodulation. Dafür tritt anstelle der Regelung 
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Bild 5. Fernsprechkleingerät mit Frequenzmodulation 


Die Modulation erfolgt mit sogenannten Ringmodulatoren; 
das sind Gleichrichterschaltungen in eo laing) denen 
an zwei Eingängen das umzusetzende Signal und der aus einem 
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Bild 6. Einseitenbandgerät 


Quarzgenerator gewonnene Träger zugeführt werden, und an 
deren Ausgang außer den beiden Seitenbändern nur noch ein 
geringer Trägerrest erscheint. Das Zwischenfrequenzfilter hat 
die Aufgabe, eines der beiden eng beieinanderliegenden Seiten- 


1) AM(ZSB)u.FM 
Sprachband 
RT, rt Win: 5, ae Tr 
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quenz gebildet werden. Die Aussiebung des zweiten Seitenbar 
des in der Hochfrequenzlage wird also durch die zweimalie 
Umsetzung erleichtert. Anschließend geht es dann über de 
Sendeverstärker mit Ausgangssiebschaltungund Ausgangsübe 
trager wie bei den anderen Geräten zum Koppelfilter. 


Die Rückumsetzung des Signals auf der Empfangsseite wir 
wie im Sender über die Zwischenfrequenzlage mit zwei Rind 
modulatoren vorgenommen. Der Ausgangspegel wird wiebeiı 
Zweiseitenbandgerät mit einer Regelbrücke im Hochfrequen: 
verstärker konstant gehalten. Zur Gewinnung der Regelspai 
nung dient ein Pilotton, der vom Sender her zusammen mit de 
Sprachband übertragen wird. 


Das Einseitenbandgerät arbeitet je nach Anforderung 
Bandabstand oder mit sogenanntem Band-an-Band-Betrieb hi 
beide Sprechrichtungen, sd für Sende- und Empfangsticl 
tung, d.h., die beiden 2,4 kHz breiten Sprachbänder für beid 
Sprechtichtungen sind nebeneinander in einem 5-kHz-Fr' 
quenzband untergebracht. Sende- und Empfangspegel könn 
einen Unterschied bis zu 7 Np aufweisen; die beiden Spannu 
gen können sich also wie 1:1000 verhalten. Mit der Eingang| 
selektion des Empfängers allein kann man die starke Sendespa} 
nung nicht so weit unterdrücken, daß sie klein genug wird geg« 
die Empfangsspannung. Beide Bänder, das vom fernen Send 
herrührende Empfangsband und das eigene Sendeband, könn 
erst in der Zwischenfrequenzlage endgültig getrennt werde! 
Dafür wird ein Zwischenfrequenzfilter mit hoher Sperrdäml 
fung und steilen Flanken wie auf der Sendeseite benutzt. Eit 
gewisse Unterdrückung des eigenen Senders wird auch no 
dadurch erreicht, daß der Ausgangsübertrager des Gerätes a 
Gabelschaltung, d.h. als Brückenschaltung ausgebildet ist. I} 
sich aber der Eingangswiderstand der Leitung und damit d|, 
Brückenabgleich durch Schaltmanöver der Starkstromseitesta$ 
ändern kann, ist mit der Gabel nut ein geringer Gewinn zu d 
zielen. 


Dieser Band-an-Band-Betrieb stellt auch sehr hohe Anfor N 
rungen an die Verzerrungsfreiheit des Sendeverstärkers. K} 
bische Verzerrungen würden außer der dritten Oberwelle Koi 
binationstöne erzeugen, die unmittelbar neben dem Sendef 
quenzband liegen und in das Empfangsfrequenzband fall« 
Sie können im Empfänger durch Siebschaltungen nicht mel 
beseitigt werden. Nur die Gabelschaltung würde in beschrärd 
tem Maß helfen, einmal vorhandene Kombinationstöne ve 
Empfänger ferazuhalten. Der Sendeverstärker muß deshalbv# 
vornherein sehr verzerrungsfrei arbeiten und hat bei Vollariı 


| 


steuerung mit zwei Tönen (80 W Leistung im Schwebema# 


mum) einen Abstand der Kombinationstonpegel dritter Ol) 
nung von über 7 Np. Auf dritte Oberwelle umgerechnet eik 
spricht das einem Klirrfaktor von weniger als 1 v.T. | 
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Bild 7. Modulation bzw. 


bänder herauszusieben. Dieses wird dann im zweiten Modulator 
in die Hochfrequenzlage umgesetzt. Es entstehen wieder zwei 
Seitenbänder, diesmal aber mit größerem Frequenzabstand, da 
sie als Summe und als Differenz von Träger- und Zwischenfre- 


re 


Frequenzumsetzung bei TFH-Geräten 


Schon die ersten Einseitenbandgeräte für Hochspannunf 
leitungen wurden mit Band-an-Band-Betrieb ausgeführt [3], | 
[10]. Seine Nachteile werden im Hinblick auf die einfac 
Frequenzplanung oft in Kauf genommen. | 


MH AL 


Heute kommt es häufig vor, daß zwei Verbindungen parallel 
jeinander auf der gleichen Strecke betrieben werden sollen. 


‚eitenbandverbindung eingesetzt, die vorher zwei 5-kHz-Plätze 
‚ait Bandabstand belegt hatte. In diesem Fall ist es technisch 
vesentlich günstiger und billiger, wenn man Zweifach-Einsei- 
‚enbandverbindungen anstelle von zwei Einfach-Einseitenband- 
erbindungen einsetzt. Die Forderung nach Band-an-Band-Be- 
rieb fällt dabei fort. 


Bild 8 zeigt das Schema für diese Geräte. Die beiden Sprach- 
»änder a getrennt in die ZF-Lage umgesetzt, dort ge- 
neinsam ausgesiebt und dann wie beim E Garachsnmchgeräti in 
He Hochfrequenzlage umgesetzt und übertragen. Beide zusam- 
nen nehmen jetzt einen 5-kHz-Platz im Rastet ein, die Gegen- 
“ichtung arbeitet mit Abstand im zweiten 5-kHz- Platz. Erst bei 
ler Umsetzung in die Niederfrequenzlage werden beide Ge- 
;präche wieder getrennt. 


Bild 8. Zweifach-Einseitenbandgerät 


_ Der Mehraufwand für das zweite Gespräch betrifft nur den 
Niederfrequenzteil der Geräte. Außerdem muß die Sendelei- 
tung für beide Gespräche aufgebracht werden. Da die Hoch- 
requenzgabel im Ausgang fortfällt und die Verluste in dem 
breiteren Sendefilter geringer sind, braucht jedoch der Sende- 
verstärker nicht für Air doppelte Amplitude ausgelegt zu wer- 
den. 


Ausnutzung der Übertragungskanälefür Sprache und Fern- 
wirken 


Bild 9 zeigt die übliche Art der Ausnutzung der Kanäle, An 
Stelle von Sprache, in der ersten Zeile wieder symbolisch durch 
las flache Dreieck dargestellt, können beispielsweise Wechsel- 
strom- (Tonfrequenz-) Telegraphiekanäle eingesetzt werden 
wie in Zeile 2, oder Frequenzvariationskanäle wie in Zeile 3. 
Die Kanäle dienen zur Übertragung von Signalen für die Fern- 
Wirktechnik, z.B. zum Fernmessen oder zum Fernsteuern. Bei 
den Wechselstromtelegraphie-Kanälen werden Tonfrequenz- 
schwingungen übertragen, deren Amplitude oder deren Fre- 
juenz mit Telegraphie-Zeichen getastet wird. Beim Fernmessen 
jestehen die Zeichen beispielsweise aus Impulsen, wobei die An- 
zahl der Impulse je s, d.h. die Impulsfrequenz, ein Maß für die 
ibertragene Meßgröße darstellt. Bei den Frequenzvariations- 
zanälen in Zeile 2 ist die Höhe der Tonfrequenz ein Maß für die 
Veßgröße. Durch synchrone Umschaltung auf der Sende- und 
Empfangsseite können über den einzelnen Kanal bis zu 20 Meß- 
3tößen nebeneinander übertragen werden (Zeitmultiplex), wo- 
ei für jedes Signal bei jedem Umlauf 40 ms zur Verfügung 
tehen und der ganze Umlauf 800 ms beträgt. 


In Deutschland besteht das schon erwähnte 5-kHz-Rastet für 
lie Frequenzplätze bei der TFH-Übertragung, im Ausland da- 
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eistens werden dan Einseitenbandgeräte anstelle einer Zwei- | 
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Bild 9. Frequenzschema für Sprache und Fernwirksignale bei 
TFH-Systemen 


gegen teilweise ein 4-kHz-Raster. BeiÜbertragung eines Sprach- 
frequenzbandes bis 2,4 kHz kann man dann noch Fernwirk- 
kanäle überlagern, wie in Zeile 4 dargestellt ist. Allerdings 
hat es wenig Sinn, dabei höher als 3,4 kHz zu gehen, weil die 
Tonfrequenz anschließend an die TFH-Übertragung oft noch 
auf Kabeln weiter übertragen wird, deren Grenzfrequenz die 
Übertragung höherer Frequenzen nicht erlaubt. Das 4-kHz- 
Raster wird also nicht ganz ausgenutzt. 


Bei der Einseitenbandtechnik braucht man einen überlager-. 
ten Kanal als Pilotkanal. (Statt dessen kann auch ein definierter 
Trägerrest übertragen werden.) Um den Pilot mit der genorm- 
ten Frequenz 2,58 kHz und das Sprachband von 300 Hz bis 
einschließlich 2,4 kHz im halben 5-kHz-Rasterplatz übertragen 
zu können, setzt man die Tonfrequenz durch entsprechende 
Wahl der Trägerfrequenzen so in die Hochfrequenzanlage um, 
daß die Frequenz 200 Hz auf die Platzgrenze fällt. Im halben 
Rasterplatz mit 2,5 kHz Breite liegt dann der Frequenzbereich 
200 bis 2700 Hz, wie unten in Bild 9 dargestellt. Das erfordert, 
natürlich, daß der auf die Frequenz Null, also außerhalb des 
Frequenzbandes fallende Trägerrest aus der ersten Umsetzung, 
weitgehend unterdrückt wird. 


Für die gleichzeitige Übertragung von Spracheund Fernwirk- 
signalen läßt sich anstelle des Gerätes mit Überlagerung nach 
Zeile 4, Bild 9, wieder vorteilhaft das Zweikanal-Gerät ver- 


wenden. Der eine Kanal wird dann für Sprache, der zweite für 


Fernwirken eingesetzt, und man kann damit im 5-kHz-Raster 
neben der Sprache mehr Kanäle mit niedriger Tonfrequenz 
übertragen als mit Hilfe der Überlagerung. 


Mehrfach-Übertragungsgeräte für Fernwirken 


Häufig ist es erwünscht, getrennte Geräte für Sprache und 
Fernwirken zu haben. Dabei besteht oft die Aufgabe, Fernwirk- 
signale von mehreren Stationen zu einer gemeinsamen Zentrale 
oder umgekehrt zu übertragen. Die Stationen können hinter- 
einander an einer längeren Leitung mit mehreren Abschnitten 
liegen oder auch sternförmig mit der Zentrale verbunden sein. 
Man will dann z.B. verschiedene Signale eines Senders mit 
mehreren Empfängern oder umgekehrt Signale von mehreren 
Sendern mit einem gemeinsamen Empfänger aufnehmen. 


Dafür sind besondere Mehrfach-Fernwirk-Geräte ent- 
wickelt worden [12], die bis zu 18 Fernwirksignale im 2,5 kHz 
breiten Band gleichzeitig übertragen können. Beim Sender 
könnte man dafür 18 getastete Tonfrequenzen, entsprechend 
Bild 8, Zeile 2, im Einseitenbandverfahren in die Hochfrequenz- 
lage umsetzen. Da es weniger Aufwand erfordert, verwendet 
man statt der Tonfrequenzen von vornherein Hochfrequenzen 
in 120 Hz Abstand, die mit den entsprechenden Signalen ge- 
tastet werden. Eine andere Ausführung solcher Geräte ver- 
wendet Frequenzen in der Zwischenfrequenzlage, die dann in 
die Hochfrequenzlage umgesetzt werden [13]. Auf der Emp- 
fangsseite werden die hochfrequenten Signale wie beim Ein- 
seitenbandgerät in die Tonfrequenzlage umgesetzt und dann 
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den einzelnen Signalempfängern zur Auswertung zugeführt. 
Dabei können die 18 Empfangssignale in Gruppen von ver- 
schiedenen Sendern herkommen und unterschiedliche Pegel 
haben. Die Pegel werden deshalb gruppenweise wie das Emp- 
fangssignal des Einseitenbandgerätes ausgeregelt. Dazu wird 
jeweils ein Signalder Gruppe außer für die Fernwirkübertragung 
auch als Pilot benutzt; die anderen Kanäle der Gruppe werden 
zusätzlich in den Signalempfängern nochmals einzeln ausge- 
regelt, da durch die Übertragungseigenschaften der Leitungen 
" [1] Pegel-Unterschiede innerhalb einer Gruppe auftreten kön- 
nen. 


 Fernwirkkleingeräte eingesetzt, die wie die Großgeräte arbeiten 
Ben und mitihnen zusammenarbeiten können. Sie können als Sender 
Y oder Empfänger für eine Gruppe von maximal vier Kanälen 
. ausgerüstet werden. Auch eine gemischte Bestückung mit Sen- 
AN  de- und Empfangsausrüstungen ist bei Groß- und Bann 
RN i möglich. Bild 10 zeigt ein Fernwirkkleingerät mit zwei Sende- 
RN und zwei Empfangskanälen. 


1# 


“ ‚Streckenschutzgeräte und Geräte für die Fernauslösung 
Kae von Hochspannungsschaltern 


Bei Leitungskurzschlüssen werden von Streckenschutz- 
geräten zwischen den Enden der vom Kurzschlußstrom 
 durchflossenen Leitungsabschnitte Signale übertragen, die von 
h den Distanzschutzgeräten ausgelöst werden und mit en die 
” A Abschaltung der betreffenden Abschnitte freigegeben oder ge- 
4 sperrt wird, je nachdem, ob der Kurzschluß auf dem betrefen. 
den Abschnitt liegt oder nicht. 


Im Gegensatz zu den bisher betrachteten Geräten für die 
Übertragung von Sprache und Fernwirksignalen müssen diese 
ei Geräte ihre Signale in der vergleichsweise kurzen Zeit von we- 
niger als 15 ms bei erhöhten Anforderungen an die Sicherheit 
"auch bei fehlerbehafteten Leitungen übertragen. Dabei müssen 
„weniger die dem Rauschen ähnlichen Dauerstörspannungen der 
- Hochspannungsleitungen als die kurzdauernden Impulsstör- 

spannungen berücksichtigt werden. Diese können auf den Lei- 

tungen die Größenordnung der Hochspannung selbst anneh- 
men. Sie werden durch Überspannungsableiter in den Ankopp- 
Jungsschaltern begrenzt, betragen aber an den Geräteeingängen 
immer noch einige hundert Volt und damit ein Vielfaches der 
Nutzempfangsspannungen. 


7 Wi 


Die sehr kurzen Einzelimpulse haben eine Dauer von weni- 
ger als 10 us. Dem entspricht ein breites Störspektrum im 
Übertragungsbereich der Koppelfilter. Durch Frequenzband- 
begrenzung in den Siebschaltungen der Empfänger läßt sich 


Heft 17 vom 5. September H20N 


die Impulsamplitude vertingern; ihre Zeitdauer vergrößert 
sich jedoch, da die Bihschwinsdi der Filter mit abnehmender 
Durchlaßbandbreite wächst. Ebenso wird die Übertragungszei 
für das Nutzsignal verlängert. Dadurch ist der Unterdrückung) 
der Se durch Einengung der Bandbteite eine GER 
gesetzt. 


Man erreicht die erforderliche Sicherheit gegen Beeinflussung, | 
durch Impulsstörspannungen durch Wahl eines geeigneten 
Übertragungsverfahrens und zweckmäßige Bemessung de 
Geräte. Bild 11 zeigt ein Blockschaltbild für das Strecken- 
schutzgerät. Es enthältnach Wahl einen oder zwei Schutzkanälel 
für Einfach- oder Doppelleitungen und arbeitet je Kanal mit! 
Dauerübertragung einer Hochfrequenzschwingung konstanter! 
Frequenz fı bzw. fa, die auf eine Frequenz fa bzw. fs umge- 
schaltet wird und damit die Auslösung für das andere Ende dert 
Leitung freigibt. Die Änderung der Frequenz beträgt dabei 
600 Hz. Auf der Gegenseite wird das Empfangssignal im Ei 
seitenbandverfahren in die Niederfrequenzlage umgesetzt und 
dann einem Amplitudenbegrenzer und dem Diskriminator ode 
Frequenzdemodulator zugeführt. Dieser schließt bei Frequenz-t 
umtastung über ein Relais einen Kontakt im Auslösestromkreis 
für den Hochspannungsschalter. ; | 


Das Übertragungsverfahren ist als Frequenzmodulations 
Verfahren sicher gegen plötzliche Pegelschwankungen, wies 
bei Leitungsfehlern auftreten können, da es keine Amplitud: 
regelung ne sondern mit Begrenzung arbeitet. Gegen Ben R 
störungen ist das Verfahren dadurch besonders sicher gemac 
daß die Amplitudenbegrenzung noch bei voller Kanalband 
breite vorgenommen wird (das sind 1250 bzw.2500Hz), so di | 
möglichst viel Störenergie weggenommen wird und die Stör 
impulse nicht unnötig eine werden. Erst nach der Am 
plitudenbegrenzung wird dann zur Absenkung der Impulsstö-l 
rungen unter den Netzpegel das Frequenzband auf die für die) 
Übertragungsgeschwindigkeit erforderliche Bandbreite von) 
etwa 80 Hz beschränkt. 
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Bild 11. Blockschaltbild für ein Streckenschutzgerät 


Das ganze System wird ständig überwacht. Bei Ausfall 
normalerweise übertragenen Frequenz wird durch das Emp+ 
fangsrelais ein Alarm eingeschaltet und die Freigabe der Aus 
lösung nach kurzer Zeit gesperrt. Dabei wird auch der Gene+ 
tator für die nicht ständig übertragene Frequenz mit erfaßt! 
denn dessen Überwachung auf der Sendeseite schaltet bei An- 
sprechen den Generator für die ständig übertragene Frequenz) 
ab, so daß der Alarm auf der Empfangsseite kommt. 7 


Beim Streckenschutzgerät wird der Hochspannungsschaltet 
nur ausgelöst, wenn erstens das Gerät den Fehler vom anderert 
Ende der Leitung her, als in Richtung der Leitung liegend ge 
meldet hat und zweitens die am Ort befindliche Distanzschutz 
apparatur umgekehrt das gleiche festgestellt hat. Es sind alsc 
zwei Kriterien dafür da, ob abgeschaltet wird oder nicht. 


ei der ine TOR Hochspannungsschaltern mitdem 
nellschaltgerät wird eine Direktabschaltung durchge- 
hrt. Man verwendet es, um bei Kraftwerken, die über eine 
längere Leitung in ein großes Netz hoher Spannung einspeisen, 
die Leistungsschalter am Kraftwerk zu sparen und benutztdann 
nur einen Schalter am Ort der Einspeisung, der bei etwa auftre- 
tenden Schäden im Kraftwerk schnell und sicher abgeschaltet 
werden muß [14]. 


4 

Das Übertragungsverfahren ist das gleiche wie beim Strecken- 
schutzgerät, nur sind zusätzlich Überwachungseinrichtungen 
vorgesehen, mit denen laufend Nutz- und Fremdpegel am Emp- 
fänger überwacht werden. Damit wird jede mögliche Störung, 
sei es vom Gerät oder von der Leitung her, sofort erkannt und 
eine Abschaltung der Leitung durch Störungen verhindert [15]. 
Die Übertragungszeit für den Abschaltbefehl ist zugunsten der 
sicheren Überwachung auf 35 ms verlängert; die Überwachun- 
gen sprechen in allen Fällen schneller an. 


Zusammenfassung 


In der TFH-Technik werden heute Amplitudenmodulation 
im Zweiseitenband- und Einseitenbandverfahren und Frequenz- 
modulation angewendet. Für Netze mit 110 kV und höheren 
Spannungen werden wegen ihres geringeren Frequenzbandbe- 
darfs vorzugsweise ESB-Geräte eingesetzt, häufig als soge- 
nannte Band-an-Band-Geräte mit Hin- und Gegenrichtung im 
5 kHz breiten Band. Ein vorteilhaft einsetzbares Zweifach-Ge- 
rät hat zwei Kanäle in jeder Richtung in je einem solchen Band. 
FM-Geräte mit 2 kHz Frequenzhub sind hinsichtlich Unemp- 
findlichkeit gegen Störspannungen gleich gut wie ZSB-Geräte 
und können, bei gleichem Frequenzbandbedarf wie ZSB-Ge- 
räte, in Mittelspannungsnetzen mit geringerer Sendeleistung 
betrieben werden als diese. 


Neben Geräten mit Kanälen für Sprache oder Fernwirken fin- 
den spezielle Fernwirkgeräte mit bis zu 18 Fernwirkkanälen im 
Abstand von 120 Hz Verwendung. Geräte für Leitungsschutz 
und für Fernauslösung von Leistungsschaltern müssen bei kur- 
zen Übertragungszeiten von 15 bzw. 35 ms mit hoher Sicher- 
heit auch bei Fehlern auf der Hochspannungsleitung arbeiten 
und sind deshalb besonders gesichert gegen Beeinflussung 
durch die hohen Impulsstörspannungen von Hochspannungs- 
Be ugen. 


A 061 .5(047): 621.311 
Aus EVU-Geschäftsberichten 


- Mit einem Strombezug von 1069 Mio kWh überschritt die 
Schleswig- Holsteinische Stromversorgungs- AG, 


E- im Geschäftsjahr 1959 zum ersten Male die Milliar- 


lengrenze. Die nutzbare Abgabe betrug 989 Mio kWh und lag 

um rd. 7,7 v.H.über der des Vorjahrs. Die Tarifabnehmer konn- 

en einen Zuwachs von 6,3 v.H. verbuchen; an erster Stelle 

s ehen hier die Haushaltabnehmer, die gegenüber 1958 um 10,4 

.H. mehr abnahmen. Im einzelnen ergibt die Entwicklung der 
tromabgabe nebenstehendes Bild: 


e ‚Die Höchstleistung verlief bei einer Steigerung um 7 v.H. 
a proportional zur Abgabe, so daß die Jahresbenutzungs- 
stundendauer nahezu unverändert blieb. 

5 - Auch im verflossenen Jahr wurden wieder umfangreiche In- 
Vestitionen erforderlich. Hervorzuheben sind in diesem Zu- 
ammenhang der Ausbau des 60-kV-Ringes sowie die Moder- 

= und Erweiterung im 30- und 10-kV-Netzbereich. 
iele der Niederspannungsnetze, deren Erweiterung ebenfalls 

en gestiegenen Nachfrage angepaßt werden mußte, sind schon 
eute voll in Anspruch genommen. Da auch eine Verstär- 

Kung der Querschnitte nicht mehr wirtschaftlich ist, ist die 
Schleswag gezwungen, die Einspeisestellen aus dem Mittel- 

spannungsnetz in die einzelnen Ortsnetze zu vermehren und zu 
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verdichten. Beim Bau der Ortsnetzstationen ist man immer 
mehr auf eine Gittermastbauweise für Freileitungsstationen 
übergegangen. 586 km Mittelspannungsleitungen mit 15 
10 kV Betriebsspannung wurden umgebaut oder neu erstellt. Ya 
Zur Sicherung der Stromversorgung und zur Rationalisierung 

des Störungsdienstes hat man die drahtlosen Fernsprech- und 

Fernwirkanlagen ausgebaut. Weitere Schaltstationen wurden “ 
dabei auf drahtlose Fernsteuerung umgestellt. Ban 


Steige- 
rung 


v.H. 


Tarifabnehmer 3 
Haushalt 185 220 | 146,7 10,4 R 
Landwirtschaft 39490 | 115,3 ZT \ 
Gewerbe 31579 15121,8 5,0 f 

Zusammen 256 289 | 383,8 6,3 

Wiederverkäufer 42.10 325,9 7,7 

Schöpfwerke 295 4,8 — 48,8 

Industrie u. sonstige 
Sonderabnehmer 537 | 274,1 12 

Insgesamt 257 163 | 988,6 7,7 
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Nachdem die Schleswag die Geschäftsanteile der Vereinigte 
Großkraftwerke Schleswig-Holstein GmbH (VGW), Rends- 
burg, von den übrigen Gesellschaftern erworben hatte, wurde 


Bilanz (in Mio DM 
1. Jan. 
1959 1958. + Ver- 
bis bis ände- 
31..Dez. 731. Dez | rungen 
1959 1958 


Aktiva 
Ausstehende Einlagen auf 

das Grundkapital =_.53 
Grundstücke und Gebäude 71,0 
Maschinen und maschinelle 

Anlagen + 5,5 
Leitungen +14,7 
Zähler UA) 
Sonstige Sachanlagen + 0,4 
Im Bau befindliche Anlagen 
und Anzahlungen — 1,1 
Beteiligungen + 6,1 
Anlagevermögen insgesamt +27,6 
Vorräte NE 0,0 
Langfristige Forderungen + 0,0 
Kurz- und mittelfristige 

Forderungen + 0,0 
Flüssige Mittel 3,3 
Umlaufvermögen insgesamt — 3,3 
Aktivische 

Rechnungsabgrenzung — 0,2 


Aktiva insgesamt 


Passiva 
Grundkapital 30,0 30,0 + 0,0 
Rücklagen 1959 13:9 + 0,0 
Wertberichtigungen 218,6 202,9 15T, 
Rückstellungen 4,6 39 220,7 
Langfristige Verbindlichkeiten 46,2 Se a! 
. Kurz- und mittelfristige 
Verbindlichkeiten 19,9 12,8 url 
Gewinn 2,8 + 0,4 
Passiva ingesamt 336,0 317,2 + 18,8 


Gewinn- und Verlustrechnung (in Mio DM) 


1. Jan. Iorjanı: 
1959 1958 —+ Ver- 
bis bis ände- 
31. Dez. | 31. Dez. | rungen 
1959 1958 
Erträge A | | 
Ausweispflichtiger Rohüber- 
schuß gemäß $ 132 II/1 AktG 35,9 34,0 + 1,9 
Sonstige und außerordentliche 
Erträge ala 1,5 — 0,4 
Erträge insgesamt 37,0 35,5 +15 
Aufwendungen 
Personalaufwendungen 10,9 99 + 1,0 
Abschreibungen und Wert- 
berichtigungen 13,1 13,7 — 0,6 
Zinsen, soweit sie die Ertrags- 
zinsen übersteigen 3,3 38 + 0,0 
Steuern und Abgaben 6,1 5,4 0,7 
Alters- und Hinterbliebenen- 
versorgung 0,8 0,8 + 0,0 
Aufwendungen insgesamt 34,2 33,1 + 1,1 
Jahresgewinn 2,8 2,4 + 0,4 
Dividende I. 9v.H. |+0,0v.H 
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die Gesellschaft auf die Schleswag übertragen und der Betrieb 
und die Unterhaltung der Leitungsnetzanlagen übernommen. 
Das Sachanlagevermögen stieg um brutto 26,7 Mio DM. Die 
größten Investitionen lagen mit 16,1 Mio DM bei den Leitun- 
gen im Netz. Die Beteiligungen weisen einen Zugang von 6,1 
Mio DM auf, der durch die bereits erwähnte Übernahme dr 
restlichen Anteile der VGW bedingt ist. Beim Umlaufvermögen 
sanken die flüssigen Mittel um 3,3 Mio DM. 7 


Das Grundkapital ist mit 30,0 Mio DM im letzten Jahr voll 
eingezahlt worden. Die Mehrheit des Aktienbesitzes liegt bei 
der Preußische Blektrizitäts-AG, Hannover. Die Wertberich- 
tigungen haben sich um netto 15,7 Mio DM erhöht. Die lang- 
feisioch Verbindlichkeiten rd um 5,1 Mio DM abgebaut, 
während die kurz- und mittelfristigen Verbindlichkeiten um 
7,1 Mio DM stiegen. Die Gewinn- und Verlustrechnung zeigt 
nur geringe Veränderungen. Infolge der höheren Stromabgabe 
erhöhte sich bei sinkendem Durchschnittserlös der ausweis- 
pflichtige Rohüberschuß um 1,9 Mio DM. Auf der Aufwand- 
seite stiegen die Personalkosten um 1,0 Mio DM und die 
Steuerab en um 0,7 Mio DM. Die Abschreibungen und Wert- 
Derichabuoen fielen dagegen leicht um 0,6 Mio DM. & 


Das Jahresergebnis mit einem Gewinn von 2,8 Mio DM ge- 
stattete die Ausschüttung einer Dividende auf das volle Grund. | 
kapital in Höhe von 9 v.H. sowie einer zusätzlichen Zebk 
auf die 15 Mio DM A-Aktien. 


Der Beschäftigtenstand am Ende des Geschäftsjahres 1959 
lag mit 1437 Personen nur unwesentlich über dem des Vor-! 
jahts, Allein 162 Betriebsangehörige sind länger als 25 Jahre im 
Unternehmen tätig. 0: 


* 


Eine recht erhebliche Keeiking ihres Stromabsatzes kann 
die Bayerische Elektricitäts-Lieferungs- Gesellschaft 
AG, Bayreuth, für das Jahr 1959 melden. Die Zuwachsrate für 
alle Verbrauchergruppen beträgt 13,4 v.H. Hierbei ist allerdings 
zu berücksichtigen, daß auch durch die Übernahme eines Ge- 
bietes der Fränkische Licht- und Kraftversorgung AG, Bam- 
berg, in die mittelbare Versorgung eine Steigerung bei der Ab- 
Sabe an Verteilerwerke eingetreten ist (desschließlich dieses 
a ergibt sich eine vergleichbare Zuwachsrate 
von 8,6 v.H.). 


Die Strombeschaffung betrug 517 Mio kWh und entfiel zu 
68 v.H. auf das eigene Dampikrastwerk Arzberg und zu 30 
v.H. auf das Bayernwerk. Die nutzbare Abgabe beläuft sich auf 
485 Mio kWh und teilt sich auf die einzelnen Abnehmergrup- 
pen wie folgt auf: 


Tarifabnehmer 
Sonderabnehmer 
Verteilerwerke 
Sonstige 


Summe 


Infolge des außergewöhnlich trockenen Sommers wurde da 
Dampf Karen Arzberg stärker eingesetzt. Die Anforderun-| 
gen an die BELG stiegen im September so stark, daß schon i 
en Monat die Netzhöchstlast mit 119 MW, dik sich norma 
lerweise im Dezember einstellt, auftrat. Die Benutzungsstun 
dendauer, bezogen auf die Strombeschaffung, erhöhte sich u u 
50 h auf 4350 a 


Es ist geplant, Arzberg weiter auszubauen. Die Bauarbeite 
an einem neuen 21- MW-Turbosatz schreiten planmäßig fort 
Der voraussichtliche Belastungszuwachs hat die Geschäftslei 
tung veranlaßt, den Bau eines übergelagerten 110-kV-Netzes i 
Angriff zu nehmen. Die bisher höchste Spannungsstufe von 4 
kV Wird künftig nur der Verteilung dienen. Auch die Umspann- 
werke im 15- und 20-kV-Netz wurden weiter ausgebaut. In die} 
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m Netzbereich wurden darüber hinaus 112 km Freileitungen 
ıd 17 km Hochspannungskabel verlegt. 


Bilanz (in Mio DM) 


SR 31. Hg 
Dezember | Dezember Er erän- 
1959 1958 erungen 


ktiva 


ebaute und unbebaute Grund- 


tücke + 1,5 
aschinen und maschinelle 

Anlagen — 0,2 
eitungsnetz + 5,1 
n Bau befindliche Anlagen + 2,4 
eteiligungen + 0,0 
nlagevermögen insgesamt 137,6 128,8 + 8,8 
agermaterial 3,5 3,6 — 0,1 
/ertpapiere 17. 1,6 + 0,1 
orderungen 7,6 6,8 + 0,8 
lüssige Mittel 5,9 4,8 + 1,1 
mlaufvermögen insgesamt 18,7 16,8 + 1,9 
ktivische Rechnungs- 

ıbgrenzung 0,4 0,6 — (0,2 
ktiva insgesamt 156,7 146,2 +10,5 
assiva 

rrundkapital 24,0 24,0 + 0,0 
ücklagen 8,3 7.0 + 13 
Jertberichtigungen 76,1 69,9 + 62 
aukostenzuschüsse 7,6 Te + 0,5 
ückstellungen 20,1 14,8 + 5,3 
angfr. Verbindlichkeiten 13,3 10,9 + 2,4 
urz- und mittelfristige . 
erbindlichkeiten | 3,8 9,5 — 5,7 
assivische Rechnungs- * 3 

abgrenzung 0,1 0,1 + 0,0 
rewinn 3,4 29 + 0,5 
assiva insgesamt Te 61462 .2; E05 


Gewinn-und Verlustrechnung (inMio DM) 


— Verän- 
Dezember |Dezember | 7- 
derungen 


‚tträge 
wusweispflichtiger Rohertrag 


gemäß $ 132 II/1 AktG 33,5 SR 2,3 

onstige Erträge 0,5 0,3 0,2 

‚tträge insgesamt 2 

‚ufwendungen 

ersonalaufwendungen 

Vertberichtigungen und 

Abschreibungen — 0,4 

insen, soweit sie die Ertrags- 

zinsen überschreiten — 0,3 

teuern und Abgaben + 1,6 

nuführung zur gesetzlichen 

Rücklage 0,1 

wführung zur freien Rücklage + 0,9 

onstige Aufwendungen 0,1 

\ufwendungen insgesamt + 2,0 

ahresgewinn + 0,5 
+ 0,0 


ividende 
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Gegenwärtig versorgt die BELG unmittelbar 16 Städte und 
363 Landgemeinden mit zusammen 1525 Ortschaften sowie 12 
Verteilerunternehmen. 


Die Bilanzsumme hat sich um 10,5 Mio DM auf 156,7 Mio 
DM erweitert; dabei erreichte dasAnlagevermögen einen Netto- 
zugang von 8,8 Mio DM. Die Bruttoinvestitionen bei den Sach- 
anlagen betragen hingegen 12,2 Mio DM. Die stärkste Investi- 
tionstätigkeit ist im Leitungsnetz, insbesondere bei den Um- 
spannanlagen und den Ortsnetzen, zu verzeichnen. 


Das Umlaufvermögen erhöhte sich nur leicht um 1,9 Mio 
DM, wobei die flüssigen Mittel allein um 1,1 Mio DM und die 
Forderungen um 0,8 Mio DM stiegen. 


Auf der Passivseite hat sich beim Grundkapital im Anschluß 
an die Hauptversammlung eine erhebliche Veränderung erge- 
ben. Es wurde beschlossen, das Grundkapital entsprechend dem 
„Gesetz über die Kapitalerhöhung aus Gesellschaftsmitteln und 
über die Gewinn- und Verlustrechnung‘ vom 23. Dezember 
1959 von 24 Mio DM um 4 Mio DM durch Ausgabe neuer, auf 
den Inhaber lautender Aktien auf 28 Mio DM zu berichtigen. 
Die erforderlichen 4 Mio DM neuer Aktien wurden der freien 
Rücklage entnommen. Das neu festgesetzte Grundkapital von 
28 Mio DM nahm aber bereits an der Gewinnausschüttung für 
das Jahr 1959 teil. Die entsprechende bilanzielle Berichtigung 
wird erst in der nächsten Bilanz zum Ausdruck kommen. 


Auch sonst konnte sich die Finanzstruktur im Verhältnis von 
fremden zu eigenen Mitteln weiterhin verbessern. Der Abbau 
der kurz- und mittelfristigen Verbindlichkeiten um 5,7 Mio 
DM hat ebenfalls zur Konsolidierung beigetragen. Die Rück- 
stellungen zeigen einen Zugang von 5,3 Mio DM. Hiervon ent- 
fallen 1,7 Mio DM auf die Alters- und Hinterbliebenenversor- 
gung und 3,6 Mio DM auf die sonstigen Rückstellungen, na- 
mentlich für Steuern und andere Verpflichtungen und Risiken. 
Der Vermerkposten über den Gegenwartswert der Lastenaus- 
gleichvermögensabgabe hat sich infolge der Verkürzung der 
Laufzeit um 10 Jahre zum 31. Dezember 1959 von 4,6 Mio DM 
auf 3,9 Mio DM ermäßigt. 


Die Erträge aus Stromlieferungen erhöhten sich um rd. 9,5 
v.H., wobei die Durchschnittserlöse je kWh weiter sanken. Der 
Geräteverkauf erzielte eine weitere Steigerung um 8,4 v.H. Auf 
der Seite der Aufwendungen ist die größte Erhöhung bei den 
Steuern und Abgaben um 1,6 Mio DM zu verzeichnen. Die Per- 
sonalaufwendungen stiegen um 0,4 Mio DM. 


Nachdem der gesetzlichen Rücklage 0,4 Mio DM und der 
freien Rücklage 0,9 Mio DM zugeführt worden waren, verblieb 
ein Jahresgewinn von 3,4 Mio DM, der zur Ausschüttung einer 
12%igen Dividende auf das berichtigte Grundkapital von 28 
Mio DM austeichte. Die Vorjahresdividende betrug ebenfalls 
12 v.H. auf 24 Mio DM Aktienkapital. Mehrheitsaktionär ist 
die Elektricitäts-Lieferungs-Gesellschaft, München. 


Ende Dezember 1959 waren 1187 Arbeitskräfte im Unter- Ba 


nehmen beschäftigt. Ot 


DK 061.2.3:621.311(436) 
Jahrestagung 1960 des Verbandes der Elek- 
trizitätswerke Österreichs in Innsbruck 


Jedes zweite Jahr lädt der Verband der Elektrizitätswerke 
Österreichs seine Mitglieder und Freunde des In- and Auslands 
zu einer Tagung ein, die in diesem Jahr in der Hauptstadt des 
Landes Tirol vom 30. Mai bis 1. Juni stattgefunden hat. Mit 
großer Freude begrüßte der Präsident des Verbandes, Gen-Dir. 
W. Egger, unter den Vertretern der Bundesministerien, des Lan- 
des Tirol und der Stadt Innsbruck als Vertreter der bundes- 
deutschen Schwestetorganisation ihren Präsidenten Prof. W. 
Strahringer, Darmstadt, wobei er ihm besonders dankte, daß er 
sich bereit erklärt hat, trotz seines erheblichen Arbeitspensums 
den österreichischen Fachkollegen auf dieser Tagung über die 
Entwicklung und Rechtfertigung der Strompreise in der deut- 
schen Bundestepublik zu berichten. 


Das Programm der Tagung sah am 29. Mai 1960 einen zwang- 
losen Begrüßungsabend vor, der als sehr gelungen bezeichnet 


werden konnte, da er tatsächlich zwanglos war. Am 30. Mai 
hielt Gen.-Dir. Egger den Festvortrag mit dem Thema: „Die 
Blektrizitätswirtschaft — eines der Fundamente des modernen 
Lebens und Wirtschaftens.‘“ Anschließend folgten Fachvorträge 
über Wirtschaftsfragen wie Wettbewerbsverhältnisse und Strom- 
preise. 

Am Abend des 30. Mai empfingen der Landeshauptmann von 
Tirol, Dr. Tschiggfroy, und Bürgermeister Dr. Lugger die Tagungs- 
teilnehmet in der Hofburg. 

Die Vorträge des 31. Mai waren der Frage der Sicherheit der 
Elektrizitätsversorgung und -anwendung und den Schutzmaß- 
nahmen gegen zu kale Berührungsspannung g gewidmet. 

Wenn die Mitglieder einer Organisation vom Gewicht einer 
Vereinigung der Elektrizitätswerke eines Staates sich bei einer 
Tagung zusammenfinden, so sind ihre Gespräche nicht allein 


durch die bei der Tagung abzuwickelnden Diskussionen be- 


stimmt, sondern auch durch die allgemeinen Sorgen der Orga- 
nisationsmitglieder zum Zeitpunkt der Tagung. 
Diese Sorgen — die Kohlenfrage, die Frage der Tarife und 
das noch ausstehende und allseitig erhoffte Elektrizitätsgesetz 
 — zählte Gen.-Dir. Egger auf. Die österreichische Elektrizitäts- 
wirtschaft, so führte er aus, ist seit jeher einer „dezenten‘“ Kri- 


tik ausgesetzt, die durch die angebliche Bevorzugung der Er- 


richtung von Wärmekraftwerken ausgelöst worden ist. Die Ge- 
winnung der elektrischen Energie zu 18 bis 20 v.H. aus Wär- 
mekraftwerken sei gerechtfertigt. In früheren Jahren war es 
' verlockend, in zeitlicher Reihenfolge zuerst die auf weite Sicht 
erforderlichen Wärmekraftwerke zu bauen, die ein kleineres In- 
 vestitionskapital beanspruchen und kürzere Bauzeiten erfor- 
dern, und erst nachher die Wasserkraftwerke. Die Tatsache, daß 
das Wärmekraftwerk nach der Laufdauer der Anleihe, mit der es 
etrichtet wurde, nur mehr den Altmaterialwert aufweist, wäh- 
. tend das Wasserkraftwerk noch voll einsatzfähig ist und die 
Energie billigst, um nicht zu sagen kostenlos, erzeugt, bleibe 
bedauerlicherweise bei allen einschlägigen Diskussionen unbe- 
 rücksichtigt. 
Durch den Einbruch des Erdöls entwickelte sich die Kohlen- 
 krise, wobei dahingestellt bleiben könne, ob der Ausdruck 
„Krise“ hier am Platz ist. Bei der heutigen Förderung werde sich 
der Kohlenvorrat Österreichs in rd. 40 Jahren erschöpfen, — 
Grund genug, die Förderung auf ein Mindestmaß zu beschrän- 
ken, um in kritischen Zeiten über eine Notreserve verfügen zu 
können. Der Vortragende erinnerte an die erste Österreichische 
Republik, der die Nachbarn nach ihrer Gründung keine Koh- 
len liefern wollten, so daß der Zugverkehr eingestellt und auf 
. das Heizen der Wohnräume verzichtet werden mußte. Der Koh- 
‚lenbergbau übe jetzt einen Druck auf die Elektrizitätswirtschaft 
aus, die das Verheizen von K.ohle forcieren solle. Von interessier- 
ten Stellen würden Vorschläge gemacht, wie z.B. die Einstel- 
lung der Wasserkraftwerksbauten, die nur Kopfschütteln ver- 
ursachen können. Die Elektrizitätswirtschaft werde, so ver- 
' sicherte Gen.-Dir. Egger, an der Beschränkung der Elek- 
‚trizitätsgewinnung aus Wärmekraftwerken im Ausmaß von 18 
bis 20 v.H. festhalten. Sie ließ sich dennoch zu kostspieligen 
; Aufhäufungen von Lagerbeständen verleiten, über deren Ko- 
sten ein führender österreichischer Energiewirtschafter sagte: 
„Über die finanziellen Lasten dieser Lagerhaltung wollen wir 
lieber schweigen‘“). 

Die Tariffrage ist seit jeher ein heikler Punkt der österreichi- 
schen Elektrizitätswirtschaft. — Das Zurückbleiben der Strom- 
preise in den ersten Nachkriegsjahren der sinkenden Valuta, 
einer Zeit, in der die Genehmigung von Preiserhöhungen durch 
die Lautstärke des Forderns bestimmt war, mag vielleicht auf 
zu große Zurückhaltung zurückzuführen gewesen sein. Das 
Problem der Strompreise — bisher nur durch lineare Zuschläge 
vorübergehend gelöst — sollte bei den eingetretenen, gänzlich 
veränderten Gegebenheiten ab ovo neu gelöst werden, wobei 
die erforderlichen Erweiterungs- und Ergänzungsanteile nicht 
zu übersehen wären. Der Verband der Elektrizitätswerke Öster- 
teichs holt Gutachten von einschlägigen Körperschaften und 
Persönlichkeiten ein, um hier voranzukommen. 


1) Vgl. E. Werner, Grundsätzliche Überlegungen beim Bau des 
Dampfkraftwerkes St. Andrä II. ÖZE Bd. 13 (1960), Heft 4, S. 103 


Statt Gesetzesparagraphen anzuwenden, werden zwisch 
den Verhandlungspartnern Vereinbarungen getroffen, ve 
das einheitliche Elektrizitätsgesetz ein Wunschtraum ist 
die Diskussionen auf der Tagung bewiesen, ließe sich das Pı 
blem in absehbarer Zeit lösen, wenn nicht in grundsätzlich 
Fragen vorerst unüberbrückbar erscheinende Meinungsy, 
schie denheiten bestünden. 


Die Tariffrage war auch Gegenstand des Vortrags von Ge 
Dir. O. Seindl, Graz, über Wettbewethsverhältnisse und Pre 
ın der bsterreichischen Energiewirtschaft‘“. Er bezeichnete 
als Irrtum, die Elektrizitätswirtschaft als reinen Monopx 
betrieb zu werten. Der Wunsch nach Festsetzung neuer undn 
errechneter, d.h. traditionsungebundener Strompreise lasse si 
nur dann sinnvoll erfüllen, wenn sich die Preisbehörden nic 
von den Augenblicksverhältnissen leiten lassen, sondern auf. 
gesamten Wehbeverbevarhaleiise in der Energiewirtsch, 
Rücksicht nehmen. Willkürliche, globale und unelastische Pr 
se verleiten zu Fehlinvestitionen. In der Primärenergiebila 
spielt die importierte Steinkohle mit 25prozentigem Anteilei 
große Rolle. Ihr folgen die heimische Wasserkraft mit 23 5 
die inländische Braunkohle mit 21 v.H., das Erdöl mit 18 v.. 
und das stark im Anstieg begriffene Erdgas mit 6 v.H. Ind 
Nutzenergiebilanz — die letzte aus dem Tahr 1956 — entfa 
auf die festen Brennstoffe 49 v.H., auf den Dampf 18 v.H 
Anteil der Edelenergie Strom beträgt 12,33. 


Mit einem Anflug von Neid folgten die österreichischenEn 
giewirtschafter den Ausführungen von Prof. Serena 
die „Entwicklung und Rechtfertigung der Strompreise in 
Bundesrepublik Deutschland“, wo nach der Währungsrefo 
(am 21. Juni 1948) die Preisbestimmungen gelockert wurd 
Damit konnten die EVU nach eigenem Ermessen die Strol 
preise den Gestehungskosten so weit angleichen, daß dieH 
wicklung der Stromwittschaft in finanzieller und technise] 


Haltung der Preisbehörde so liegen, daß die Rentabilität i 
EVU und die Möglichkeit Aisreichend Investitionen 
sichert ist. Bonds Interesse erweckten die von Prof. Si. 
ringer angestellten Häufigkeitsuntersuchungen, die ergaben, 
die Werlune der Werte der Strompreise nach bekannten F 
ven erfolgt?). 


Den technischen Fragen der Erdung und Nullung 3 
drei Vorträge gewidmet: Senatsrat Dr. Zwilling, Wien, besp# 
die rechtlichen Fragen, die sich dadurch ergeben, daß die* 
sitzer von bisherigen Metalltohrnetzen auf nichtleitenung 
oder Rohrverbindungen übergehen. Direktor Croce, Innsbril N 
behandelte in seinem Vortrag über die Sicherheit der Elek ii 
tätsversorgung und „anwendung als Voraussetzung für hör 


re Elektrifizierungsgrade die im Netz der Stadt Innsbiie 


ul 
> 1 
ij 


gewendeten Schutzmaßnahmen, unter denen die Nullung‘ 
N 


wiegt. Ing. Meckel, Wesel, diskutierte die Frage, welche Sc 
maßnahmen gegen zu hohe Berührungsspannung auf Gil 
von Erfahrungen und unter Berücksichtigung der fortsclt 
tenden Entwicklung der Elektrotechnik in den Abnehmerji 
gen am zweckmäßigsten erscheinen; auch er bezeichnete 
acht Schutzmaßnahmen, die entwickelt worden sind, die 
lung als die am häufigsten angewendete Maßnahme, die 
die größten Zukunftsaussichten habe®). 


In Tirol und im benachbarten Bundesland Vorarlberg 
sich die bedeutendsten Wasserkräfte Österreichs. Die Tag 
leitung lud deshalb die Teilnehmer zu interessanten 
werksbesichtigungen ein, so zum Trinkwasserwerk und N 
werk Mühlau, zum Lünerseewerk der Vorarlberger Iljk 
und zum Kavernenkraftwerk Imst der Tiwag. Exkursiii 
ins Ausland betrafen einen Besuch des Kraftwerks Roßha 


i 


Id 


IA 


2) In diesem Zusammenhang sei auf die neueste Schrift vo 
Strahringer über „Haushaltstromtarife und Haushaltstro 
brauch‘ hingewiesen, die zum Preis von 7,50 DM bei der Ve 
und Wirtschaftsgesellschaft der Elektrizitätswerke, Frankfi 
Main, bezogen werden kann 

8) Vgl. R. Meckel, Fehlerstrom-Schutzschaltung und N 
S, 582 bis 585 dieses Heftes 


awag und eine Fahrt dutch Südtirol. Außerdem wurden 
ze Ausflüge mit den Seilbahnen, die auf die Gebirgsketten 
FE und südlich der Stadt Innsbruck führen, unternom- 


. Verlauf der Tagung und die Stimmung der Teilnehmer 
Ben deutlich erkennen, daß sie sich in Innsbruck sehr wohl 
ihlten und die Tagung in guter Erinnerung behalten werden. 
2 = Kön 
E 
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'GB- Hauptversammlung Berlin 1960 


‚Die Folgen des ersten Weltkriegs waren noch an allen Ecken 
ad Kanten zu spüren, als die Vereinigung der Großkessel- 
sitzer im Jahr 1920 ihre erste Hauptversammlung in Berlin 
jhielt. „Wieder in Berlin willkommen‘ riefen Senator Dr. 
ertz und der Vorsitzende der VGB, Direktor Dipl.-Ing. Pees, 
} zahlreichen Teilnehmern an der Jahrestagung zu, die vom 

Juni bis 1. Juli 1960 in der Berliner Kongreßhalle stattge- 
ıinden hat. Die VGB hat viele Jahre in der Reichshauptstadt 
wirkt und vertraut im Glauben an das Recht auf die Zukunft 
Per Stadt, auf der ein hartes Schicksal lastet. 


Nachdem der VGB-Vorsitzende in seiner Begrüßungsan- 
ache die allgemeinen Ziele der Vereinigung im Verlauf ihres 
jährigen Bestehens erläutert und Dr.-Ing. H. Tietz, Lever- 
ısen-Bayerwerk, für seine besonderen Verdienste auf dem 
ebiet der Dampferzeugeranlagen für höchste Drücke und 
emperaturen mit der Guilleaume- Gedenkmünze ausgezeich- 

- hatte, begannen die Fachvorträge, die sich mit den Ent- 

lungstendenzen i im Bau von Dampferzeugungsanlagen i in 
tschiedenen Ländern und mit einigen speziellen Fachfragen 
talsten. 


er erste Vortrag, von Direktor Dipl.-Ing. 7. Seidl, Ober- 
sen, gehalten, beschäftigte sich mit den Entwicklungsten- 
nzen i im deutschen Kesselbau, die durch den Übergang zu 
ößeren Leistungen, höheren Drücken und Temperaturen und 
inehmende Verwendung minderer und schwieriger Brenn- 
e gekennzeichnet sind. In den nächsten Jahren würden 
im Übergang auf die zu erwartenden großen Einheiten von 
0 bis 300 MW die Werte für den Dampfzustand von 160 atü, 
0°C beim Naturumlaufkessel oder 180 atü, 540°C beim 
ingdurchlaufkessel für eine Weile stehen bleiben. Dagegen 
ien auf der Feuerungsseite wegen des großen Angebots ver- 
tiedenartigster BrennstoffeNeuentwicklungen zu erwarten. 
it dem steigenden Dampfdruck dürfte ein verstärkter Über- 
ng zum Zwangdurchlaufkessel einhergehen. Kessel und 
esselhaus werden in stärkerem Maß eine Einheit. Der Kessel 
:d zu einer Dampferzeuger- und Verbrennungsmaschine. 
m die Nachteile kleiner Netze zu vermeiden, werden mehr 
ıd mehr Gemeinschaftskraftwerke gebaut werden. Mit fort- 
reitender Dampf- und Werkstofftechnik werde man bis zu 
n äußersten Grenzen des Wasserdampfprozesses kommen 
nen, dessen höchster Wärmewirkungsgrad sich etwa dem 
ert von 50 v.H. nähern würde. 


Die Entwicklungstendenzen im Bau von Dampferzeugungs- 
gen der öffentlichen Energieversorgung in Frankreich las- 
wie Generaldirektor Y. Teste, Paris, ausführte, deutlich die 
n der EdF geförderten und gewünschten Vereinheitlichungs- 
d Normungs-Bestrebungen erkennen. Zu dem Kraftwerks- 
Ock mit einem Turbosatz 117/125 MW, 127 atü, 540°C und 
hörigem Dampferzeuger von 360/400 t/h treten 250-MW- 
cke mit Turbosätzen von 235/250 MW, 166 atü, 565°C und 
sselleistungen von 700/770 t/h. Sie bereiten den Übergang 

_500-MW-Maschinen mit Dampferzeugern von 1350 bis 
50 t/h vor. Bemerkenswert ist, daß in Frankreich 97 v.H. 

Dampferzeuger Naturumlaufkessel sind. Abschließend be- 
= der Vortragende verschiedene konstruktive Lösungen. 


Auch in Großbritannien wird, wie aus dem Vortrag von 
pl.-Ing. X. R. Lenel, London, zu entnehmen wat, Da der 
ung des zukünftigen Ausbaus des Systems das Hauptge- 
ıt bei Dampferzeugern und Maschinen auf Normung von 


Dampfdruck und -temperaturen, Vereinfachung der Konstruk- 
tion, Konzentrierung von größeren Einheiten in weniger Kraft- 
werken und Anwendung des Blockprinzips gelegt. Fast alle 
Dampferzeuger haben natürlichen Umlauf, Feuerräume mit trok- 
kenem Aschenabzug und arbeiten mit Dampftemperaturen nicht 
über 570°C und Drücken um 175 atü am Überhitzeraustritt. 
Kürzlich wurde ein kontrollierter Umlauf für Drücke über 
140 atü und Leistungen über 600 t/h eingeführt. Im Zuge der 


Normung sind Blockleistungen von 550 MW bei Kesselleistun- 5 


gen von 1700 t/h bei 170 atü, 568°C und Zwischenüberhitzung 
auf 568° C vorgesehen. K. R. Lenel beschrieb an Hand zahltei- 


cher Lichtbilder die Konstruktion der Dampferzeuger von250 


bis 1650 t/h, wobei er auch auf die Einzelteile wie Feuerräume, 


Überhitzer, Brenner, Ekonomiser, Luftvorwärmer, Mühlenund 


Aschetransportanlagen einging. In Zukunft seien größere Fort- 
schritte auf dem Gebiet der automatischen Kontrolle der Kraf- 
werke unter Verwendung von elektronischen Geräten und 


Rechenmaschinen zu erwarten. 


Dr.-Ing. R. F. Heinrich, Dortmund, beantwortete die Frage 


nach der Zweckmäßigkeit der Verwendung von Elektrofiltern 


mit vor- oder nachgeschalteten mechanischen Abscheidern d- 


hingehend, daß die Anwendung von Kombinationsfiltern des 
genauen Studiums des jeweils vorliegenden Falles bedarf. Vom 
betriebswirtschaftlichen Standpunkt aus stelle in den meisten 
Fällen ein Einfach-Mehrzonen-Elektrofilter die wirtschaft- 


lichere Lösung für die Rauchgasreinigung dar. In einer Reihe 


von Bildern wurden Sprüherscheinungen gezeigt, die bei zu 


hohem elektrischem Widerstand des Staubs auftreten und den 


Wirkungsgrad der Filter herabsetzen. 
Das 40jährige Bestehen der VGB nahmen Dr.-Ing. 7. Class, 


Ludwigshafen, und Dr.-Ing. W. Ruttmann, Leverkusen, zum 
Anlaß, um die sehr wesentliche Mitwirkung der Vereinigung 
in allen Fragen hervorzuheben, die mit der Entwicklung und 


Bedeutung des Schweißens und der Verarbeitung von Werk- 


stoffen im Kesselbau zusammenhängen. 


Der neutrale Wasser-Dampf-Kreislauf war das Thema, das 
sich Oberingenieur E. Stange, Hamburg, gestellt hatte, um über 
15 Jahre lange Erfahrungen in den Kraftwerken eines nord- 
deutschen EVU zu berichten. Der ‚„Benson-Krankheit“, d.h. 
den trotz Alkalisierung des Wassers namentlich im Bereich der 


Restverdampfungszone auftretenden Korrosionsschäden an 
Bensonkesseln könne man entgegentreten, wenn man weit- 
gehend entgastes und praktisch salzfreies, neutrales Speisewas- 


ser verwendet. Die Hamburgischen Electricitäts-Werke haben 
mit Vollentsalzungsanlagen gute Erfahrungen gemacht. Ero- 


sionsschäden bei Verwendung neutralen Wassers in den Speise- 


pumpen und den Kondensat-Entspannungsstrecken zwangen 


zum Einsatz von hochlegiertem Stahl an diesen Stellen. 


Der Dampferzeugerbau hat sich, wie alle anderen Industrie- 


zweige, die Fortschritte auf dem Gebiet der Regelung zumitze 
gemacht. Prof. Dr. R. Profos, Zürich, erinnerte in seinem Vor- 
trag aber daran, daß der Wirksamkeit jeder Regelung physika- 


lische und technische Grenzen gesetzt sind. Diese sind vorallem ne 


gegeben durch die grundsätzlich beschränkte Genauigkeit der 
Vorausbestimmung der dynamischen Eigenschaften der zu 
regelnden Systeme, durch die mit zunehmendem Regelauf- 
wand steigende Störanfälligkeit der Regeleinrichtungen und 
durch die gestiegenen Anschaffungs- und Betriebskosten. 
Der vermehrte Einsatz der automatischen Regelung sei nur 
sinnvoll, wenn dafür durch entsprechende Ausbildung des Be- 
triebs- und Wartungspersonals und durch Steigerung der Güte 
der Regelgeräte die Voraussetzungen geschaffen werden. 


Den Abschluß der Vortragsreihe bildete, wie schon in den 
vergangenen Jahren, ein allgemeinbildendes Thema. Prof. Dr. 
Dr. Dr. h.c. 7. Schack, Berlin, fesselte seine Zuhörer mit Ge- 
danken zur Freiheit der Initiative und Selbstverantwortung als 
Grundlage der Entwicklung in Technik und Wirtschaft. Der 
Mensch sei nur abstrakt betrachtet ein Individuum, in Wirklich- 
keit aber ist er eine Person und als solche Glied einer großen 
Gemeinschaft, gleich welcher Art. Darum schließe Selbstver- 
antwortung auch soziale Verantwortung in sich. Schr 
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UNICHAL-Kongreß 1960 


Die UNICHAL hat am 27. April 1960 in Utrecht ihre dies- 
jährige Mitgliederversammlung durchgeführt und unter der 
Leitung ihres Präsidenten A. J. Mijnlieff (Niederlande) eine Rei- 
he von Beschlüssen gefaßt, die sich zunächst auf finanzielle Fra- 
gen (Mitgliedsbeiträge, Kongreßbeitrag ab 1961, Vergütung 
ehrenamtlicher Tätigkeit, Kassenbericht) bezogen. Das Ver- 
waltungsratsmitglied M. Snoeck (Belgien) ist nach fünfjähriger 
Amtszeit satzungsgemäß ausgeschieden; der Sitz bleibt vor- 
läufig unbesetzt. Der Verwaltungsrat besteht jetzt aus 7 Vertre- 
tern von 7 Ländern. Neben dem bisher einzigen Ehrenpräsiden- 
ten A. Charbonnier (Frankreich) wurden der letzte Präsident, 
P. Meystre (Schweiz), satzungsgemäß zum weiteren Ehrenprä- 
sidenten und der bisherige Sekretär A. Guichemerre (Frankreich) 
zum Generalsekretär ernannt. 


Das Gas- och Elverk Göteborg, die Stadtwerke Klagenfurt 
und die Rhein-Neckar AG, Mannheim (Vertreter: #. Doka), 
wurden einstimmig neu aufgenommen. 


Angetegt durch einen Vortrag von H. T'ham (Schweden) über 
einen schwedischen Naturutan-Schwerwasser-Reaktor mit 
Fernwärmeversorgung wird zu den vorhandenen drei Studien- 
komitees ein Kernenergie-Ausschuß berufen, in dem auch die 
Bundesrepublik mitarbeiten wird. Die Aufgaben und die Mit- 
gliederzahl der übrigen Ausschüsse werden erweitert. Die Vor- 
sitzenden der Ausschüsse bzw. ihre Vertreter erstatteten ihre 
Tätigkeitsbertichte: 


a) Ausschuß für Fernwärmeleitungen; Berichterstatter: 
P. Meystre (Schweiz) — 


Der Auftrag lautete, die hohen Kosten der Rohrverlegung 
und -isolierung durch Auffinden und Erproben billigerer Ver- 
fahren (z.B. direkte Erdverlegung) zu senken. In zwei Einzel- 
berichten wurden Erfahrungen mit Gilsulate und mit Insulphil, 
einem amerikanischen Produkt ähnlich Gilsulate, bekanntgege- 
ben. Der dritte Bericht behandelte das in Utrecht angewendete, 
mit einer örtlichen Baufirma entwickelte Verfahren, Rohrab- 
schnitte werkstattmäßig mit einer Plastik-, Flachsstroh- und As- 
phaltschicht zu versehen und auf der Baustelle nur die Rohr- 
‚stöße zu verschweißen und zu isolieren. Die Erfahrungen rei- 
chen allerdings noch nicht aus, zu einem abschließenden Urteil 
über die Bewährung dieser neuen Verfahren zu gelangen. 


In den Ausschuß wurden O. v. Graberg (Deutschland), 2. 
Meystre (Schweiz) und G. Rayhrer (Deutschland) neu hinzuge- 
wählt. 


b) Ausschuß für allgemeine Fragen — A. K. Bak (Däne- 
mark) berichtet anstelle des verhinderten Obmanns M. Siege- 
mann (Deutschland) vom Abschluß der Arbeit über die Kosten- 
aufteilung Strom/\Wärme. Der Entwurf liegt in deutscher, fran- 
zösischer und englischer Sprache vor und soll nach einigen 
Kürzungen zum UNIPEDE-Kongreß 1961 eingereicht wer- 
den. Die Kürzungen werden sich wahrscheinlich auf die Zah- 
lenbeispiele am Schluß des Berichts erstrecken. Zum Inhalt des 
Berichts wird gesagt, daß nach den Ergebnissen einer Rundfrage 
ein allgemein gültiges Verfahren der Kostenaufteilung in den 
verschiedenen Mitgliedsländern nicht angewendet wird. Des- 
halb habe man sich im ersten Teil des Berichts auf eine Darstel- 
lung der Grundsätze beschränkt und anschließend einige Ein- 
zelbeispiele gebracht. Auf jeden Fall dürfe die Stromerzeugung 
durch die Wärmekraftkupplung nicht verteuert werden; es ist 
also zu entscheiden, in welchem Umfang der Strom und die 
Wärme mit den Mehrkosten belastet werden sollen. 


In der letzten Ausschußsitzung am Vortag hatte ferner A. 
Tham (Schweden) über die schwedischen Reaktorptojekte, ins- 
besondere über einen Reaktor mit Wärmeausnutzung in einem 
Fernheiznetz berichtet. X. Kastrol/ (Deutschland) hielt zum Ab- 
schluß einen Lichtbildervortrag über die ersten Erfahrungen 
mit der Gasturbinenanlage in Bremen-Neue Vahtr. 

Zu erwähnen bleibt noch, daß sich der Ausschuß eingehen- 
der mit Gasturbinen, der Frage Heiß- oder Warmwasser (in Zu- 
kunft mit Heizwasser bezeichnet) und der industriellen Wärme- 
kraftkupplung zu befassen gedenkt. 
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c) Ausschuß für Hausanschlüsse;; Berichterstatter: N. C 
Geertsen (Dänemark) — Der aus drei Mitgliedern bestehend) 
Ausschuß konnte bisher nur Teilentwürfe erarbeiten. Es ha 
sich herausgestellt, daß der ursprüngliche Auftrag, die Ferni 
wärmeversorgung von Hochhäusern zu untersuchen, nicht eu 
giebig genug ist und auch nur im Zusammenhang mit andere 
Anschlußproblemen untersucht werden kann. Daher wurde: 
die Anlagen vorläufig grundsätzlich in solche zur unmittelbare; 
Einspeisung in das Verbrauchernetz und in Anlagen unter Ver 
wendung von, Wärmeaustauschern unterteilt. Ferner hat sicl 
die Unterteilung des Wärmeträgers in Warmwasser und Heiß 
wasser wegen der Abgrenzungsschwierigkeiten nicht bewährt 
man will vielmehr künftig nur noch von Heizwasser sprechen] 


Der Fragebogen über die Gestaltung von Hochhausanschlüs; 
sen wurde zwar von 16 Unternehmen beantwortet, aber n 
fünf konnten Unterlagen beisteuern. Die Angaben ließen ein 
allgemeine Übereinstimmung der Verfahren erkennen. Zur G 
staltung der Wärmeaustauscher reichen die Unterlagen der Lic 
ferfirmen und im Fachschrifttum nicht aus; deshalb soll einl 
Rundfrage die Grundlagen für die Beurteilung der verschied 
nen Konstruktionen liefern und dem Besteller Anregungen gq 
ben. Schließlich ist noch die Ausarbeitung eines Abschnitt 
über die Ausstattung von Anschlußanlagen mit Autom un! 
Meßeinrichtungen Bebschee 


Der Ausschuß für Hausanschlüsse wird durch F. Flübne 
(Deutschland) und A. Visseq (Frankreich) erweitert; M. Salomon 
Legagneur (Frankreich) scheidet aus. 

Nach Abschluß der Tagesordnung gab Präsident Mil 
nochmals einen kurzen Rückblick in Verbindung mit seiner 
Dank an die Kongteßteilnehmer. P. Meystre verlieh dem Dan 
der Kongreßteilnehmer an den Präsidenten für die ausgezeic 
nete Vorbereitung und Durchführung der Veranstaltungen un 
Exkursionen in Holland unter lebhaftem Beifall der Versan 
lung Ausdruck. > 
Der nächste UNICHAL-Kongteß soll vom 5. bis 7. Oktob: 
1961 (kurz vor dem UNIPEDE-Kongreß in Baden-Bade: 
stattfinden. Als Tagungsorte stehen Manibäine Karlsruhe un 
Stuttgart zur Kusahl. 

I. Merck 


Neuerscheinungen der 
Verlags- und Wirtschaftsgesellschaft desä 
Elektrizitätswerke mbH (VWEW) a 


Ringbuch der Energiewirtschaft — Herausgegeben von di 
Vereinigung Deutscher Elektrizitätswerke in Zusamme: 
arbeit mit dem Verband der Deutschen Gas- und Wasse 
werke. 13. Lieferung, DIN A 5, 230 S. 23,— DM (G: 
samtumfang 2210 S. in drei Bänden 249,05 DM). ' 


Die 13. Lieferung verzeichnet auf 116 Tabellenseiten d 
neuen Zahlenwerte über Elektrizitätserzeugung und -verbraucl 
Hierbei sind Aufstellungen über den Haushaltstromverbrauc| 
über den Anteil des Indus und des Haushaltverbrauchs a: 
Gesamtverbrauch sowie den Verbrauch je Einwohner in Städ 
ten über 50000 Einwohner aufgenommen worden. 78 Seite 
sind Zahlenwerten über Be und -verbrauch, weite! 
Tabellen der Gasverteilung und Genine gewidmet. 


Die stetige Inhaltserweiterung des Ringbuchs macht eind 
vierten Sammelordner erforderlich, der mit entsprechende 
Richtlinien für die Aufteilung und das Umheften des Gesam 
stoffes auf vier Bände der nächsten Lieferung beigegeben wit 


Ringbuch für Elektrizitätsanwendung — Herausgegebt 
von der Hauptberatungsstelle für Elektrizitätsanwendung | 
HEA —. 11. Ergänzungslieferung, DIN A 5,1128. 7,84D. 
(Lieferpreis des Gesamtwerks, bisher 1144 S. in zZ 
Sammelordnern, 91,68 DM). 


Diese Lieferung bringt drei neue Sachgebiete. Das Rubr 
DIg bietet eine zusammenfassende Darstellung der Üb 
tragungsverfahren durch Ton und Bild: Plattenspieler, Magn 
tongeräte, Rundfunk, Fernsehen und Stereophonie sowie ele 
trische Spielzeuge und Experimentierkästen. Die Anwendun 
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biete elektrischer Energie erhalten zur Gruppe der Holzge- 
:rbe den neuen Unterabschnitt „Tischler und Schreiner‘ so- 
e den Unterabschnitt „Kirchenheizung“ als Teil 1 des Sach- 
biets „Großraumheizung“. Die Ergänzungsblätter behan- 
In diese Gebiete in der bekannten lebendigen und allgemein- 
tständlichen Darstellung, die durch zahlreiche Abbildungen 
ıd Zeichnungen illustriert wird. 


onfrequenz-Rundsteueranlagen — Bericht über den Erfah- 
rungsaustausch in Gmunden am 4. und 5. Juni 1959. DIN 
‚A 4, 98 S. Ganzleinen 22,— DM, 


Unter diesem Titel ist ein Berichtsband über eine gemein- 
haftliche Tagung der Arbeitskreise „Tonfrequenz-Rund- 
suetanlagen‘‘ des Verbandes der Elektrizitätswerke Öster- 
ichs und der VDEW erschienen, der die Referate und Diskus- 
onsbeiträge dieser Tagung wiedergibt. Der Gesamtbericht 
»rmittelt ein sehr instruktives Bild vom derzeitigen Stand der 
undsteuertechnik in Österreich, der Bundesrepublik Deutsch- 
nd, in Frankreich und in der Schweiz und berichtet gleichzei- 
5 auch von den damit zusammenhängenden technischen und 
irtschaftlichen Problemen sowie den künftigen Entwicklungs- 
öglichkeiten. Der Bericht dient nicht nur den Herstellern und 
erbreitern von Tonfrequenzrundsteueranlagen, sondern auch 
len denen, die sich mit der Projektierung solcher Anlagen be- 
ssen, als wertvolle Informationsquelle. 


abeltagung 1959 in Nürnberg — Bericht über die Vorträge 
und Diskussionen. DIN A 4, 54 S. mit 68 Bildern und 14 
Zahlentafeln. Broschiert 7,50 DM. 


Der Bericht ist als Sonderausgabe ‚Kabel‘ der „Elektrizi- 
tswirtschaft‘“ erschienen und beschäftigt sich eingehend mit 
=uzeitlichen Nieder- und Mittelspannungskabeln, Einheits- 
ad Vorzugsquerschnitten, der Nullung in Kabelnetzen, Be- 
iebserfahrungen an Muffen und Endverschlüssen und mit 
instigen Problemen, die sowohl für die EVU als auch für die 
abelhersteller von aktuellem Interesse sind. 


llgemeine Tarifpreise 1959 — Übersicht nach dem Stand 
vom 1. Oktober 1959. DIN A 4, 238 S. Rotaprintdruck 
22,50 DM. 


In der Jahrgangsfolge der „Allgemeinen Tarifpreise‘“ liegt 
tzt die neue Ausgabe nach dem Stand vom 1. Oktober 1959 
ır Lieferung vor. Das Tabellenwerk wurde gegenüber dem 
orjahr wesentlich erweitert und benennt nunmehr die Tarife 
on 735 Elektrizitätsversorgungsunternehmen (bisher 532). 
len umfangreichen tabellarischen Zusammenstellungen in der 
ekannten Gliederung nach Haushalt- und Kleinverbrauchs- 
tif, Gewerbetarif Licht, Gewerbetarif Kraft, Leistungspreis- 
tif und Pauschaltarif, Landwirtschaftstarif, Schwachlasttarif 
nd Meßpreis wurde wie bisher ein Verzeichnis der erfaßten 
lektrizitätsversorgungsunternehmen vorangestellt. 


DE-Schriftenreihe 


‚eft 9: Schutzmaßnahmen gegen zu hohe Berüh- 
tungsspannung. — Von R. Meckel. DIN A5, 70 S. mit 60 
‚Abb. VDE-Verlag GmbH, Berlin-Charlottenburg 1959. 
‚Brosch. 4,— DM. 


Die Schrift ist ein Kommentar zu den neuen Bestimmungen 
DE 0100/11.58. Zur Erleichterung der Benutzung des Kom- 
jentars, der sich auf alle einschlägigen Probleme der Schutz- 
aßnahmen erstreckt, sind die zugehörigen Paragraphen von 
DE 0100 am Rand angegeben. Für die Praxis besagen die 
suen Bestimmungen eindeutig, daß in Anlagen im Freien, in 
ıdustrieanlagen, gewerblich und landwirtschaftlich genutzten 
äumen, in feuchten und nassen Räumen, in Räumen mit leiten- 
an Fußböden und in Räumen mit Wasser- und Gasauslässen 
der Zentralheizungen, auch wenn der Fußboden isolierend 
t, Schutzmaßnahmen gegen zu hohe Berührungsspannung 
rzusehen sind. 


Be 


rn . Baum, Tolkien BLU D un 
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Heft 10: Erläuterungen zu den Regeln für elektrische 
Maschinen.-Herausgegeben von HZ. Hess. DIN A5, 84 S. 
VDE-Verlag GmbH, Berlin-Charlottenburg 1960. Ganzln. 
8,40 DM. 


Die jüngste Ausgabe dieses Regelwerks stammt vom März 
1959 (VDE 0530/3.59 „Regeln für elektrische Maschinen‘). 
Ein Kreis von Mitgliedern der VDE-Kommission 0530 (Elek- 
trische Maschinen) hat diese Erläuterungen verfaßt, die allen 
Benutzern der Bestimmungen 0530 als zuverlässige Anleitung 
dienen sollen. Als nützlich dürften sich dabei die ausführlichen 
Sach- und Schrifttumsverzeichnisse erweisen. 


%* 


Elektrotechnisches Normen- und Vorschriften-Verzeich- 
nis, Ausgabe Mai 1960 — Herausgegeben vom Fachnor- _ 
menausschuß ‚Elektrotechnik‘ (FNE) im DNA, Berlin. 
DIN A5, 110 S. Beuth-Vertrieb GmbH, Berlin 1960. 


Die letzte Ausgabe ist im April 1959 erschienen. Auch die 
neue, siebente Lieferung ist nach Sachgruppen, nach DIN- und 
VDE-Nummern geordnet und enthält am Schluß ein Stichwör- 
terverzeichnis. Ein Anhang enthält die derzeit vorliegenden 
DIN-Norm-Entwürfe und VDE-Vorschriften-Entwürfe, 


* 


Wer liefert was? — DIN A4, 1200 S. Bezugsquellennachweis 
für den Einkauf „Wer liefert was?‘‘ GmbH, Hamburg 1960. 
Ganzleinen 9,80 DM. 


In diesem zur -Hannoverschen Messe 1960 herausgekom- 
menen Verzeichnis sind die Erzeugnisse der Bundesrepublik 
Deutschland und West-Berlins nach Fachgebieten mit Angabe 
der Firmen, die diese Erzeugnisse herstellen, aufgeführt. Vier 
Register mit über 90000 Stichwörtern erlauben, die Erzeugnisse 
der deutschen Industrie in deutscher, englischer, französischer 
und spanischer Sprache alphabetisch nachzuschlagen. Das seit 
dem Jahr 1932 erscheinende Buch ist für den Einkäufer im ' 
Inland und Ausland einfach und praktisch. 


Persänliches 


Kurz vor seinem 50jährigen Dienstjubiläum bei den Stadt- 
werken Krefeld ist der kaufmännische Direktor Heinrich Gerreiz 
Ende August 1960 in den Ruhestand getreten. Seine berufliche 
Entwicklung in den Stadtwerken war gekennzeichnet durch 
sein besonderes Interesse für das Rechnungswesen. Die Stadt- 
verwaltung übertrug ihm daher zu Beginn der dreißiger Jahre 
die Umstellung des Rechnungswesens der Stadtwerke und der 
Hafen- und Bahnbettiebe auf die doppelte kaufmännische Buch- 
führung. 1948 wurde er zum kaufmännischen Direktor ernannt. 


Die in den langen Jahren seiner Tätigkeit in den Stadtwerken 
gesammelten Erfahrungen stellte er sowohl den Prüfungsaus- 
schüssen der Industrie- und Handelskammer für die Nach- 
wuchsbildung als auch den Ausschüssen der Fachverbände zur 
Verfügung. Seine menschliche Wärme und fürsorgliche Art 
haben ihm die Zuneigung und Dankbarkeit aller Mitarbeiter 
gesichert. 


* 


Am heutigen 5. September 1960 kann Erich Reiß auf eine 
40 jährige Dienstzeit beider Ostam GmbH zurückblicken. Er hat 
sich seine Stellung als Abteilungsleiter für den Verkauf von 
Sondergroßlampen, also vor allem für Lampen der Photo- und 
Kinotechnik, seit seinem Eintritt in die Firma Osram im Jahr 
1920 Stück für Stück erarbeitet. Er war nach der kaufmänni- 
schen Lehrzeit Korrespondent, Buchhalter, Osram-Stipendiat 
auf der Handelshochschule Berlin, Sachbearbeiter für Sonder- 
großlampen und Reisevertteter. Nach dem Krieg übernahm er 
eine leitende kaufmännische Funktion im damaligen Werk Er- 
langen, bis er vot zehn Jahren mit der Leitung der Abteilung 
Verkauf von Sondergroßlampen, zunächst mit dem Sitz in Hei- 
denheim, später München, betraut wurde. 


Am 23. August 1960 stand Direktor 2. A. Mootz, seit Kriegs- 
Y ende Mitglied der Geschäftsführung der Allgemeine Deutsche 
> Philips Industrie GmbH, Hamburg, 40 Jahre in den Diensten 


hi der Philips-Gruppe. Er begann seine berufliche Laufbahn 1920 
0 bei den N. V, Philips’ Gloeilampenfabrieken in Eindhoven 
(Holland) und ging im Jahr 1933 nach Hamburg, wo er in den 


Y Vorstand der C.H.F. Müller AG eintrat. Während des Krieges 
kehrte Mootz in die Niederlande zurück und widmete sich tech- 
nisch-organisatorischen Aufgaben im Rahmen des Philips-Un- 
ternehmens. Kurz nach Kriegsende übersiedelte er wieder nach 
Hamburg, wo er sich heute bei seinen Mitarbeitern und Freun- 
den in Deutschland, besonders in Hamburg, ebenso wie bei 
seinenLandsleuten in den Niederlanden großer Wertschätzung 
erfreut. 


Am 26. August 1960 hat Dr.-Ing. Friedrich Mörtzsch, Frank- 
furt am Main, das 60. Lebensjahr vollendet. Seine im Lauf 
"seiner beruflichen Tätigkeit erworbenen Kenntnisse in der 
;  Elektrizitätswirtschaft (Vereinigung der Elektrizitätswerke), 

in der Elektroindustrie (Firma Stiebel-Eltron) und nach dem 
Krieg bei einer großen Tageszeitung kamen ihm zugute, als 
er im Jahr 1954 die Leitung der Presse- und Public Relations- 
Abteilung der AEG übernahm. Sein besonderes Interesse gilt 
der Förderung des deutschen Industriefilms. Er ist Vorsitzender 
der Arbeitsgruppe ‚‚Industriefilm‘ des Bundesverbandes der 
deutschen Industrie, zweiter Vorsitzender der von ihm mitge- 

gründeten Deutschen Public Relations-Gesellschaft, Mitglied 
des Arbeitskreises für Pressefragen beim BDI sowie Mitglied 
des publizistischen Beirats des RKW. Dr. Mörtzsch verfügt 
über reichhaltige Erfahrungen mit Rundfunk, Fernsehen, Film 
und Presse. 


= 


Der Vorsitzende des Vorstandes der Österreichische Elek- 
_ trizitätswirtschafts-Aktiengesellschaft (Verbundgesellschaft), 
De R. Stahl, Wien, hat die Altersgrenze erreicht und wurde 

. zum Vorsitzenden des Aufsichtsrats der Verbundgesellschaft 
ernannt. Sein Nachfolger im Amt des Vorstandsvorsitzers ist 
ie Gen.-Dir. Dipl.-Ing. F. Hintermayer, Vizepräsident des Ver- 
 bandes der Elektrizitätswerke Österreichs. Dem Vorstand der 
Verbundgesellschaft gehören ferner an Gen.-Dir.-Stellvertr. 


” - Dipl.-Ing. O. Sykora. 


R Begrenzung der Kurzschlußleistung 


Der Arbeitskreis „Begrenzung der Kurzschlußleistung‘‘, der 
_ für dieses Thema eine Richtlinie aufstellt, war am 8. Juli 1960 
zusammengetreten. Erhattesich dabeivornehmlichmitder Kurz- 
‚schlußbelastbarkeit von Papierbleikabeln befaßt. Für die Kurz- 
‚schlußerwärmung sind als Richtwerte in dem 3. Entwurf der 
"VDE-Leitsätze 0103 bis 6 kV 160°, für 10 bis 20 kV 140° und ab 
30 kV 120° angegeben, gleich, ob Aluminium oder Kupfer als 
Material gewählt wird. Nach den Angaben eines großen deut- 
schen Kabelherstellers und den praktischen Erfahrungen eines 
großen deutschen EVU und gemäß den Bestimmungen in den 
nordischen Ländern und den Ergebnissen einzelner sorgfältig 
ausgewerteter Störungen der jüngeren Zeit in zwei anderen 


Prof. Dipl.-Ing. Dr. Dr. O. Vas, Direktor Dr. Kölliker und 
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großen deutschen EVU De eine Temperatur v von 160° Chi 
papierisolierte 10-kV-Kabel als unbedenklich und von 200°. 

als anscheinend unbedenklich angesehen werden. Derartig 
vorübergehende Temperaturen können zwar unzuverlässige 
Verbindungen in Muffen und auch Lötstellen, deren wirksam. 
Querschnitt schwächer als der des Leiters ist, schaden; es Jäf 
sich aber nicht verantworten, deshalb stärkere Kabel zu verl. 
gen. Jedenfalls geht es hier aus der jahrzehntealten Praxis he; 
aus nicht um die VDE-Aufgabe, Unfall- und Brandgefahren at 
zuwenden, sondern um Fragen der Betriebssicherheit und dab: 
auch um eine etwaige Inkaufnahme von Störungen aus wir 
schaftlicher Vernunft heraus. H 


Schutztechnik 


Am 25. und 26. Juli 1960 war der Arbeitsausschuß „Schutz; 
technik‘“ der VDEW zu einer Beratung über den Grünen 
VDE 0435 ‚Regeln für elektrische Relais in ee 
zusammengetreten. Das Zustandekommen dieser VDE-B: 
stimmung ist dem Ausschuß zu verdanken. Er hat durch eine 
Vorentwurf wesentliche Vorarbeit geleistet, die wie ein St 
Faden für die fünfjährige Tätigkeit der Kommission gew 
ist. Schon den Grünentwurf hat die Electricite de France ic 
Französische übersetzen lassen. Der Ausschuß denkt desha 
daran, ihn auch in englischer Sprache zu bringen, weil d 
offenbar auf internationaler Ebene eine Lücke ausgefüllt ı 


Gelegentlich dieser Beratung hat der Ausschuß sich au 
der zeitgetreuen Fernübertragung von Relaisangaben bei $ti 
rungen aus den Relaiswarten umfangreicher Anlagen zur Scha 
warte sowie mit den relaistechnischen Anforderungen .d 
Kurzunterbrechung bei 110 kV und mehr befaßt. Das Ergeb: 
wird noch mit den Herstellern erörtert werden. Ein Gespräc 
über frequenzabhängige Netztrennungen bei Ausfall großt 
Lieferungen rundete das Programm und den Erfahrungs 
tausch ab. 


wire 


Anstrich 


Nachdem es in mehrjährigen Bemühungen nicht gehu ne. 
wat, die Elektroindustrie für die Auffassung der EVU- Fac 
leute bezüglich des Grundanstrichs zu gewinnen, hat der A| 
beitskreis ‚Anstrich‘ eine VDEW-Richtlinie erarbeitet, die 6 
Mitgliedswerken sagt, was beim Anstrich zu beachten ist. I 
Richtlinie kann, weil ihr die Zustimmung der Elektroindust 
fehlt, nicht unmittelbar Bestandteil von "Liefervereinbarung | 
werden. Die derzeit kurz vor dem Ausdruck stehenden Lief4 
vereinbarungen für Freiluftgeräte, Groß- und Kleintransfor: 
toren und Kondensatoren sagen deshalb zumindest über a 
Grundanstrich nichts aus. Die VDEW-Richtlinie für den 
sttich wird in Kürze gedruckt und kann bis zur Herausge | 
Entwurf von der VDEW-Geschäftsstelle bezogen werden. 4 


Straßenbaufinanzierungsgesetz 4 


In der diesbezüglichen Mitteilung in Heft 11 der „Blektrt 
tätswirtschaft‘“ vom 5. Juni 1960, S. 375, ist im Abschnitt | 
Abs. 1, letzte Zeile vetsehentlich der Betrag von 22,75 I]' 
statt des richtigen Betrages von 16,45 DM eingesetzt worden. 


Die Hiektrtziräteversorgung in der BR Deutschland 
Jahr 1959 


In Heft 14 der Zeitschrift vom 20. Juli 1960 muß es aufß,. 4 
zechte Spalte, in der letzten Zeile vor dem Abschnitt , ‚Plan! 
gen‘ heißen: 1297 Einheiten mit 100 bis 150 kV Oberspf 
.. 36663 MVA (statt 3663 MVA). 
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— Schriftleitung: Dipl. uR: Konrad Mey 
M., Bockenheimer Lä& 


ARCEVS 


ALCUPAN - Zweimetallklemme 
mit Federplatte, Mutternlängsdruckstück 
und Gegendruckplatte (B. G.M.) 


Korrosionssichere 
Verklemmung, 
ausgezeichneter 
Stromdurchgang 


MUNCHEN 8 
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4 05 23316 TR 450626 Ü5 Arcuswerke München 


Ol-Transformatoren 

bis 31,5 MVA, 110 kV 
Gleichrichter-Transformatoren 
Trocken-Transformatoren 
Drosselspulen 
Klein-Transformatoren 


Volta-Werke 


Berlin-Waidmannslust 
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